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1048. Sitzung 

Berlin, den 18. Oktober 2024 

 
Beginn: 09.28 Uhr 

Präsidentin Manuela Schwesig: Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, ich eröffne die 1048. Sitzung des Bundesrates. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, bevor wir 
uns der Tagesordnung zuwenden, möchte ich die Gele-
genheit nutzen, einen hochrangigen Gast bei uns im Haus 
zu begrüßen. Auf der Ehrentribüne hat der ukrainische 
Botschafter, Seine Exzellenz Herr M a k e j e w , Platz 
genommen. – Exzellenz, ich begrüße Sie ganz herzlich 
im Bundesrat! 

(Beifall) 

Ich komme nun zur Tagesordnung: Sie liegt Ihnen in 
vorläufiger Form mit 45 Punkten vor. 

TOP 10 wird abgesetzt. 

Das Gesetz zur Verbesserung der inneren Sicherheit 
und des Asylsystems sowie das Gesetz zur Verbesserung 
der Terrorismusbekämpfung – das sind unsere Punkte 41 
und 42 – behandelt der Deutsche Bundestag erst heute 
Vormittag. Sobald der Bundestag die Gesetze verab-
schiedet und zugestellt hat, werden sie umgedruckt und 
im Saal verteilt. Bitte richten Sie sich darauf ein, dass wir 
die Sitzung gegebenenfalls unterbrechen müssen, sofern 
die Beschlüsse uns nicht rechtzeitig vor dem Ende unse-
rer Sitzung zur Beratung vorliegen. 

Zur Reihenfolge: Nach TOP 4 wird der Punkt 15 bera-
ten. Im Anschluss wird die Debatte zu den verbundenen 
Punkten 41, 42, 43, 44 und 45 aufgerufen. Nach TOP 9 
wird der Punkt 36 erörtert. Die Abstimmung zu den ver-
bundenen Punkten 41 bis 45 erfolgt gemäß ihren TOP-
Nummern am Schluss der Sitzung. Im Übrigen bleibt die 
Reihenfolge unverändert. 

Gibt es Wortmeldungen zur Tagesordnung? – Das ist 
nicht der Fall. 

Dann ist sie so festgestellt. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Liebe Gäste! 
Vor zwei Wochen saßen wir am Tag der Deutschen Ein-
heit noch zusammen im Schweriner Staatstheater. Das 
war der Höhepunkt und zugleich der festliche Abschluss 
unserer Bundesratspräsidentschaft, der Bundesratsprä-
sidentschaft Mecklenburg-Vorpommerns. 35 Jahre ist 
es her, dass die Menschen in Ostdeutschland Demokratie 
und Freiheit erkämpft haben – gewaltlos, mutig und ent-
schlossen. Seit 34 Jahren ist Deutschland wiedervereint. 
Wir haben das gemeinsam gebührend gefeiert, mit 
200 000 Menschen, friedlich, fröhlich und sicher. 

Es ist ein großes Glück, im vereinten Deutschland zu 
leben, in Frieden, Freiheit und Demokratie. Und die ost-
deutschen Länder sind eine Bereicherung für unser Land. 
Unsere regionale Vielfalt in Deutschland, das ist unsere 
Stärke. Ich danke Ihnen ganz herzlich für die Mitwirkung 
der Länder. Die Ländermeile war wie immer einer der 
Höhepunkte dieses tollen Festes. 

Es war mir eine Ehre, die 16 Bundesländer Deutsch-
lands ein Jahr lang vertreten zu dürfen, und es hat mir 
auch Freude gemacht. Insgesamt konnte ich als Bundes-
ratspräsidentin 206 Termine wahrnehmen. Ich erinnere 
mich an die Begegnungen mit unseren Nachbarn: mit 
dem französischen Präsidenten, Herrn Macron, mit König 
Willem-Alexander der Niederlande und dem damaligen 
niederländischen Ministerpräsidenten, Herrn Rutte, mit 
dem Vorsitzenden der Ersten Kammer der Niederlande, 
Herrn Bruijn, dem Präsidenten des französischen Senats, 
Herrn Larcher, und der polnischen Senatsmarschallin, 
Frau Kidawa-Błońska. 

Auch die Deutsch-Polnische Freundschaftsgruppe hat 
hier im Bundesrat getagt. Und wir haben im Bundesrat 
beschlossen, die deutsch-polnischen Begegnungen weiter 
auszubauen. Der Bundesrat ist mit anderen Parlamenten 
freundschaftlich verbunden, so wie Deutschland mit 
seinen Nachbarn freundschaftlich verbunden ist. Mir war 
es wichtig, als Bundesratspräsidentin diese Nachbar-
schaften zu pflegen und auch zu stärken. 



378 Bundesrat – 1048. Sitzung – 18. Oktober 2024 

 

Außerdem bin ich als erste Bundesratspräsidentin in 
die Ukraine gereist und habe dort Präsident Selenskij 
getroffen. Meine Reise in die Ukraine war ein Zeichen 
der Solidarität. Der Bundesrat hat zwei gemeinsame 
Entschließungen zur Unterstützung der Ukraine gefasst. 
Im Sinne dieser Entschließungen habe ich dort deutlich 
gemacht: Deutschland, auch seine 16 Länder, steht hinter 
der Ukraine, hinter ihrem Wunsch nach Frieden in Frei-
heit. Ich wünsche mir sehr, dass diese klare Mehrheit so 
bleibt. 

Wir Länder können die Ukraine mit Regionalpartner-
schaften unterstützen. Diese Regionalpartnerschaften 
haben wir in diesem Jahr der Bundesratspräsidentschaft 
ausgebaut. Mecklenburg-Vorpommern hat selbst eine 
Regionalpartnerschaft begründet, und ich werbe bei den 
Bundesländern, die noch keine haben, für diese Regio-
nalpartnerschaften. Es ist wichtig, dass wir die Solidarität 
mit der Ukraine auch auf unserer regionalen Ebene, auf 
der Länderebene stärken. 

Ich danke Ihnen, Herr Botschafter Makejew, ganz 
herzlich für Ihre Unterstützung und für diese gute Zu-
sammenarbeit, und ich bitte darum, dass wir die Unter-
stützung fortsetzen. 

Eine besondere Wertschätzung war der Besuch des 
brasilianischen Präsidenten Lula im Bundesrat. Ich habe 
diesen Besuch im September erwidert und unter anderem 
über Klimaschutz gesprochen – in dem Land, das im 
nächsten Jahr Gastgeber der Weltklimakonferenz sein 
wird. Innerhalb und außerhalb Europas habe ich überall 
große Wertschätzung erfahren: Deutschland und wir 
Länder genießen einen guten Ruf in der Welt. 

Hier in Deutschland erinnere ich mich an die Bürger-
feste in Berlin und Bonn, als wir 75 Jahre Grundgesetz 
gefeiert haben. Unser Grundgesetz ist eine einzigartige 
Erfolgsgeschichte. Dazu gehören 75 Jahre Bundesrat, 
was wir ebenfalls angemessen in Bonn gefeiert haben. 
Bei all diesen Veranstaltungen waren engagierte Bürge-
rinnen und Bürger dabei. Denn sie sind es, die unsere 
Demokratie tragen. 

Ich möchte allen danken, die mit mir in diesem Jahr 
die Bundesratspräsidentschaft gestaltet haben, allen voran 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Bundesrats-
verwaltung unter der Leitung der Direktorin Dr. Ute 
Rettler. Sie haben mich als Bundesratspräsidentin unter-
stützt und unterstützen uns alle gleichzeitig hier im Alltag 
des Bundesrats. Vielen herzlichen Dank dafür! 

Mein Dank geht auch an die Vertretung des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern beim Bund und an mein 
Team in der Staatskanzlei. Für ein kleineres Land ist eine 
Bundesratspräsidentschaft eine große Ehre und gleichzei-
tig eine große Aufgabe. Es ist das Verdienst vieler kluger 
und engagierter Menschen, dass unser Land diese Aufga-
be hervorragend gemeistert hat. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein weiterer 
Schwerpunkt meiner Bundesratspräsidentschaft waren 
das Gedenken an die Opfer des Nationalsozialismus und 
eine klare Position gegen Antisemitismus. Es waren ganz 
besonders emotionale Momente, als ich in Amsterdam 
das Nationale Holocaust-Museum mit eröffnen durfte, in 
Auschwitz, wo ich am Europäischen Holocaust-
Gedenktag für die Sinti und Roma teilgenommen und 
geredet habe, oder auch hier in Berlin, wo ich mit mei-
nem Kollegen Kai Wegner das Jüdische Krankenhaus 
besucht habe. Mit dem französischen Senatspräsidenten, 
Herrn Larcher, habe ich gemeinsam Kränze niedergelegt 
am Denkmal für die ermordeten Juden Europas in Berlin 
und an der Shoah-Gedenkstätte in Paris. 

Deutsche haben in der Zeit des Nationalsozialismus 
Millionen von Menschen vernichtet. Das ist nicht verges-
sen, weder in den Niederlanden noch in Polen noch in 
Frankreich, und das dürfen auch wir nicht vergessen. 
Unsere Generation trägt keine Verantwortung dafür. Aber 
wir haben die Verantwortung, alles dafür zu tun, dass 
diese Verbrechen nicht vergessen werden. Wir stehen in 
der Verantwortung, daran zu erinnern und dafür zu sor-
gen, dass nie wieder so etwas passiert. 

Sehr geehrte Damen und Herren, Antisemitismus und 
weitere Angriffe auf unsere Demokratie sind heute immer 
noch aktuell. Der dritte Schwerpunkt meiner Bundesrats-
präsidentschaft war es, die Demokratie in Deutschland zu 
stärken und in den Dialog zu gehen. Das Jahr meiner 
Bundesratspräsidentschaft war geprägt von einer Polari-
sierung in unserer Gesellschaft und auch von einem 
Rechtsruck bei den Wahlen, der die Regierungsbildung in 
den Ländern wesentlich schwieriger macht. 

Die Demokratie steht unter Druck – von innen und au-
ßen. Wir haben zu Beginn des Jahres allerdings auch 
erlebt, wie Tausende im ganzen Land gegen die rechts-
extremen Pläne einer massenhaften Ausweisung von 
Zuwanderinnen und Zuwanderern demonstriert haben. 
Das war ein gutes, starkes Zeichen gegen Hass, Gewalt 
und Rechtsextremismus und ein Beweis dafür, dass die 
Demokratie in Deutschland auf eine breite und aktive 
Mehrheit zählen kann. 

Diese Menschen müssen wir unterstützen. Wir müssen 
vor Ort ansprechbar und präsent sein. Dabei stelle ich 
immer wieder fest: Diese harte Polarisierung in unserem 
Land, die wir in der politischen und gesellschaftlichen 
Debatte auf den Straßen, im Netz bis hin zu Diskussionen 
an den Abendbrottischen erleben, tut unserem Land nicht 
gut. Wir müssen wieder mehr zusammenfinden. Das 
wünschen sich auch viele Bürgerinnen und Bürger. Dabei 
ist allerdings eine klare Haltung gefragt: gegen Extre-
mismus, Antisemitismus, Spaltung und Hetze, für Demo-
kratie, für Zusammenhalt und Respekt. Es kann keine 
Zusammenarbeit mit Kräften geben, die unsere freiheit-
lich-demokratische Grundordnung infrage stellen oder 
gar abschaffen wollen. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, die Bundesratspräsi-
dentschaft meines Landes Mecklenburg-Vorpommern 
stand unter dem Motto „Vereint Segel setzen“. Deutsch-
land steht in diesen Zeiten vor weiteren großen Heraus-
forderungen. Da ist nicht die Zeit für Parteienstreit. Wir 
müssen die Segel gemeinsam richtig setzen, die großen 
Aufgaben unseres Landes gemeinsam angehen – so, wie 
man bei uns im Norden sagt: Egal woher der Wind weht, 
wir müssen die Segen richtig setzen. Der Bundesrat spielt 
dabei eine ganz entscheidende Rolle. Denn er kann ein 
Vorbild sein, wie wir in Deutschland Politik für die Zu-
kunft gestalten wollen. Der Bundesrat fasst die Vielfalt 
der Regionen zusammen. Im Bundesrat sind Landesregie-
rungen aus unterschiedlichen Parteien vertreten. Hier 
finden unterschiedliche Meinungen und Interessen Aus-
druck. Und der Bundesrat ist frei von Rechtspopulismus. 
Wir sollten alle daran arbeiten, dass das so bleibt. 

Ich durfte im Jahr meiner Bundesratspräsidentschaft 
elf Sitzungen leiten, die heutige mitgezählt. Wir haben in 
dieser Zeit wichtige Gesetze des Bundes beraten, zum 
Beispiel das Wachstumschancengesetz. Wir haben eigene 
Initiativen eingebracht, zum Beispiel zur Organspende. 
Manchmal haben wir auch den Vermittlungsausschuss 
gebraucht, um uns zu einigen. Manchmal hätte ich mir 
auch mehr Entgegenkommen des Bundes gewünscht, 
zum Beispiel bei den Anliegen der Landwirtschaft. Aber 
wir haben im vergangenen Jahr hier im Bundesrat unsere 
Arbeit gemeinsam gemeistert im Geist unseres verfas-
sungsmäßigen Auftrags: in Zusammenarbeit, im sachli-
chen Austausch und im gemeinsamen Bemühen um 
Kompromisse und gute Lösungen. Ich werbe sehr dafür, 
dass es dabei bleibt. Das ist das, was unser Land braucht. 
Ich danke Ihnen herzlich für die gute Zusammenarbeit in 
diesem Jahr. 

Sehr geehrte Damen und Herren, es ist eine gute Tra-
dition, dass die Bundesratspräsidentschaft jedes Jahr 
wechselt. So wird deutlich: Unser Land ist vielfältig. Und 
jedes Land ist schön und wertvoll. Wir haben in den 
vergangenen 12 Monaten vereint Segel gesetzt, und wir 
haben dabei gleichzeitig für Mecklenburg-Vorpommern 
geworben, für unser schönes Land im Norden. Viele 
Menschen aus Mecklenburg-Vorpommern haben die 
Bundesratspräsidentschaft unterstützt. Dafür danke ich 
von Herzen. 

Ab dem 1. November übernimmt das Saarland unter 
dem Motto „Zukunft durch Wandel“ die Bundesratsprä-
sidentschaft. – Liebe Anke Rehlinger, eins haben wir 
beide schon zusammen geschafft: Wir haben die Zahl der 
Frauen, die die Bundesratspräsidentschaft innehatten, in 
zwei Jahren von zwei auf vier verdoppelt. Das zeigt, dass 
es noch eine Menge zu tun gibt. Ich wünsche dir eine 
gute und erfolgreiche Bundesratspräsidentschaft und 
freue mich, dich ein Jahr lang als deine Vizepräsidentin 
unterstützen zu dürfen. 

Als die Ostdeutschen die Mauer gestürzt haben, war 
ich 15 Jahre alt. Dass ich als Bundesratspräsidentin heute 

hier rede, steht für die Möglichkeit, in unserem freien, 
demokratischen Land Demokratie mitzugestalten. Ich bin 
dankbar für dieses Leben in Frieden, Freiheit und Demo-
kratie. Es ist unsere gemeinsame Aufgabe, dafür zu sor-
gen, dass das für alle nachfolgenden Generationen so 
bleibt. – Herzlichen Dank für Ihre Unterstützung in die-
sem besonderen Jahr! 

(Beifall) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte Damen 
und Herren, ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 
TOP 1 

Wahl des Präsidiums (Drucksache 460/24) 

Nach dem vereinbarten Turnus schlage ich Ihnen für 
das am 1. November 2024 beginnende neue Geschäfts-
jahr vor, die Ministerpräsidentin des Saarlandes, Frau 
Anke Rehlinger zur Präsidentin des Bundesrates zu wäh-
len. 

Über die Wahl der Präsidentin wird nach unserer Pra-
xis durch Aufruf der Länder abgestimmt. Ich bitte, die 
Länder aufzurufen. 

Dr. Olaf Joachim (Bremen), Schriftführer: 

Baden-Württemberg   Ja 

Bayern    Ja 

Berlin    Ja 

Brandenburg    Ja 

Bremen    Ja 

Hamburg    Ja 

Hessen    Ja 

Mecklenburg-Vorpommern  Ja 

Niedersachsen    Ja 

Nordrhein-Westfalen   Ja 

Rheinland-Pfalz   Ja 

Saarland    Ja 

Sachsen    Ja 

Sachsen-Anhalt   Ja 

Schleswig-Holstein   Ja 

Thüringen    Ja 

Präsidentin Manuela Schwesig: Demnach kann 
ich feststellen, dass Frau Ministerpräsidentin Anke 
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R e h l i n g e r  für das Geschäftsjahr 2024/25 einstim-
mig zur Präsidentin des Bundesrates gewählt ist. 

Frau Ministerpräsidentin, ich frage Sie: Nehmen Sie 
die Wahl an? 

Anke Rehlinger (Saarland): Ja. – Herzlichen Dank! 

Präsidentin Manuela Schwesig: Dann darf ich 
Ihnen, Frau Kollegin Rehlinger, die Glückwünsche des 
Hauses aussprechen. 

(Beifall – Kurzer Fototermin im Halbrund) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir kommen nun zur 
Wahl der Vizepräsidenten. 

Nach dem verabredeten Turnus schlage ich Ihnen zur 
Wahl vor: zur Ersten Vizepräsidentin die Präsidentin 
des laufenden Geschäftsjahres, zum Zweiten Vizepräsi-
denten den Bürgermeister der Freien Hansestadt Bremen, 
Herrn Dr. Andreas B o v e n s c h u l t e . 

Mit Ihrem Einverständnis lasse ich über diese Vor-
schläge gemeinsam abstimmen. Wer zustimmen möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Einstimmig. 

Die Vorschläge sind einstimmig angenommen. 

Herr Kollege Dr. Bovenschulte und ich selbst nehmen 
diese Wahl ebenfalls an. – Widerspruch, Herr Boven-
schulte? 

(Heiterkeit) 

Dr. Andreas Bovenschulte (Bremen): Nein. – So 
sind die Verhältnisse bei uns. 

Präsidentin Manuela Schwesig: Dann komme 
ich zu Tagesordnungspunkt 2: 
TOP 2 

Wahl der Vorsitzenden und der stellvertretenden 
Vorsitzenden der Europakammer (Drucksa-
che 461/24) 

Die Länder, deren Regierungschefs das Präsidium des 
Bundesrates bilden, stellen in gleicher Reihenfolge die 
Vorsitzende der Europakammer und ihre zwei Stellver-
treter. 

Dementsprechend schlage ich Ihnen vor, Frau Minis-
terpräsidentin Anke R e h l i n g e r  (Saarland) zur Vor-
sitzenden, Frau Ministerin Bettina M a r t i n  (Meck-
lenburg-Vorpommern) zur ersten stellvertretenden 
Vorsitzenden und Herrn Staatsrat Dr. Olaf J o a c h i m  
(Bremen) zum zweiten stellvertretenden Vorsitzenden 
der Europakammer für das Geschäftsjahr 2024/25 zu 
wählen. 

Wer diesem Vorschlag zuzustimmen wünscht, den bit-
te ich um das Handzeichen. – Einstimmig. 

Damit sind die Vorsitzende der Europakammer und ih-
re zwei Stellvertreter einstimmig gewählt. – Herzlichen 
Glückwunsch und viel Erfolg! 

Ich komme zu Punkt 3: 
TOP 3 

Wahl der Vorsitzenden der Ausschüsse (Drucksa-
che 462/24) 

Für diese Wahl liegt Ihnen der Antrag der Präsiden-
tin vor. 

Wer diesem Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Einstimmig. 

Das ist einstimmig so beschlossen.  

Auch hier: Glückwunsch und viel Erfolg! 

Dann kommen wir zu Punkt 4: 
TOP 4 

Wahl der Schriftführer (Drucksache 463/24) 

Ich schlage vor, für das Geschäftsjahr 2024/25 Herrn 
Staatsminister Eric B e i ß w e n g e r  (Bayern) und 
Herrn Staatsrat Dr. Olaf J o a c h i m  (Bremen) als 
Schriftführer zu wählen. 

Wer dem Vorschlag zustimmen möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Einstimmig. 

Damit sind beide Schriftführer einstimmig gewählt. 

Herzlichen Glückwunsch und viel Erfolg! 

Dann kommen wir zu Punkt 15: 
TOP 15 

Entschließung des Bundesrates für die Sicherung 
von Arbeitsplätzen und Investitionen in der Auto-
mobilindustrie – Antrag der Länder Saarland, Nie-
dersachsen – (Drucksache 452/24) 

Mir liegt eine Wortmeldung vor von Herrn Staatsmi-
nister Mansoori aus Hessen. 

Kaweh Mansoori (Hessen): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Kolleginnen und Kollegen! 2020 wurden auf-
grund der Corona-Krise in China nur noch 1,3 Millionen 
E-Autos zugelassen. 2021 waren es dann bereits 
3 Millionen, 2022  5,5 Millionen. Heute ist jedes zweite 
neu in China zugelassene Auto nicht fossil betrieben. 
Darf ich höflich fragen, was vor zwei Jahren von den 
Vorständen deutscher Automobilbauer besprochen wur-
de? 

Meine Damen und Herren, niemand kauft ein Auto aus 
Mitleid. Die Politik kann niemanden überzeugen, ein 
bestimmtes Produkt zu erwerben. Es ist nicht unsere 
Aufgabe, die Folgen fehlerhafter Unternehmensentschei-
dungen abzufedern – und dennoch muss die Politik, müs-
sen wir handeln. Die Automobilindustrie ist das industri-
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elle Herz unseres Landes, und es schlägt unregelmäßig. 
Das betrifft nicht nur Vorstände und Anteilseigner. Es 
betrifft vielmehr Menschen. 

In Hessen hängen allein vom VW-Standort in Bauna-
tal fast 50 000 Arbeitsplätze ab. Viele Kolleginnen und 
Kollegen hier im Saal haben eine mehr oder minder di-
rekte oder indirekte Betroffenheit, wenn es einer so do-
minanten Branche nicht gut geht. Ich war in Baunatal. Es 
ist beklemmend, 8 000 Beschäftigten in einer Werkshalle 
gegenüberzutreten, die teils in der dritten und vierten 
Generation stolz jeden Tag ihrer Arbeit nachgehen und 
sich fragen, wie lange sie das noch tun werden. Jeden 
Tag schaffen sie Werte, bringen Leistung. Sie haben 
nichts falsch gemacht. Doch überall in unserem Land 
sehen wir einen tiefgreifenden Wandel. Wir sehen Pro-
duktionsrückgänge, Unsicherheiten durch hohe Energie-
kosten und politischen Streit. Hessen und die Hessische 
Landesregierung stehen fest an der Seite der Beschäftig-
ten. Ich gebe aber zu, dass ich Sorge habe, dass der Fall 
VW die Sozialpartnerschaft beschädigten könnte. 
4,5 Milliarden Euro Dividende sind allein in diesem Jahr 
ausgezahlt und aus dem Unternehmen abgezogen wor-
den. Ich empfinde es als unanständig, dass jetzt in glei-
cher Höhe gespart werden soll. 

Wir haben eine starke Mitbestimmung und eine ver-
antwortungsvolle Sozialpartnerschaft. Dadurch hat 
Deutschland lange einen Produktivitätsvorsprung gehabt. 
Den Vorsprung durch Innovation müssen wir uns bewah-
ren, und dort, wo er verloren gegangen ist, müssen wir 
ihn uns zurückholen. Das gelingt nur mit den Beschäftig-
ten, nicht ohne sie und schon gar nicht gegen sie. Wie 
kann das bei einer ausländischen Konkurrenz gelingen, 
die trotz hoher Strafzölle immer noch billigere Fahrzeuge 
produziert? 

Der Antrag, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
nennt mehrere Ansätze. Ich will einen herausgreifen: die 
Notwendigkeit eines beschleunigten Ausbaus der Lade-
infrastruktur. Einer der Hauptgründe für die Zurückhal-
tung beim Kauf von Fahrzeugen sind fehlende Ladesäu-
len. Hierzu leisten wir als Land Hessen, so wie andere 
Bundesländer auch, unseren Beitrag. Trotz eines engen 
Haushalts haben wir in diesem Jahr genauso viel Geld 
wie auch in den letzten Jahren für den Ausbau von Lade-
punkten eingeplant. Um jedoch wirklich Hebel in Bewe-
gung zu setzen, brauchen wir die Hebel des Bundes. 

Wenn Sie mich fragen, ob die in dem Antrag genann-
ten Instrumente auf jeden Fall den Erfolg bringen wer-
den, will ich Ihnen ehrlich sagen: Das kann heute nie-
mand mit Sicherheit sagen. Der Antrag nennt gleichwohl 
Erfolgsbedingungen. Wir müssen uns trauen, Instrumente 
auszuprobieren. Scheitern sie, müssen wir neue Ansätze 
ausprobieren. Dafür kann ich Ihnen aber sagen, was wir 
genau nicht brauchen: 

Erstens: hohe Energiekosten. Nicht nur die Herstel-
lung von Autos ist energieintensiv und damit teuer in 

Deutschland. Wir können nicht zuwarten, bis die Ener-
giewende abgeschlossen und der Netzausbau zu Ende 
finanziert ist. Die Kosten müssen jetzt runter, die Netz-
entgelte müssen bezuschusst werden. 

Zweitens: Hin und her. Wir können das Exportge-
schäft nicht mit einer Technologie gewinnen, die gerade 
im Begriff ist, international abgehängt zu werden. Unter-
nehmen brauchen verlässliche Rahmenbedingungen für 
ihre Milliardeninvestitionen in die Elektromobilität. 

Und drittens: Stillstand. Nichts zu tun, mag manchmal 
eine gute Idee sein, wenn es einen funktionierenden 
Markt gibt. Doch der Automarkt ist im Umbruch. Unter-
stützung nach Kassenlage zu gewähren, ist nur eine ande-
re Form des Stillstands. Es braucht aus unserer Sicht 
Kaufprämien als Brücke. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich möchte, 
dass deutsche Autos wieder begehrt sind, dass sie gleich-
zeitig technologisch führend und bezahlbar sind. Das ist 
der Job der Industrie. Politik designt keine Autos. Politik 
setzt aber Rahmenbedingungen. Dieser Antrag ist unser 
Beitrag hierzu. Industrie, Sozialpartner und Politik – 
gemeinsam ist vieles möglich. Fangen wir an! – Vielen 
Dank! 

Amtierende Präsidentin Wiebke Osigus: Herz-
lichen Dank, Herr Staatsminister Mansoori! 

Wir haben noch eine Erklärung zu Protokoll1 von 
Herrn Staatssekretär Bischoff (Saarland) für Frau Mi-
nisterpräsidentin Rehlinger. 

Weitere Wortmeldungen oder Protokollerklärungen 
liegen uns nicht vor. 

Wir kommen nun zur Abstimmung. Hierzu liegen 
Ihnen die Ausschussempfehlungen vor. 

Ich beginne mit Ziffer 1, die ich nach Buchstaben ge-
trennt aufrufe. 

Wer ist für Buchstabe a? – Minderheit. 

Buchstaben b und d gemeinsam! – Minderheit. 

Buchstabe c! – Minderheit. 

Buchstabe e! – Minderheit. 

Nun bitte Ihr Handzeichen für Ziffer 2! – Minderheit. 

Dann frage ich, wer die Entschließung entsprechend 
Ziffer 3 der Ausschussempfehlungen unverändert fassen 
möchte? – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat die Entschließung gefasst. 

                                                           
1 Anlage 1 
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Für diesen Fall gibt Herr Staatsminister Ebling 

(Rheinland-Pfalz) eine Erklärung zu Protokoll1. 

Wir schließen den Tagesordnungspunkt 15. 

Die Tagesordnungspunkte 41 bis 45 rufe ich zur ge-
meinsamen Beratung auf: 
TOP 41 

41. Gesetz zur Verbesserung der inneren Sicher-
heit und des Asylsystems (Drucksache 511/24, 
zu Drucksache 511/24) 

in Verbindung mit 
TOP 42 

42. Gesetz zur Verbesserung der Terrorismusbe-
kämpfung (Drucksache 512/24, zu Drucksa-
che 512/24, zu Drucksache 512/24(2)) 

TOP 43 

43. Entschließung des Bundesrates: Ordnung, Steue-
rung, Begrenzung und Humanität in der Migra-
tionspolitik sicherstellen – Antrag der Länder 
Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg, 
Schleswig-Holstein – Geschäftsordnungsantrag 
des Landes Nordrhein-Westfalen – (Drucksa-
che 464/24) 

TOP 44 

44. Entschließung des Bundesrates „Änderungen im 
Strafgesetzbuch und in der Strafprozessordnung 
zur Stärkung der Terrorismusbekämpfung“ – 
Antrag der Länder Nordrhein-Westfalen, Baden-
Württemberg, Schleswig-Holstein – Geschäfts-
ordnungsantrag des Landes Nordrhein-
Westfalen – (Drucksache 465/24) 

und 
TOP 45 

45. Entschließung des Bundesrates: Migration steu-
ern – Innere Sicherheit gewährleisten – Antrag 
des Landes Baden-Württemberg gemäß § 36 Ab-
satz 2 GO BR – (Drucksache 513/24) 

Hierzu liegen uns Wortmeldungen vor. Wir beginnen 
mit Herrn Staatsminister Dr. Herrmann, Bayern. – Bitte! 

Dr. Florian Herrmann (Bayern): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Knapp fünf Monate 
nach dem feigen Mordanschlag von Mannheim und zwei 
Monate nach dem Terrorakt von Solingen legt die Ampel 
nun ein sogenanntes Sicherheitspaket vor. Um eines 
gleich vorweg zu sagen: Dieses Paket verdient seinen 
Namen nicht, insbesondere nicht in der Fassung, die wir 
vermutlich heute gegen Mittag vom Bundestag präsen-
tiert bekommen werden. Es wird nämlich nicht für mehr 
Sicherheit sorgen. Es ist mittlerweile kein Sicherheitspa-
ket mehr, sondern ein Unsicherheitspaket. 

Dabei besteht auf diesem Gebiet dringender Hand-
lungsbedarf. Statt aber klare Kante gegen Kriminelle, 
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gegen Terror zu zeigen, präsentieren die Ampelparteien 
ein wachsweiches Sicherheitspaketchen, immer weiter 
abgeschwächt und mittlerweile bis zur Unkenntlichkeit 
verwässert. Genau deshalb lehnen wir es auch in der 
Gesamtheit klar ab. Wir stehen damit übrigens nicht 
allein. Es ist doch erstaunlich, wenn selbst der Deutsche 
Richterbund, der nicht gerade dafür bekannt ist, immer 
nur sicherheitsverschärfende Maßnahmen zu fordern und 
zu begrüßen, ein vernichtendes Urteil fällt, nämlich – 
Zitat –: Damit „wird für die innere Sicherheit nicht viel 
gewonnen.“ 

Der Ampelstreit wird mittlerweile zu einem Sicher-
heitsrisiko fürs Land. Der notorische Streit unter den 
Koalitionspartnern und die Suche nach dem in der Tat 
kleinsten gemeinsamen Nenner sorgen für Stillstand im 
Land – diesmal allerdings mit unabsehbaren Folgen für 
die innere Sicherheit, für die Sicherheit der Menschen in 
Deutschland. Die Ampelparteien tragen ihre Uneinigkeit 
gewissermaßen auf dem Rücken der Sicherheit Deutsch-
lands und seiner Bevölkerung aus. Das wiederum 
schwächt das Vertrauen der Menschen in die Politik, in 
die Handlungsfähigkeit des Staates und ist ein Armuts-
zeugnis – auch für den Bundeskanzler; selbst für dieses 
Minimalpaket bekommt er noch, wie wir diese Woche 
erlebt haben, Gegenwind aus seiner eigenen Fraktion. 

Bei den ursprünglich geplanten Leistungskürzungen 
für Dublin-Flüchtlinge ist das Paket inhaltlich mittlerwei-
le so entkernt, dass praktisch gar kein Anwendungsfall 
mehr vorstellbar ist. Auch die dringend notwendige Zu-
rückweisung an den Grenzen fehlt weiterhin. Die irregu-
läre Migration wird so sicherlich nicht bekämpft werden. 
Dabei ist es wirklich Zeit für eine klare Wende in der 
Asyl- und Migrationspolitik. Das Thema Migration ist 
uns mittlerweile, wie wir alle wissen, über den Kopf 
gewachsen und führt zu Überforderung – logistisch, fi-
nanziell und kulturell. Das sollte auch die Ampel aner-
kennen und konsequent handeln. Mit diesem Sicherheits-
paket wird das allerdings nicht gelingen. 

Das wird auch deutlich, wenn man die Änderungsan-
träge, die heute im Bundestag verhandelt und sicher be-
schlossen werden, liest. Dann spürt man schon an den 
Gesetzesformulierungen die völlig falsche Einstellung 
zur inneren Sicherheit ganz generell. Denn die deutsche 
Linke hat schlichtweg ein gestörtes Verhältnis zum The-
ma „Staat und Sicherheitsbehörden“, denn sie geht immer 
davon aus, dass die Gefahr für die Freiheit in unserem 
Land vom Staat und seinen Sicherheitsbehörden ausgeht. 
Das ist ein grundlegender Denkfehler, weil es genau 
andersherum ist, weil die Sicherheitsbehörden die Si-
cherheit garantieren und somit Freiheit ermöglichen. 
Denn: Ohne Sicherheit keine Freiheit. Aber man spürt es 
schon an den Änderungen, die im Grunde die ins Schau-
fenster gestellten Regelungen im Verfahren mit solchen 
juristischen Hürden, mit solchen juristischen Kautelen 
überfrachten, dass sie faktisch keine Anwendung mehr 
finden, weil sie kein Mensch mehr annehmen wird. 
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Beispielsweise wird die Abgleichung biometrischer 
Daten, von Bildern im Internet – was jeder von uns mit 
einfachen Tools machen kann, auch legal machen kann – 
den Sicherheitsbehörden nur unter höchsten Auflagen 
ermöglicht, beispielsweise, wenn die Straftaten entspre-
chend schwer sind, bei schwersten Straftaten wie Mord 
oder Totschlag und eben nicht bei schwerem Diebstahl, 
Raub, Erpressung, Vergewaltigung. Und dann muss am 
Ende über einen derartigen biometrischen Abgleich sage 
und schreibe der Präsident des BKA höchstpersönlich 
entscheiden. Das alles sind Hürden, die völlig lebens-
fremd sind und die in sich tragen, dass diese Regelungen 
faktisch überhaupt nicht angewendet werden. Das ist ein 
Beispiel – und man könnte noch etliche dafür nennen –, 
wie durch Verfahrenshürden die eigentliche Anwendung 
noch einmal erschwert oder im Grunde verunmöglicht 
werden soll. 

Wir brauchen aber für die Sicherheitsbehörden weit-
reichende Befugnisse, damit eben nicht nur Terrorakte 
wie in Mannheim und Solingen verhindert werden, son-
dern auch allen Kriminellen das Leben in unserem Land 
so schwer wie möglich gemacht wird. Von den geplanten 
Messerverboten, die wirklich reine Symbolpolitik sind, 
will ich gar nicht sprechen. 

Wir werden also bezüglich Teil 1, Asyl und Sicherheit, 
beantragen, den Vermittlungsausschuss, anzurufen. Be-
züglich des Terrorgesetzes werden wir nicht zustimmen. 
Ich kann nur um Unterstützung auf diesem Weg bitten, 
denn was kommt, ist einfach zu wenig. Es ist letztlich 
weiße Salbe, es sind letztlich Gesetzeschimären, die 
kommen. 

Wir werden heute ja nicht mehr über die Entschlie-
ßungsanträge von Nordrhein-Westfalen, Baden-Württem-
berg und Schleswig-Holstein abstimmen. Diese gehen 
aus unserer Sicht zwar in die richtige Richtung, sind aber 
letztlich auch unvollständig, denn es fehlt insbesondere 
der wichtige Punkt der Zurückweisung an den Grenzen. 
Insofern sind die Zurückverweisung und eine weitere 
Behandlung in den Ausschüssen vielleicht eine gute 
Gelegenheit, diese Anträge noch einmal in den Aus-
schüssen zu behandeln – es gab ja gerade im Innenaus-
schuss Zustimmung zu den Themen, die aus Bayern 
eingebracht wurden und die zu einer Veränderung geführt 
hätten oder führen würden –, um dann nach einer gewis-
sen Denkpause am Ende zu verbesserten Vorschlägen zu 
kommen. 

Alles in allem, liebe Kolleginnen und Kollegen: Wir 
brauchen keine kleinen Trippelschritte, sondern endlich 
einen großen Wurf. Wir brauchen ein wirkungsvolles 
Maßnahmenpaket, das von Anfang an aus einem Guss 
und zu Ende gedacht ist. Vor allem brauchen wir eine 
klare Wende in der Migrationspolitik. Wir brauchen 
Änderungen im Asylrecht. Wir brauchen Leistungsein-
schränkungen und entschlossene Rückführungen, auch 
nach Syrien und Afghanistan. Die Sicherheitsbehörden 
brauchen dazu mehr Befugnisse, und zwar wirksame und 

praxistaugliche Befugnisse. Letztlich muss der Staat in 
diesen Punkten, vor allem bei den Themen Migration und 
Asyl, wieder handlungsfähig werden und selbst entschei-
den können, wer ins Land kommt und wer bleiben darf, 
sonst wird sich das Gefühl der Unsicherheit in der Bevöl-
kerung verstärken, und die extremen Ränder werden 
dadurch immer weiter gestärkt werden, was ja unser aller 
Anliegen nicht sein kann, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen. 

Probleme verschwinden eben nicht, wenn man sie ig-
noriert. Vielmehr muss man sie anpacken. Die Ampel tut 
das mit dem vorgelegten Sicherheitspaket mit Sicherheit 
nicht. Sie zeigt damit vielmehr ihren Unwillen und letzt-
lich ihre Unfähigkeit, die wachsende Kriminalität und 
auch die Terrorgefahr in Deutschland wirklich wirksam 
zu bekämpfen. Insgesamt lehnen wir dieses Paket ab. 

Amtierende Präsidentin Wiebke Osigus: Vielen 
Dank, Herr Staatsminister Dr. Herrmann! 

Noch einmal vielleicht für alle in Erinnerung gerufen: 
Wir hatten uns auf eine Redezeitbegrenzung geeinigt. 
Wenn die Uhr anfängt, rot zu blinken, dann bedeutet das, 
dass die Redezeit möglicherweise überschritten sein 
dürfte. 

Wir haben als Nächstes Herrn Staatsminister Ebling 
für Rheinland-Pfalz. – Bitte! 

Michael Ebling (Rheinland-Pfalz): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Das Sicherheitspaket 
ist eine geeignete Antwort auf die veränderte Sicherheits-
lage in Deutschland, auf den Druck, unter dem die Si-
cherheit steht – von außen wie von innen. Von außen, 
weil der Terrorismus überschwappt und auch bei uns 
seine hässliche Fratze zeigt. Von innen, weil wir wissen, 
dass die größten Gefahren vom Rechtsextremismus aus-
gehen und natürlich auch von der Verbindung aus Terro-
rismus und Islamismus. Auf diese beiden Felder müssen 
wir die größte Aufmerksamkeit richten und uns fragen, 
ob wir nicht weitere Befugnisse und auch gesetzliche 
Veränderungen brauchen. Die Antwort ist: Ja, wir brau-
chen mehr Befugnisse für unsere Sicherheitsbehörden, 
für die Polizeien in den Ländern, aber natürlich auch für 
den Bund. Und ja, wir brauchen auch mehr klare Rege-
lungen. Diese müssen rechtssicher sein. Denn nur rechts-
sichere und klare Regelungen sind das wichtige Rückgrat 
für unsere Sicherheitsbehörden, damit sie wissen, dass 
wir, die Länder, die Demokratinnen und Demokraten 
hinter ihnen stehen bei ihrer aufopferungsvollen Arbeit. 

Das Sicherheitsgefühl der Menschen ist spätestens seit 
dem schrecklichen Terrorattentat von Solingen stark 
angegriffen – zu Recht, weil diese Terrortat natürlich uns 
alle angegriffen hat, die Art und Weise, wie wir leben. Ja, 
auch die Art und Weise, wie wir feiern, ist ein Zeichen 
davon, wie wir leben. Natürlich ist das Sicherheitspaket 
deshalb sehr gut geeignet, rechtssichere Maßnahmen zu 
treffen, um die Befugnisse der Sicherheitsbehörden zu 
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erweitern, weitere Maßnahmen im Katalog zur Bekämp-
fung von Terrorismus, aber auch weiterer innerer Gefah-
ren zu entfalten und gleichzeitig all denen, die den Kopf 
für unsere Sicherheit hinhalten, die Klarheit zu geben, 
dass wir hinter ihnen stehen bei umfangreichen Maßnah-
men, und auch die Klarheit, dass sie das, was sie tun, 
auch immer in Abwägung aller anderen Grundrechte tun. 
Deshalb unterstützen wir dieses Sicherheitspaket von A 
bis Z. 

Selbst wer im demokratischen Wettbewerb der An-
sicht ist, dass das, was die Gesetze des Sicherheitspaketes 
vorsehen, zu kurz greift, sollte dieses Mehr an Sicherheit 
für die Bürgerinnen und Bürger und dieses Mehr an Be-
fugnissen für unsere Polizeien nicht unnötig verhindern 
wollen. So wird das nichts mit der klaren Kante gegen 
Terrorismus. Vielmehr führt das dann zu einem Ins-
Fäustchen-Lachen all derjenigen, die kriminell unterwegs 
sind und unseren Staat jeden Tag aufs Neue schädigen 
wollen. Es geht auch darum, wenn es einem noch nicht 
genug ist, zumindest das Mehr anzuerkennen, sodass es 
zu einer Handlungsfähigkeit des Staates in einer schwie-
rigen Sicherheitslage kommt und sich die Handlungsfä-
higkeit nicht im Klein-Klein der einzelnen Diskussionen 
verliert. 

Wir wollen mehr Rechtssicherheit bei den Waffenge-
setzen durch klare Regelungen, auch wenn es darum 
geht, individuelle Verbote auszusprechen. Wir wollen, 
dass Waffen und Messer aus dem öffentlichen Raum 
verschwinden, weil es das Sicherheitsgefühl der Men-
schen hebt und weil Messer im öffentlichen Raum in 
Deutschland nichts zu suchen haben; das kann nur 
schiefgehen. Wir wollen den Abgleich von biometrischen 
Daten. Und wir wollen weitere Befugnisse, die der wach-
senden Digitalisierung unserer Welt entsprechen und 
damit natürlich auch immer stärker Einzug halten sollen 
in die Bekämpfung von Kriminalität und Terrorismus. 
Deshalb ist es falsch, an dieser Stelle Nein zu sagen zu 
einem Mehr an Sicherheit. 

Es bleibt dann dem demokratischen Wettbewerb vor-
behalten, immer wieder zu schauen, wo man noch Weite-
res erzielen und erreichen kann. Die Beschlüsse aus der 
Konferenz der Innenministerinnen und Innenminister 
sind da ein gutes Regelwerk, um zu zeigen, dass es im-
mer noch Weiterentwicklung geben kann und auch soll. 
Aber erst einmal kann für heute festgestellt werden, dass 
wir es eben in der Hand haben, ob unsere Polizei weiß, 
dass wir weiter hinter ihr stehen und ihr mehr Befugnisse 
geben, oder ob wir das heute verhindern. Noch einmal: 
Der Gewinner bei einer Verweigerung sind die Krimina-
lität und der Terrorismus, und das sind diejenigen, denen 
wir keinen Gewinn gönnen möchten. 

Amtierende Präsidentin Wiebke Osigus: Herz-
lichen Dank, Herr Staatsminister! – Als Nächstes hat sich 
zu Wort gemeldet: Frau Ministerin Gentges für Baden-
Württemberg. – Bitte! 

Marion Gentges (Baden-Württemberg): Sehr geehr-
te Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Dem Bundesrat liegen heute das als Sicherheitspaket 
überschriebene Maßnahmenpaket der Bundesregierung, 
die Entschließungsanträge der Länder Nordrhein-
Westfalen, Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein 
mit dem Titel „Ordnung, Steuerung, Begrenzung und 
Humanität in der Migrationspolitik sicherstellen“ und zur 
Stärkung der Terrorismusbekämpfung sowie der weitere 
Entschließungsantrag des Landes Baden-Württemberg 
„Migration steuern – Innere Sicherheit gewährleisten“ 
vor. Warum diese Entschließungsanträge?  

Zum 75-jährigen Bestehen unseres Grundgesetzes war 
nach einer Erhebung des Sinus-Instituts nur noch die 
Hälfte der Bundesbürger mit unserer Demokratie bezie-
hungsweise dem Funktionieren unserer Demokratie zu-
frieden. Das war vor Mannheim, das war vor Solingen, 
und das war vor den Landtagswahlen in Sachsen, Thürin-
gen und Brandenburg, Wahlen, die deutlich gemacht 
haben, dass viele Menschen Zweifel daran haben, ob der 
Staat sie schützen und die von ihnen berechtigt als be-
sonders wichtig angesehenen Probleme im Bereich der 
Migration lösen kann. Die Aufgabe, die sich uns stellt, ist 
klar: Wir müssen diese Zweifel widerlegen und damit die 
Funktionsfähigkeit unserer Demokratie unter Beweis 
stellen. Das Maßnahmenpaket der Bundesregierung ist 
dafür wenig geeignet. In seiner überschaubaren Ambiti-
on, die im parlamentarischen Verfahren nochmals einge-
schränkt wurde, birgt es eher die Gefahr, das Signal zu 
geben, zu wirklich entschlossenem Handeln nicht willens 
oder nicht in der Lage zu sein. Die vorliegenden Ent-
schließungsanträge machen demgegenüber deutlich, dass 
es uns nicht an Handlungsmöglichkeiten fehlt. 

Der gemeinsame Entschließungsantrag der Länder 
Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg und Schles-
wig-Holstein zur Migration führt in zwölf Punkten Maß-
nahmen an, mit denen Migration geordnet, gesteuert und 
begrenzt und Humanität sichergestellt werden kann. In 
zwölf weiteren Punkten zeigt der Entschließungsantrag 
aus Baden-Württemberg Maßnahmen auf, mittels derer 
Migration gesteuert und innere Sicherheit besser gewähr-
leistet werden kann: die Höherstufung mittels eines Mes-
sers begangener gefährlicher Körperverletzung zum Ver-
brechen, die Durchführung von Asylverfahren in Dritt-
staaten, Asylfolgeanträge, die nur noch auf eine ver-
schlechterte Sicherheitslage im Herkunftsland gestützt 
werden können, wenn die Bundesregierung diese festge-
stellt hat, die räumliche Aufenthaltsbeschränkung für 
vollziehbar ausreisepflichtige Ausländer, die Hinwirkung 
auf bessere Kooperation der Herkunftsstaaten, Abschie-
bungen insbesondere schwerer Straftäter und Gefährder 
auch nach Afghanistan und Syrien, die Evaluation des 
Bundesaufnahmeprogramms Afghanistan, eine Klarstel-
lung der Möglichkeit zur Datenträgerauswertung, die 
Einführung von Ausreisezentren, Änderungen im Ausrei-
segewahrsam, längere Wiedereinreisesperren nach Ab-
schiebungen, bessere Bekämpfung des Schlepperwesens, 
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der Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit für Ter-
rorunterstützer mit doppelter Staatsangehörigkeit und die 
Modernisierung des Informationsflusses zwischen Si-
cherheitsbehörden. 

In migrations- und sicherheitspolitischen Fragen gibt 
es nicht den Stein der Weisen, der alle Probleme auf 
einen Schlag zu lösen vermag. Aber wir haben umfang-
reiche Möglichkeiten, zu handeln, wenn wir nur gemein-
sam die Entschlossenheit dazu aufbringen. Wir können. 
Das zeigen die Handlungsempfehlungen der Entschlie-
ßungsanträge. Wir wollen. Das können wir für die Länder 
der Bundesrepublik Deutschland deutlich machen. Jetzt 
muss der Bund seine notwendigen Beiträge leisten, wo 
Bundesrecht und europäisches Recht verändert werden 
müssen. – Vielen Dank! 

Amtierende Präsidentin Wiebke Osigus: Herz-
lichen Dank, Frau Ministerin! – Zuletzt hat sich zu Wort 
gemeldet: Frau Senatorin Dr. Badenberg für Berlin. – 
Bitte! 

Dr. Felor Badenberg (Berlin): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir alle 
stehen noch unter dem Eindruck der schrecklichen Ter-
roranschläge von Mannheim und Solingen, wo viele 
unschuldige Menschen ihr Leben verloren haben. Und 
wir haben es nur dem schnellen Einsatz mutiger Polizis-
ten zu verdanken, dass München in diesem September 
nicht ebenfalls Ort eines Anschlags geworden ist. Ja, die 
Sicherheitslage in Deutschland hat sich verändert durch 
Extremisten und Terroristen, die unseren freiheitlichen 
Rechtsstaat an sich, also seine Verfassung, Institutionen 
und Vertreter ablehnen, attackieren und gefährden. Wir 
sehen neue, heterogene Kräfte, die wirkmächtig gewor-
den sind, die der freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung feindlich gegenüberstehen. Und wir alle spüren den 
großen Handlungsdruck, vor allem in den Bereichen 
Migration und Asyl, bei den Aufklärungsmöglichkeiten 
der Sicherheitsbehörden und im Waffenrecht. 

Die Bundesregierung hat nunmehr das Sicherheitspa-
ket vorgelegt, das wir in Teilen heute behandeln. Nach 
den großen Ankündigungen zeigt sich allerdings, wie 
sehr die Bundesregierung hinter den selbst gesteckten 
Erwartungen zurückbleibt. Herr Staatsminister Dr. Herr-
mann hat es vorhin gesagt: Wenn überhaupt, können wir 
hier von einem Sicherheitspäckchen sprechen, vielleicht 
aber, ehrlich gesagt, auch nur von einem Päckchen, das 
Sicherheit verspricht, aber nicht in dem fachlich notwen-
digen Umfang bringt. Das zeigt sich insbesondere, wenn 
wir uns die intendierten neuen Befugnisse der Sicher-
heitsbehörden genauer anschauen. 

Die Bundesregierung versäumt es, den Ermittlungsbe-
hörden die dringend notwendigen Instrumente an die 
Hand zu geben. So sieht das Gesetz zwar die Nutzung 
biometrischer Daten vor, also die Gesichtserkennung, 
aber – und das ist das Problem – nicht überall dort, wo sie 
für eine erfolgreiche Aufklärung erforderlich ist. Was soll 

mit der Gesichtserkennung gemacht werden? Mit der 
Gesichtserkennung sollen Beschuldigte identifiziert wer-
den beziehungsweise ihr Aufenthaltsort festgestellt wer-
den. Erinnern wir uns an die Anfang des Jahres gefasste 
RAF-Terroristin Klette! Die Ironie der Geschichte: Es 
waren nicht die Sicherheitsbehörden, die sie entdeckt 
haben, sondern Journalisten, die KI eingesetzt haben und 
sie auf diese Art und Weise ausfindig gemacht haben. 
Warum? Die Frage ist ja auch mehrfach in der Presse 
gestellt worden. – Weil die Strafverfolgungsbehörden, 
weil die Sicherheitsbehörden dieses Instrument bislang 
nicht einsetzen dürfen. 

Nun soll eine Ermächtigungsgrundlage geschaffen 
werden. Diese ist aber inzwischen so weit verwässert, 
dass von einer ernsthaften Verbesserung der Ermittlungs-
befugnisse nicht mehr gesprochen werden kann. Denn die 
Nutzung der Gesichtserkennung soll nur noch bei Vorlie-
gen des Verdachts einer besonders schweren Straftat 
möglich sein. Besonders schwere Straftaten werden in 
der Regel durch verschiedene Handlungen planmäßig 
vorbereitet. Und schon hier, zu diesem Zeitpunkt, müssen 
die Sicherheitsbehörden in die Lage versetzt werden, zu 
agieren. Um nicht nebulös zu bleiben, ein Beispielfall: 
Der Kauf von Schnellfeuergewehren ist oftmals eine 
vorbereitende Straftat, auf die wir im Bereich Extremis-
mus- und Terrorismusbekämpfung daher besonders ach-
ten müssen. Diese Tat würde allerdings nicht den Anfor-
derungen des sogenannten Sicherheitspaketes genügen, 
denn der Kauf an sich ist keine besonders schwere Straf-
tat. Hier können also die Behörden dieses Instrument 
weiterhin nicht nutzen, um die Gesichter der betreffenden 
Personen zum Beispiel mit Propagandavideos abzuglei-
chen. 

Es gibt aber noch weitere dringend notwendige Auf-
klärungsinstrumente, die den Sicherheitsbehörden vor-
enthalten werden. Ich rede hier von der dringend notwen-
digen IP-Adressen-Speicherung, über die wir schon seit 
Jahren diskutieren und die im Gesetzesantrag nicht vor-
gesehen ist – und das, obwohl der Europäische Gerichts-
hof diese Maßnahme mittlerweile für zulässig erklärt hat. 
Gerade in Fällen wie dem von Solingen wäre die IP-
Adressen-Speicherung ein Instrument, um die Netzwerke 
zu detektieren und damit auch weitere Tatbeteiligte zu 
ermitteln. 

Zentrale Regelungen, die für die öffentliche Sicherheit 
unabdingbar sind, fehlen in dem vorliegenden Gesetzes-
paket gänzlich. Ich rede hier von der Funkzellenüberwa-
chung, von der Vorratsdatenspeicherung; und da ist es 
auch kein Trost, dass die Bundesregierung sich nun auf 
die Minimallösung Quick-Freeze-Verfahren verständigt 
hat. Nach einem Anschlagsgeschehen sind Kommunika-
tionsstrukturen aus der Zeit vor der Tat ein wesentlicher 
Ermittlungsansatz. Voraussetzung ist allerdings, dass 
diese Daten überhaupt vorliegen. Wenn die Telekommu-
nikationsanbieter aber nicht verpflichtet sind, diese Daten 
zu dem Zeitpunkt zu speichern, dann gibt es keine Daten, 
die dann nach der Tat verwertet werden können. 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben es 
gehört: Terrorismusbekämpfung funktioniert nicht mit 
einer Minimallösung. Und ich habe häufig den Ein-
druck – auch das ist vorhin gesagt worden –, dass den 
Sicherheitsbehörden mit Misstrauen begegnet wird. Ich 
habe selbst 18 Jahre lang in einer Sicherheitsbehörde 
gearbeitet und dort eine ganz andere Erfahrung gemacht: 
Die Ermittlungsbefugnisse werden nämlich immer im 
Einzelfall im Rahmen der gesetzlichen Regelungen sehr 
verantwortungsvoll eingesetzt, und dabei wird selbstver-
ständlich abgewogen zwischen dem Sicherheitsinteresse 
auf der einen Seite und den Rechten des Betroffenen auf 
der anderen Seite. Ich bin auch hier davon überzeugt, 
dass den Sicherheitsbehörden in Zusammenarbeit mit den 
Gerichten, wenn ein Richtervorbehalt eingeführt wird, 
die verantwortungsvolle Anwendung dieser Ermittlungs-
befugnis anvertraut werden kann. 

Noch mal: Es geht hier um die Bekämpfung von Ter-
rorismus – Terrorismus, der Menschenleben kostet, Hin-
terbliebene traumatisiert und das Sicherheitsgefühl in der 
Bevölkerung beeinträchtigt. Wir alle hier sind die poli-
tisch Verantwortlichen, die für Sicherheit und Ordnung 
Sorge zu tragen haben. Wir hätten uns sehr – davon ist 
gesprochen worden – eine klare Kante gegen Terrorismus 
gewünscht. Der vorgelegte Gesetzentwurf zeigt diese 
nicht, und daher kann das Land Berlin diesem Entwurf in 
dieser Form nicht zustimmen. Wir stehen aber selbstver-
ständlich für konstruktive Gespräche im Vermittlungs-
ausschuss zur Verfügung, um das Gesetz zu verbessern. – 
Vielen Dank! 

Amtierende Präsidentin Wiebke Osigus: Herz-
lichen Dank, Frau Senatorin! 

Weitere Wortmeldungen liegen uns nicht vor. – Wir 

haben noch je eine Erklärung zu Protokoll1 von Frau 
Ministerin Oldenburg (Mecklenburg-Vorpommern), 
Frau Ministerin Osigus (Niedersachsen) und Herrn 
Staatssekretär Krösser (Bundesministerium für Inneres 
und Heimat). 

Wie vereinbart wird die Abstimmung zu diesem Ta-
gesordnungspunkt zurückgestellt. Die Punkte werden 
gemäß ihren TOP-Nummern am Schluss der Sitzung 
aufgerufen. 

Wir kommen nun zur Grünen Liste: Zur gemeinsamen 
Abstimmung nach § 29 Absatz 2 der Geschäftsordnung 

rufe ich die in dem Umdruck 8/20242 zusammengefass-
ten Beratungsgegenstände auf. Es sind dies die Tages-
ordnungspunkte: 

5 bis 8, 12, 13, 17, 20, 23, 24, 28, 32, 33, 35, 
38 und 39. 

                                                           
1 Anlagen 3 bis 5 
2 Anlage 6 

Wer den Empfehlungen und Vorschlägen folgen 
möchte, den bitte ich nun um das Handzeichen. – Mehr-
heit. 

Dann ist das so beschlossen. 

Den Vorlagen beigetreten sind: zu Tagesordnungs-
punkt 12 die Länder Berlin, Rheinland-Pfalz und Thü-
ringen sowie zu Tagesordnungspunkt 13 die Freie und 
Hansestadt Hamburg. 

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 9: 
TOP 9 

Viertes Gesetz zur Entlastung der Bürgerinnen und 
Bürger, der Wirtschaft sowie der Verwaltung von 
Bürokratie (Viertes Bürokratieentlastungsgesetz) 
(Drucksache 474/24, zu Drucksache 474/24) 

Hierzu liegen uns vier Wortmeldungen vor. Es beginnt 
Herr Minister Professor Dr. Hoff für Thüringen. – Bitte! 

Prof. Dr. Benjamin-Immanuel Hoff (Thüringen): 
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Die 
frühere Finanzministerin Schleswig-Holsteins, Monika 
Heinold, sagte mir mal am Rande einer Bundesratssit-
zung, sie wisse, wie das Wappentier der Bürokratieentlas-
tung aussehe: Es ist der Grottenolm. Er wird 100 Jahre alt 
und bewegt sich im Jahr ungefähr 5 Meter. Ich finde, 
dass das erstens Monika Heinold absolut Rechnung trägt, 
denn das ist die Art von Humor, die sie pflegt. Zum 
Zweiten trifft das, glaube ich, die allgemeine Wahrneh-
mung der tatkräftigen Bestrebungen, mit denen wir uns 
immer wieder ja auch ernsthaft bemühen, zu Bürokratie-
entlastung zu kommen. Gleichzeitig sehen wir in der 
Regel, dass das, was wir uns vornehmen, nicht den Not-
wendigkeiten entspricht, dem, was tatsächlich zu tun ist. 
Auch beim Vierten Bürokratieentlastungsgesetz ist dies 
der Fall. Ich bin froh, dass dieses Gesetz hier aufgerufen 
wird. Nach allem, was wir wissen, wird es beschlossen. 
Gleichzeitig wissen wir, dass wir uns danach wahrschein-
lich nicht am Tisch festhalten müssen, weil uns schwin-
delig wird, weil die Welt sich dadurch schneller dreht. 
Vielmehr wissen wir, dass wir eher noch eine große Auf-
gabe bei der Bürokratieentlastung vor uns haben. 

Wenn man einen Blick auf die Verbändeanhörung, die 
der Bund zum Thema Bürokratieentlastung durchgeführt 
hat, und auf deren Ergebnisse wirft, dann weiß man, 
welche aus meiner Sicht wirklich klugen und nachvoll-
ziehbaren Vorschläge für den Bereich der Bürokratieent-
lastung von den Verbänden selbst gemacht werden. Das 
gilt auch für die Vorschläge unseres Normenkontrollrats, 
den wir in Thüringen eingeführt haben. Dieser ist übri-
gens ein Vorschlag der CDU gewesen, der dann in der 
vergangenen Wahlperiode durch die besondere Konstel-
lation der Minderheitsregierung und der parteiübergrei-
fenden Abstimmungen, die wir auch mit der CDU durch-
zuführen hatten, Gesetzeskraft erlangt hat. Übrigens ist 
Baden-Württemberg ein Stück weit Vorbild gewesen. 
Der Normenkontrollrat befasst sich in seiner Wirkung 
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nicht damit, quasi unglaublich dicke Papiere zu schrei-
ben, um irgendwie Standardkostenmodelle zu berechnen, 
sondern pflegt einen lebensweltlichen Zugang, so wie das 
beispielsweise eben auch der Normenkontrollrat in Ba-
den-Württemberg tut, um sich anzuschauen, in welchen 
lebensweltlichen Bereichen – ob es nun das Bäckerei-
handwerk ist oder andere – wir zu tatsächlichen Entlas-
tungen kommen können. Der Normenkontrollrat in Thü-
ringen hat sich angeschaut: An welcher Stelle könnten 
wir bei kommunal belastenden Standards zu Entlastungen 
kommen? Einer der Punkte war: Warum muss der Land-
kreis bei jeder Investition, die eine Gemeinde, die ihren 
eigenen Haushalt selbst beschließt, tätigt, immer noch 
mal einen extra Haken dranmachen, ob diese Investition 
zulässig ist oder nicht? Das kann man weglassen. Das 
spart Bürokratie, und das verkürzt im Übrigen auch Ver-
fahren. Und die Verkürzung von Planungs-, Umsetzungs- 
und Genehmigungsverfahren ist ja eines der aus meiner 
Sicht wirklich vorbildhaften Projekte, die Bund und Län-
der in dieser Wahlperiode behandelt haben. 

Wenn wir also einen Blick auf die Verbändeanhörung 
werfen und auch auf das, was der Normenkontrollrat 
gemacht hat, dann sollten wir das vielleicht an der einen 
oder anderen Stelle nicht gleich wieder kleinmendeln und 
gucken, was wir nicht tun. Vielmehr sollten wir es erst 
mal versuchen und dann feststellen, wo wir vielleicht bei 
der Bürokratieentlastung mal übers Ziel hinausgeschos-
sen sind, und nicht schon im Vorfeld immer denken: Was 
dürfen wir bei der Bürokratieentlastung auf keinen Fall 
tun? Es könnte ja gefährlich werden. 

Das hat auch einen ganz praktischen Grund: Thürin-
gen verliert in den nächsten Jahren 59 000 Beschäftigte 
im öffentlichen Dienst. Wir werden nach der demografi-
schen Perspektive vermutlich round about zwei Drittel 
der Stellen nachbesetzen können. Wir müssen bei der 
Polizei, bei Lehrerinnen und Lehrern, im Bereich der 
öffentlichen Sicherheit dafür Sorge tragen, dass so gut 
wie jede Stelle besetzt wird. Das wird aber heißen, dass 
in anderen Bereichen, insbesondere in bestimmten Berei-
chen der öffentlichen Verwaltung, deutlich weniger Stel-
len nachbesetzt werden können. Wenn wir die Qualität 
öffentlicher Daseinsvorsorge aufrechterhalten wollen, 
wird das nur dadurch funktionieren, dass wir einfacher 
werden. Lieber weniger, aber besser – um an dieser Stelle 
einen Klassiker zu zitieren. Insofern ist es eine ganz prak-
tische Frage demografischer Wirkung, warum wir mit der 
Bürokratieentlastung vorangehen müssen. 

In der Verwaltung ist der demografische Wandel aus 
meiner Sicht die Tür zu einem neuen Verständnis, das 
dadurch geprägt ist, dass die erste Frage lautet: Wie we-
nig ist genug? Einfachere Regeln, kürzere Verfahren, 
weniger komplizierte Prozesse. Und weniger komplizier-
te Prozesse und Verfahren heißt, vor allem die Abläufe in 
der öffentlichen Verwaltung zu überprüfen. Das tun wir 
mit der Digitalisierung sowieso. Wenn die Digitalisierung 
nicht nur die digitale Übersetzung von Papier in Verwal-
tungsverfahren ist, sondern wirklich darauf abzielt, die 

Fragen zu beantworten, worauf wir verzichten können 
und wie wir einfacher werden können, dann ist das im 
besten Sinne des Wortes Bürokratieabbau. 

Aus meiner Sicht müssen wir auch Widersprüche auf-
lösen. Auf einen der Widersprüche, die in diesem Gesetz 
enthalten sind, weist die Bürgerbewegung Finanzwende 
e. V. hier vor der Tür, vor dem Bundesrat hin: Aufbewah-
rungsfristen und Verjährungsfristen fallen immer noch 
auseinander. Wenn ich Aufbewahrungsfristen reduziere, 
beispielsweise bei Steuerunterlagen und Rechnungen, die 
Verjährungsfristen aber beibehalte, dann ergibt sich an 
dieser Stelle eine Schwierigkeit. Diese Schwierigkeit 
erscheint umso größer, wenn wir uns vor Augen führen, 
dass der Cum-cum-Skandal 28,5 Milliarden Euro Scha-
den hervorgerufen hat. Es geht darum, dass Bürokratie-
entlastung nicht die Tür ist, durch die Steuerbetrug ver-
einfacht wird. Vielmehr müssen wir Steuerbetrug schwie-
riger machen. Wir müssen dafür Sorge tragen, dass die 
Aufklärung von Steuerbetrug erleichtert wird. In diesem 
Sinne bin ich dankbar für die Protokollerklärungen von 
Mecklenburg-Vorpommern und von Bremen, der wir als 
Freistaat Thüringen, geführt durch die geschäftsführende 
Landesregierung, beigetreten sind. Aus meiner Sicht sage 
ich ganz klar: Arbeits- und Gesundheitsschutz sind nicht 
die Treiber von Bürokratie, genauso wenig wie die Ver-
hinderung von Steuerbetrug. Es gibt deutlich bessere 
Felder, in denen wir Bürokratieabbau vorantreiben kön-
nen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, das ist aller Voraus-
sicht nach meine letzte Rede hier im Bundesrat. Wir 
werden möglicherweise als geschäftsführende Regierung 
noch in der nächsten Bundesratssitzung mit dabei sein, 
aber ich werde hier aller Voraussicht nach nicht mehr das 
Wort ergreifen. Ich möchte Ihnen, sehr geehrte Damen 
und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, Danke 
sagen für zehn Jahre Zusammenarbeit hier im Bundesrat. 
Man muss jetzt nicht die konstituierende Sitzung des 
Thüringer Landtags als Maßstab für Parlamentsarbeit 
nehmen oder manche in großer Pose durchgeführte Bun-
destagsdiskussion – der Bundesrat ist durch seine 
manchmal behäbige Diskussionsform und auch durch die 
für Gäste häufig nicht wahnsinnig attraktive Form, dass 
hier nach Reden nicht geklatscht wird, ein Ort, in dem 
der zwanglose Zwang des besseren Arguments noch 
gepflegt wird. Das ist in unserer Demokratie nicht zu 
unterschätzen, in einer Situation, in der es schon als eine 
Einschränkung von Meinungsfreiheit verstanden wird, 
wenn der eine nicht zu 100 Prozent die eigene Meinung 
vertritt, und das dann auch nicht kritisiert werden darf. 
All das sind die Irrsinnigkeiten, die uns verrückt machen. 
Dieser Bundesrat ist in bewundernswerter Ruhe der Ge-
genort dieser aufgeregten Diskussion. Das sollen wir 
beibehalten. 

Was ich mir wünschen würde? Das bezieht sich auf 
eine Diskussion, in der ich – die, die mich kennen, wis-
sen, dass das gar nicht so langsam geht – hier am Rede-
pult mal Puls gehabt hatte, als ich mit dem Kollegen 
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Brandenburg über die Frage diskutiert hatte, wie der 
Bund hier mit uns umgeht in der Frage von Vereinbarun-
gen, die wir mit dem Bund getroffen haben. Ich glaube, 
dass wir zu einem guten Bund-Länder-Verhältnis kom-
men können, weil es in der Sache um unser Gemeinwe-
sen geht. Und dieses Gemeinwesen wird nicht durch 
Streit zwischen Bund und Ländern infrage gestellt, son-
dern von denjenigen, die die Demokratie insgesamt in-
frage stellen wollen. 

Ich bin an der einen oder anderen Stelle mal gefragt 
worden, was ich in meiner letzten Rede unbedingt sagen 
will. Eines ist es: Wir stimmen im Bundesrat immer nach 
Ziffern ab. Aber Ziffern sind Symbole – 0 bis 9 –, aus 
denen Zahlen gebildet werden. Das heißt, ab 10 gibt es 
keine Ziffern mehr, sondern nur Zahlen und Nummern. 
Das wollte ich schon immer mal gesagt haben. Und jetzt 
verabschiede ich mich. – Vielen Dank! 

(Heiterkeit und Beifall) 

Amtierende Präsidentin Wiebke Osigus: Vielen 
Dank, Herr Minister! Auch vonseiten des Bundesrates 
möchten wir Ihnen für die jahrelange gute Zusammenar-
beit an dieser Stelle herzlich danken. 

Wir machen weiter in der Wortmeldungsliste. Als 
Nächstes hat sich zu Tagesordnungspunkt 9 Frau Senato-
rin Dr. Badenberg aus Berlin gemeldet. – Bitte schön! 

Dr. Felor Badenberg (Berlin): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Deut-
sche Bundestag hat am 26. September das Vierte Büro-
kratieentlastungsgesetz verabschiedet. Mit dem Gesetz 
will man eine bessere Rechtsetzung ermöglichen. Man 
will vor allem die Wirtschaft, die Bürger und die Verwal-
tung von überflüssiger Bürokratie und Kosten befreien. 
In diesem Ziel sind wir uns alle einig. Ja, wir brauchen 
unbestritten endlich eine Befreiung von unnötiger Büro-
kratie. Das Gesetz in dieser Form allerdings schöpft mit 
einem geschätzten Entlastungsvolumen von weniger als 
1 Milliarde Euro die vorhandenen Möglichkeiten nicht 
annähernd aus. 

Es ist sehr schade, dass die vielen guten Vorschläge 
aus den Verbänden im Rahmen des Gesetzgebungsver-
fahrens kaum gehört worden sind. Es gibt beispielsweise 
weitere Entlastungsmöglichkeiten wie beim Lieferketten-
sorgfaltspflichtengesetz, welche nicht genutzt werden. 
Stattdessen sind inzwischen neue bürokratische Belas-
tungen geschaffen worden. Wir erinnern uns alle an das 
berühmt-berüchtigte Cannabisgesetz. 

Gravierend finde ich bei dem vorliegenden Gesetz-
entwurf allerdings die Tatsache, dass wesentliche Belan-
ge der Strafverfolgung missachtet werden. Denn durch 
diese gesetzliche Änderung können Steuerstraftaten gro-
ßen Ausmaßes nicht effektiv aufgeklärt und Steuerschul-
den nicht erkannt und beigetrieben werden. Wegen der 
praktischen Erfahrung mit den sogenannten Cum-ex-

Ermittlungen wurde im Jahre 2020 die steuerstrafrechtli-
che Verjährungsfrist für Fälle besonders schwerer Steu-
erhinterziehung auf 15 Jahre hochgesetzt. Die Änderung 
war dem Umstand geschuldet, dass schwere Steuerstraf-
taten wegen ihrer hohen Komplexität erst Jahre nach 
ihrer Begehung entdeckt werden. Der Gesetzentwurf 
verkürzt nun erstaunlicherweise die Aufbewahrungsfris-
ten für Buchungsbelege und Rechnungen auf acht Jahre. 
Das hat also zur Folge, dass noch vor Ablauf der steuer-
strafrechtlichen Verjährungsfrist die Beweismittel für 
Anklage und Steuerrückforderungsbescheide mit Wissen 
und Wollen des Gesetzgebers vernichtet werden dürfen. 
Und wir alle wissen: ohne Belege keine Ermittlungen, 
keine Anklage und auch keine Steuerrückforderung. 
Dieser fehlende Gleichlauf zwischen Aufbewahrungsfris-
ten auf der einen Seite und Verjährungsfristen auf der 
anderen Seite konterkariert alle Bemühungen einer effek-
tiven Steuerfestsetzung und Strafverfolgung. 

Diesen negativen Effekt der Neuregelung für Banken 
um ein Jahr aufzuschieben, stellt auch keine Lösung dar. 
Denn Fachleute befürchten, dass als Folge Steuerausfälle 
in Milliardenhöhe durch nicht mehr aufklärbare beson-
ders schwere Steuerstraftaten drohen. Das betrifft in der 
Sache große Umsatzsteuerkarusselle, vor allem aber 
sogenannte Cum-ex- und Cum-cum-Geschäfte. Wir spre-
chen hier von hochkomplexer Steuermanipulation im 
Zusammenspiel von Banken und Investoren, bei denen 
die Investoren in rechtswidriger Weise Steuerrückerstat-
tungen in Milliardenhöhe erlangt haben. Und gerade bei 
den Cum-cum-Fällen, die bislang kaum aufgeklärt wur-
den, wird das Gesetz faktisch zu einer Quasiamnestie 
führen, die den Staat nach aktuellen Schätzungen circa 
28 Milliarden Euro kosten wird. Laut Bundesministerium 
der Finanzen ist bei den Cum-cum-Fällen bisher nur 
1 Prozent der geschätzten Schadensumme zurückgefor-
dert worden. Es existiert also noch ein gigantisches Dun-
kelfeld, dessen Aufklärung nun durch dieses Gesetz ver-
eitelt werden wird. 

Ich finde es höchst bedauerlich, dass die Bedenken der 
Länder, die auch auf diesen Punkt hingewiesen haben, 
weitestgehend ungehört geblieben sind. Umso unver-
ständlicher ist dies, insofern einerseits diese Verkürzung 
angesichts der Möglichkeit einer digitalen Archivierung 
keine Entlastung bringt und andererseits der Gesetzent-
wurf selbst davon ausgeht, dass dadurch mit einem jährli-
chen Steuerausfall in Millionenhöhe zu rechnen ist. Die 
Bundestagsfraktion der CDU/CSU hat richtigerweise 
darauf hingewiesen, dass die geplante Änderung auf-
grund der strafrechtlichen Inkonsistenz de facto leerzu-
laufen droht. 

Auch wenn die im Bürokratieentlastungsgesetz vorge-
sehenen Einzelmaßnahmen im Übrigen insgesamt positiv 
zu bewerten sind, kann dem Gesetz in dieser Form nur 
unter Zurückstellung ganz erheblicher Bedenken zuge-
stimmt werden. Deshalb bitten wir als Land Berlin da-
rum, eine Sonderregelung für Steuerpflichtige zu schaf-
fen, die der Aufsicht der BaFin unterliegen. Hierdurch 
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bliebe es bei der gewünschten Entlastung kleinerer Un-
ternehmen auf der einen Seite, ohne allerdings auf der 
anderen Seite die Verfolgung schwerster Steuerstraftaten 
zu erschweren. – Vielen Dank! 

Amtierende Präsidentin Wiebke Osigus: Herz-
lichen Dank, Frau Senatorin! – Als Nächstes hat sich zu 
Wort gemeldet: Herr Bürgermeister Fecker für Bremen. – 
Bitte! 

Björn Fecker (Bremen): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Wer kennt es nicht: Beim Check-
in im Hotel müssen persönliche Angaben wie die Melde-
adresse ausgefüllt werden. Alle kennen den lästigen Vor-
gang und haben sich schon immer gefragt: Warum ei-
gentlich? 

Eingeführt wurde diese Maßnahme, damit die Straf-
verfolgungsbehörden im Bedarfsfall auf die Daten zu-
greifen können. Die Hoteliers müssen die gesammelten 
Informationen sicher und datenschutzkonform zwölf 
Monate lang aufbewahren. Die Praxis zeigt jedoch, dass 
der Aufwand in keinem vertretbaren Verhältnis zum 
Nutzen für die Sicherheit der Menschen in unserem Land 
steht. Hotelgäste sowie Hoteliers verfluchen die Samm-
lung dieser Daten. Wir sind uns hier sehr einig: Wir 
schaffen diese überflüssige Bürokratie endlich ab. 

Das ist aber lediglich eine von vielen unnützen büro-
kratischen Anforderungen, die wir heute mit diesem 
Gesetz aus dem Weg räumen. Neben dem Hotelmelde-
schein: Wir erleichtern die Meldung von Arbeitsunfällen, 
führen eine Widerspruchslösung zur digitalen Übermitt-
lung von Steuerbescheiden ein und verkürzen die Aufbe-
wahrungsfrist für Buchungsbelege im Steuer- und Han-
delsrecht. Hervorheben möchte ich auch die Abschaffung 
des Schriftformerfordernisses für viele Rechtsgeschäfte. 
Das mag etwas trocken klingen, ist aber ein Riesenschritt 
für die Digitalisierung in vielen Abläufen, die bisher in 
Papierform erfolgen mussten. Künftig können auch digi-
tale Äußerungen in Textform ohne händische Unter-
schrift verbindlich gelten. 

Wir erleichtern damit an vielen Stellen das Leben der 
Bürgerinnen und Bürger und tragen mit dieser Maßnah-
me auch dazu bei, dass sich Unternehmen stärker auf ihr 
eigentliches Geschäft fokussieren können. Dieses Paket 
entlastet die Wirtschaft um – so Berechnungen der Bun-
desregierung – über 900 Millionen Euro. Wir entlasten 
ebenfalls unsere Verwaltungen, denn auch der Staat kann 
sich auf wesentlichere Aufgaben fokussieren, wenn über-
flüssige Bürokratie abgeschafft wird. 

Beim Schlagwort Bürokratieabbau sind ja immer alle 
sofort dabei. Die umfassende Diskussion über weitere 
Vorschläge zum Bürokratieabbau in den Ausschüssen hat 
aber deutlich gemacht, dass es oft darum geht, eine Ab-
wägung der widerlaufenden Interessen zu verhandeln. 
Einerseits benötigen wir Bürokratie, um staatliches Han-

deln zu gewähren und Gesetze angemessen zu vollziehen. 
Häufig dient die Bürokratie tatsächlich auch dem Schutz 
von Bürgerinnen und Bürgern. Andererseits wollen wir 
eben nicht das Maß an Belastung überborden lassen. Als 
Finanzsenator möchte ich zudem unterstreichen, dass es 
zwar bequem sein kann, Freibeträge und Freigrenzen im 
Steuerrecht anzuheben, dies aber in der Regel zu einer 
finanziellen Entlastung mit der Gießkanne führt. Die 
Gießkanne wirkt dann häufig eben nicht entlang konkre-
ter Bedarfe der Menschen, ist ehrlicherweise zumeist 
auch nicht sozial gestaffelt und fällt dafür den öffentli-
chen Haushalten ordentlich auf die Füße. 

Meine Damen und Herren, die gesetzliche Änderung 
der Aufbewahrungsfristen für Buchungsbelege erhitzt ja 
so manche Gemüter. Die vorgelegte Änderung ist für 
viele Unternehmen tatsächlich eine Erleichterung. Gerade 
für kleine Unternehmen erleichtert diese Maßnahmen 
natürlich die Buchhaltung: weniger Archivfläche, weni-
ger Speicherplatz auf den Servern. Klar ist auch: In den 
meisten Fällen werden die kürzeren Aufbewahrungsfris-
ten kein weiteres Problem darstellen, denn die große 
Mehrheit der Unternehmen zahlt ehrlich ihre Steuern. 
Was wir mit dieser Änderung aber nicht machen: Wir 
animieren nicht zum Steuerbetrug. Aber ja, wir verkürzen 
den Aufklärungszeitraum für Steuerstraftaten. 

Mit dem Vierten Bürokratieentlastungsgesetz laufen 
zukünftig die Verjährungsfrist für besonders schwere 
Steuerhinterziehung und die Aufbewahrungsfrist für 
Buchungsbelege für Unternehmen weiter auseinander. 
Dies kann die Ermittlung von Steuerstraftaten erheblich 
beeinträchtigen, gerade wenn es um komplexe und des-
wegen auch lang andauernde Straftaten geht. Ich begrüße 
daher ausdrücklich, dass die Koalitionsfraktionen im 
parlamentarischen Verfahren zumindest das Inkrafttreten 
der verkürzten Aufbewahrungsfristen für Finanzinstituti-
onen um ein Jahr verschoben haben. Das ist wichtig bei 
der weiteren Ermittlung und Verfolgung von Cum-ex-
Verdachtsfällen. Das bedeutet jedoch auch ganz konkret, 
dass wir Länder zusammen mit dem Bundesfinanzminis-
terium nun alle uns verfügbaren Kapazitäten ausschöpfen 
müssen. Wir sollten keine Zeit verstreichen lassen und 
die verbleibenden Möglichkeiten nutzen, schwere Steu-
erdelikte aufzuklären. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns 
weiterhin engagiert die Steuerkriminalität bekämpfen und 
hilfreiche Maßnahmen auf den Weg bringen, um die 
Handlungsfähigkeit des Staates zu stärken! Wenn wir 
heute an dieser Stelle die Aufklärungsmöglichkeit für 
Steuerstraftaten künftig im Rahmen einer Gesamtabwä-
gung, die das ganze Paket nun einmal ist, verkürzen, 
dann müssen wir gleichzeitig an anderer Stelle schneller 
und wirkungsvoller werden. Ich habe die sehr deutliche 
Erwartung an den Bund, dass wir mit dem Gesetz zur 
Bekämpfung der Vermögensverschleierung und dem 
Gesetz zur Bekämpfung der Finanzmarktkriminalität 
noch in diesem Jahr eine schlagkräftige und handlungsfä-
hige Bundesbehörde für die Bekämpfung der Finanzkri-
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minalität erhalten und damit auch die Schlagkraft der 
Länder erhöhen. 

Meine Damen und Herren, ich bin froh, dass wir heute 
viele überflüssige Maßnahmen beenden und mit dem 
Bürokratieentlastungsgesetz umfassend weitere Maß-
nahmen auf den Prüfstand gestellt haben. Lassen Sie uns 
beim Bürokratieabbau fortlaufend am Ball bleiben! Die 
Bürgerinnen und Bürger, die Wirtschaft, aber auch die 
Verwaltung freuen sich über jede Entlastung. Ich freue 
mich jedenfalls schon auf den ersten Hotelbesuch im Jahr 
2025, bei dem ich erstmalig keinen Meldeschein ausfül-
len und das Hotel diesen dann keine zwölf Monate daten-
schutzkonform lagern muss. – Vielen Dank! 

Amtierende Präsidentin Wiebke Osigus: Herz-
lichen Dank, Herr Bürgermeister! – Zuletzt hat sich zu 
Wort gemeldet: Herr Staatsminister Pentz für Hessen. – 
Bitte! 

Manfred Pentz (Hessen): Werte Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Bürokratie-
entlastungsgesetz war eine schwere Geburt, der Kom-
promiss hart errungen, die Ergebnisse überschaubar. Man 
kann sich deshalb schon die Frage stellen: Lohnt sich der 
Aufwand überhaupt? Meine Damen und Herren, wir 
Hessen sagen: Ja, natürlich lohnt sich dieser Aufwand. 
Aus hessischer Sicht ist es unterm Strich richtig und 
wichtig, dass dieses Gesetz heute so durchgeht. 

Sie wissen – oder Sie wissen es vielleicht nicht –: Au-
ßer Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten bin 
ich auch der erste Entbürokratisierungsminister Deutsch-
lands. Deswegen will ich hier in dieses ehrwürdige Haus 
natürlich hineinrufen: Wir Hessen nehmen das Thema 
Entbürokratisierung ganz besonders ernst. Wir verlassen 
uns nicht auf einen Normenkontrollrat. Wir setzen nicht 
irgendwelche Institutionen ein, die sich – ich sage einfach 
mal – global mit dem Thema Bürokratieabbau befassen, 
sondern wir aus der Staatskanzlei räumen diesem wichti-
gen Thema Kabinettsrang ein, und wir nehmen dieses 
Thema extrem ernst. 

Mein Vorredner, Herr Bürgermeister Fecker, hat, wie 
ich finde, zu Recht die Abschaffung der Meldepflicht für 
Hotels angesprochen. Wir alle haben uns sehr lange und 
sehr oft gefragt, wieso es dort oft zu einer Stausituation 
kommt. Als ich in mein Amt gekommen bin, habe ich 
diese Frage intern gestellt, und da wurde mir gesagt: Ja, 
ganz große und wichtige Sicherheitsbedenken! – Wenn 
wir uns – ich finde, Herr Fecker, Sie haben das auch noch 
mal sehr sauber dargelegt – dann aber mal anschauen, um 
was es dort wirklich geht, dann glaube ich, sagen zu 
können: Es ist gut, dass das heute im Bürokratieentlas-
tungsgesetz komplett abgeräumt wird. 

Worauf wir aber auch achten müssen, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, ist, dass sich ein Mindset 
verändert, dass es einen Kulturwandel gibt in Deutsch-
land, sozusagen in Richtung des Bürokratieabbaus insge-

samt. Deswegen sage ich unterm Strich: Wir hätten mehr 
gewollt. Wir hatten auch viel mehr gefordert als Hessen. 
Wir haben konkret Dinge, die wir im Nachgang zu heute 
in den nächsten Sitzungen hier vorlegen werden. 

Ich will nur einen Punkt noch herausnehmen, weil 
mein Vorredner das Thema Schriftformerfordernis ange-
sprochen hat. Ich habe mir das mal genauer angeschaut. 
Wenn wir sehen, dass die Banken pro Jahr circa 
10 Millionen Kreditverträge generieren mit mindestens 
30 Seiten, die jeweils ausgedruckt werden müssen, dann 
muss ich Ihnen beziehungsweise der Bundesregierung 
sagen: Ich verstehe nicht, dass das beim Thema Schrift-
formerfordernis herausgenommen wurde. Ich finde, gera-
de bei solch einem Thema des alltäglichen Gebrauchs 
müssen wir sehr klar nachliefern. – Vielen Dank für die 
Aufmerksamkeit! 

Ich habe die Redezeit unterschritten, freue mich dar-
über und darüber, dass ich heute einiges gelernt habe, 
nämlich was Zahlen und Ziffern betrifft. Das wird mir 
auch bei der Sitzungsleitung irgendwann massiv weiter-
helfen. – Herzlichen Dank! 

(Heiterkeit) 

Amtierende Präsidentin Wiebke Osigus: Herz-
lichen Dank, Herr Staatsminister! 

Weitere Wortmeldungen liegen zu diesem Punkt nicht 
vor. 

Je eine Erklärung zu Protokoll1 haben abgegeben: 
Herr Bürgermeister Fecker (Bremen), Frau Senatorin 
Dr. Badenberg (Berlin) und Frau Ministerin Martin 
(Mecklenburg-Vorpommern). 

Der federführende Rechtsausschuss und der Wirt-
schaftsausschuss empfehlen dem Bundesrat, dem Gesetz 
zuzustimmen. Wer dafür ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat dem Gesetz zugestimmt. 

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 36: 
TOP 36 

Gesetz zur periodengerechten Veranschlagung von 
Zinsausgaben im Rahmen der staatlichen Kredit-
aufnahme und Drittes Gesetz zur Weiterentwicklung 
der Qualität und zur Teilhabe in der Kindertagesbe-
treuung (Drucksache 487/24) 

Hierzu liegt eine Wortmeldung von Frau Ministerin 
Schopper aus Baden-Württemberg vor. – Bitte schön! 

Theresa Schopper (Baden-Württemberg): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Kolleginnen 
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und Kollegen! Harter Schnitt im Themengebiet: Vom 
Bürokratieabbau geht es zur Kindertagesbetreuung. 

Ich glaube, wir sind uns hier alle einig, dass eine gute 
Arbeit in den Kitas für unsere gesamte Gesellschaft von 
elementarer Bedeutung ist. Von der frühkindlichen Bil-
dung, der Erziehung und der Betreuung in unserem Land 
hängt sehr viel ab. Die frühen Lebensjahre haben einen 
großen Einfluss auf die persönliche und die soziale Ent-
wicklung des Kindes. Für die Bildungs- und die Teilha-
bechancen ist die frühkindliche Bildung ja besonders 
wichtig und wertvoll. Insbesondere für Kinder aus Fami-
lien, die entsprechend weniger dazu beitragen können, 
die nicht so gut gefördert und unterstützt werden, ist die 
Kindertageseinrichtung ein ganz zentraler Ort zur Bil-
dung. Kinder erlernen in der Kita auch zentrale Werte für 
das spätere Zusammenleben, die in unserer freien und 
demokratischen Gesellschaft ganz wichtig sind. Sie trai-
nieren ihr Sozialverhalten und lernen andere Kinder mit 
ganz unterschiedlichen Hintergründen und Erfahrungen 
kennen. 

Eine gut funktionierende Kindertagesbetreuung ist vor 
allem für berufstätige Eltern und für die Wirtschaft von 
immenser Bedeutung, gerade im Hinblick auf den Fach-
kräftemangel. Eltern sind auf gute Betreuungsangebote 
angewiesen, damit sie mit einem guten Gewissen und 
Gefühl arbeiten gehen können. Für die Wirtschaft hängen 
an jeder Erzieherin und an jedem Erzieher letztlich meh-
rere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die fehlen, wenn 
deren Nachwuchs nicht oder nur eingeschränkt betreut 
werden kann. Wir spüren das, wenn momentan Kitazeiten 
gekürzt werden und das zu großen Schwierigkeiten führt. 
Vor diesem Hintergrund freue ich mich sehr, dass der 
Bund sich für weitere zwei Jahre am Ausbau der Kitaqua-
lität beteiligen wird und damit eine wichtige Investition 
in die Zukunft trägt. 

Wir alle wissen: Zu den wichtigsten Herausforderun-
gen im Kitabereich zählen der aktuelle Fachkräftemangel 
und der Ausbau der Sprachförderung. Insofern begrüße 
ich es sehr, dass der Schwerpunkt des neuen Gesetzes 
auch auf der Gewinnung und Sicherung von Fachkräften 
liegt und dass die Sprachförderung zu den zentralen 
Handlungsfeldern zählt. 

In Baden-Württemberg haben wir schon längere Zeit 
den Fokus darauf gelegt. Die Qualität stand bei uns im-
mer im Mittelpunkt. Wir haben die Träger immer bei der 
Fachkräftegewinnung unterstützt. Die Qualität war im-
mer unser zentraler Vorteil. Dazu zählen beispielsweise 
neue Direkteinstiegsmöglichkeiten, die wir so dringend 
benötigen, das Personal und die Förderung der pädagogi-
schen Leitungszeit. Zudem legen wir einen starken Fokus 
auf den Spracherwerb im vorschulischen Bereich und auf 
das Ziel, die Vorläuferqualifikationen für die Grundschu-
le auch in den Kitas unterstützend zu fördern, damit die 
Kinder einen guten Start in der Schule haben. Unsere 
Erzieherinnen und unsere Erzieher leisten in ihrer tägli-
chen Arbeit einen wirklich herausragenden Beitrag, der 

von unschätzbarem Wert für die Kinder und unsere ge-
samte Gesellschaft ist. Deshalb ist es so wichtig, dass wir 
die Kitas vor Ort entsprechend passgenau unterstützen. 
Unser Ziel ist klar: Wir wollen gemeinsam dafür sorgen, 
dass sich alle Eltern und Kinder in ganz Deutschland auf 
hochwertige Bildungs- und Betreuungsangebote verlas-
sen können. 

Da die Ausgangslage in den Bundesländern sehr un-
terschiedlich ist, ist es für uns auch wichtig, dass wir 
keine zu strengen bundesweiten Standards haben, die 
weder den Kindern noch den Eltern helfen. Momentan ist 
es in unserem Bundesland ein großes Problem, dass 
schlichtweg das Personal fehlt, um die Standards tatsäch-
lich umsetzen zu können. Wir haben hohe Standards bei 
uns in Baden-Württemberg und sind deshalb froh, dass 
nicht noch zusätzliche bundesweite Standards auf den 
Weg gebracht wurden. 

Ich freue mich auf jeden Fall sehr, dass wir mit diesem 
Gesetz einen weiteren Schritt gehen können, um die 
Qualität in unseren Kitas in den nächsten Jahren gemein-
sam zu verbessern. Ich möchte mich ganz ausdrücklich 
bei Bundesministerin Lisa Paus für ihren Einsatz bedan-
ken. Jetzt ist es wichtig, dass das Gesetz auf den Weg 
kommt, dass wir es zügig verabschieden, damit die Trä-
ger und die Kitas vor Ort Planungssicherheit haben und 
damit es unseren Kleinen in den Kitas gut geht. – Herzli-
chen Dank! 

Amtierende Präsidentin Wiebke Osigus: Vielen 
Dank, Frau Ministerin! 

Weitere Wortmeldungen liegen uns nicht vor. – Eine 

Erklärung zu Protokoll1 hat Herr Staatsminister 
Dr. Herrmann (Bayern) abgegeben. 

Der Finanzausschuss und der Ausschuss für Frauen 
und Jugend empfehlen, dem Gesetz zuzustimmen. Wer 
dieser Empfehlung folgen möchte, den bitte ich nun um 
das Handzeichen. – Mehrheit. 

Der Bundesrat hat dem Gesetz zugestimmt. 

Für diesen Fall hat Herr Staatssekretär Krösser, 
Bundesministerium des Innern und für Heimat, eine Er-

klärung zu Protokoll2 abgegeben. 

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 11: 
TOP 11 

Entwurf eines Gesetzes zur Begrenzung der Hal-
terpflichten bei der Überprüfung von Führerschei-
nen – Antrag des Landes Hessen – (Drucksa-
che 447/24) 

Hierzu liegt uns eine Wortmeldung von Herrn Staats-
minister Pentz aus Hessen vor. – Bitte schön! 

                                                           
1 Anlage 10 
2 Anlage 11 



392 Bundesrat – 1048. Sitzung – 18. Oktober 2024 

 

Manfred Pentz (Hessen): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte mich zu-
nächst sehr herzlich dafür bedanken, dass wir heute mög-
licherweise damit rechnen dürfen, dass Sie unserer Initia-
tive zur Begrenzung der Halterpflichten zustimmen. Ich 
weiß: Einigen von Ihnen kamen diese Initiative zu klein-
teilig vor. Andere wiederum haben sich Sorgen um die 
Auswirkungen im Straßenverkehr gemacht. Aber genau 
darum geht es, meine sehr geehrten Damen und Herren: 
um die Herangehensweise an den Bürokratieabbau. 

Wir haben in den letzten Jahren einen Berg an Regeln 
aufgebaut. Für jedes Problem gab es immer eine Antwort 
mit irgendeiner Regulierung. Das kann man eine Weile 
durchhalten. Das kann man wie im Fall Deutschlands 
auch Jahre oder Jahrzehnte durchhalten. Aber wie bei 
einem Schneepflug, der immer nur in eine Richtung fährt 
und immer mehr Schnee anhäuft, ist irgendwann Schluss, 
und irgendwann kommt auch der größte und stärkste 
Motor nicht mehr weiter. Wenn wir so weitermachen wie 
bisher, wenn wir immer wieder Regeln drauflegen, wenn 
wir uns für jede denkbare Unsicherheit doppelt und drei-
fach absichern wollen, dann wird es irgendwann zum 
Stillstand kommen. 

Nehmen wir die wirtschaftliche Entwicklung in unse-
rem Land: Natürlich gibt es externe Faktoren und auch 
ganz spezielle Voraussetzungen in unserem Land. Doch 
wir sind nicht allein auf der Welt. Es gibt nur einen glo-
balen Markt, und da reicht es für den Erfolg nicht nur, 
guten Willen zu haben, sondern da geht es auch darum, 
die eigenen Startbedingungen als Voraussetzung herzu-
stellen. Da fesselt Deutschland sich leider selber – mit 
Verordnungen, mit Erlassen, mit Gesetzen, die wir alle zu 
verantworten haben. Diese einseitige Wettbewerbsbe-
schränkung führt dazu, dass wir seit Jahren kein echtes 
Wachstum mehr haben, dass die Investitionen in unsere 
Wirtschaft zurückgehen, ja es führt sogar dazu, dass 
ausländische Kapitalgeber aufgrund der Regulierung 
nicht in unseren famous German Mittelstand investieren 
können. Deshalb: Wir müssen diesen Berg abbauen, wir 
müssen die Regulierung herunterfahren. Ich bedanke 
mich sehr herzlich, wenn Sie unserem Antrag heute dies-
bezüglich folgen können. 

Amtierende Präsidentin Wiebke Osigus: Herz-
lichen Dank, Herr Staatsminister! 

Weitere Wortmeldungen liegen uns nicht vor. – Eine 

Erklärung zu Protokoll1 hat Herr Staatsminister Cle-
mens (Sachsen) abgegeben. 

Der Verkehrsausschuss empfiehlt gemäß Ziffer 1 der 
Ausschussempfehlungen, den Gesetzentwurf beim 
Deutschen Bundestag einzubringen. Wer stimmt da-
für? – Mehrheit. 

Dann ist das so beschlossen. 
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Wir sind übereingekommen, Herrn Staatsminister 
Manfred Pentz (Hessen) zum Beauftragten für die 
Beratungen im Deutschen Bundestag zu bestellen. 

Wir machen weiter mit Tagesordnungspunkt 14: 
TOP 14 

Entschließung des Bundesrates „Entwicklungszu-
sammenarbeit der Länder und Kommunen stär-
ken“ – Antrag der Länder Bremen und Niedersach-
sen – (Drucksache 448/24) 

Dem Antrag ist das Saarland beigetreten. 

Wortmeldungen liegen uns hierzu nicht vor. 

Wir stimmen über die Ausschussempfehlungen ab. 
Daraus rufe ich auf: 

Ziffer 1! – Mehrheit. 

Ziffer 2! – Mehrheit. 

Ziffer 3! – Mehrheit. 

Wir kommen zur Schlussabstimmung: Wer ist für die 
Annahme der Entschließung nach Maßgabe der be-
schlossenen Änderungen? – Mehrheit. 

Dann ist das so beschlossen. 

Wir beenden den Tagesordnungspunkt 14. 

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 16: 
TOP 16 

Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung der 
gesetzlichen Unfallversicherung (Drucksa-
che 425/24) 

Auch hierzu liegen uns keine Wortmeldungen vor. 

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussempfeh-
lungen vor. Daraus rufe ich auf: 

Ziffer 1! – Mehrheit. 

Ziffer 2! – Minderheit. 

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen. 

Wir verlassen den Tagesordnungspunkt 16. 

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 18: 
TOP 18 

Entwurf eines Gesetzes über die Einführung einer 
bundeseinheitlichen Pflegefachassistenzausbildung 
(Pflegefachassistenzeinführungsgesetz) (Drucksa-
che 427/24, zu Drucksache 427/24) 

Hierzu liegt uns eine Wortmeldung von Frau Senatorin 
Dr. Czyborra aus Berlin vor. – Bitte! 
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Dr. Ina Czyborra (Berlin): Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Im Pflegefachassistenzein-
führungsgesetz geht es nicht um Krieg und Frieden, Ter-
ror oder Krise, aber doch um ein zentrales Vorhaben der 
Bundesregierung für die Fachkräftesicherung in der Pfle-
ge, zu dem ich mich sehr freue sprechen zu dürfen. Denn 
es geht um eine wesentliche Grundlage der humanen 
Gesellschaft, die Pflege der Schwachen, und die berufli-
chen Perspektiven auch für Menschen ohne höhere 
Schulabschlüsse. 

In den letzten Jahren ist hinsichtlich der Ausbildung in 
den Pflegeberufen vieles passiert. Mit dem Pflegeberufe-
gesetz ist eine grundlegende Reform der Pflegeausbil-
dung erfolgt und in den Bundesländern umgesetzt wor-
den. Neben einer neuen generalistischen beruflichen 
Fachkraftausbildung wurde auch ein primärqualifizieren-
des Pflegestudium eingeführt. Ende 2023 wurde die 
hochschulische Ausbildung mit dem Pflegestudiumstär-
kungsgesetz nachgebessert und durch gute Standards 
attraktiver gemacht. Allerdings fehlte bislang noch ein 
wichtiger Baustein, der nun mit dem vorliegenden Ge-
setzentwurf zur Einführung einer bundeseinheitlichen 
Pflegefachassistenzausbildung folgt. 

Dieses Gesetz ist überfällig und wird vom Land Berlin 
ausdrücklich begrüßt und unterstützt. Der vorliegende 
Gesetzentwurf soll die 27, teilweise sehr unterschiedli-
chen landesrechtlichen Regelungen ablösen und einheitli-
che Standards für die Ausbildung in der Pflegefachassis-
tenz schaffen. Dazu gehören analog zum Pflegeberufege-
setz die Zahlung einer angemessenen Ausbildungsvergü-
tung sowie Qualitätsstandards, zum Beispiel Praxisanlei-
tungen. Auch die Durchlässigkeit zur Pflegefachausbil-
dung ist gegeben. 

Der Gesetzentwurf entspricht weitestgehend dem be-
reits erfolgreich implementierten Berufsbild auf Landes-
ebene in Berlin. Die im Rahmen einer Expertinnen- und 
Expertengruppe entwickelten fachlichen Empfehlungen, 
an denen Ländervertreterinnen und -vertreter mitgearbei-
tet haben, finden im Gesetzentwurf weitestgehend Be-
rücksichtigung. Zudem lehnen sich die Regelungen größ-
tenteils an die des Pflegeberufegesetzes an. 

Die umfangreichen Stellungnahmen des Bundesrates 
enthalten Vorschläge, um den Gesetzentwurf an den 
entsprechenden Stellen noch nachzubessern. Besonders 
hervorheben möchte ich zwei Aspekte aus dem Gesetz-
entwurf: Zum einen ist die bundeseinheitliche sektoren-
übergreifende Finanzierung der Vorteil des Gesetzes. Die 
analoge Ausgestaltung zum Pflegeberufegesetz schafft 
ein schlankes Verfahren und sichert die Refinanzierung 
der Ausbildungskosten. Zum anderen machen wir mit der 
Berliner Regelung, die ebenfalls generalistisch ausgerich-
tet ist und 18 Monate dauert, gute Erfahrungen. Die 
Rückmeldungen der Landschaft sind insgesamt sehr 
positiv. 

Die Ausbildungsdauer von 18 Monaten in Vollzeit 
ermöglicht eine fundierte Ausbildung, die unterschiedli-
che Zielgruppen, sowohl Schulabgängerinnen und Schul-
abgänger als auch Quereinsteigerinnen und -einsteiger 
oder bereits Berufserfahrene, adressiert und mit einem 
eigenständigen Berufsbild ermöglicht, in den verschiede-
nen Tätigkeitsbereiche der Pflege zu arbeiten. Somit 
können die ausgebildeten Pflegefachassistenzpersonen in 
den verschiedensten Einsatzbereichen der Pflege in nicht 
komplexen Pflegesituationen selbstständig unter der 
Gesamtverantwortung einer Pflegefachperson arbeiten 
und diese entlasten. Angesichts der schrittweisen Umset-
zung der Personalbemessungsverfahren in der stationären 
Langzeitpflege und im Krankenhaus ist dies ein notwen-
diger Schritt für die Weiterentwicklung eines zukunftsfä-
higen, an der Versorgung orientierten Qualifikationsni-
veaus in den Pflegeberufen. 

Im Gesetzentwurf sind hinreichende Verkürzungs- und 
Anrechnungstatbestände vorgesehen, damit Berufserfah-
rene in kurzer Zeit zur staatlichen Prüfung zugelassen 
werden können. So können auch kurzfristig Pflegefach-
assistenzpersonen dem Arbeitsmarkt zur Verfügung ste-
hen. Unser Ziel in Berlin ist, eine qualitativ hochwertige 
Versorgung von Pflegebedürftigen sowie Patientinnen 
und Patienten heute und in Zukunft zu sichern. Mit die-
sem Gesetz werden aus unserer Perspektive die Weichen 
dafür weiter in die richtige Richtung gestellt. – Vielen 
herzlichen Dank! 

Amtierende Präsidentin Wiebke Osigus: Vielen 
Dank, Frau Senatorin! 

Weitere Wortmeldungen liegen uns nicht vor, auch 
keine Erklärungen zu Protokoll, sodass wir nun zur Ab-
stimmung kommen. 

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussempfeh-
lungen vor. Ich rufe auf: 

Ziffer 4! – Mehrheit. 

Ziffer 5 soll getrennt abgestimmt werden. 

Bitte Ihr Handzeichen zunächst für Ziffer 5 ohne die 
eckige Klammer! – Mehrheit. 

Nun bitte Ihr Handzeichen für die eckige Klammer in 
Ziffer 5! – Mehrheit. 

Ziffer 11! – Mehrheit. 

Ziffer 12! – Mehrheit. 

Ziffer 13! – Mehrheit. 

Ziffer 15! – Mehrheit. 

Ziffer 21! – Mehrheit. 

Ziffer 24! – Mehrheit. 
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Damit entfällt Ziffer 25. 

Nun bitte Ihr Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen. 

Wir machen weiter mit Tagesordnungspunkt 19: 
TOP 19 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Herzge-
sundheit (Gesundes-Herz-Gesetz – GHG) (Druck-
sache 428/24) 

Wortmeldungen liegen uns hierzu nicht vor. 

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussempfeh-
lungen vor. 

Daraus rufe ich Ziffer 4 auf, die nach Buchstaben ge-
trennt abgestimmt werden soll. Bitte Ihr Handzeichen für: 

Ziffer 4 Buchstaben a und b gemeinsam! – Mehrheit. 

Ziffer 4 Buchstaben c und d gemeinsam! – Mehrheit. 

Nun bitte Ihr Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen. 

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 21: 
TOP 21 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetzes und weiterer umweltrechtli-
cher Vorschriften (Drucksache 430/24) 

Wortmeldungen liegen uns hierzu nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuss-
empfehlungen. Ich rufe auf: 

Ziffer 1! – Minderheit. 

Ziffer 2! – Mehrheit. 

Ziffer 3! – Minderheit. 

Ziffer 4! – Mehrheit. 

Ziffer 5! – Minderheit. 

Ziffer 8! – Mehrheit. 

Ziffer 11! – Minderheit. 

Ziffer 12! – Mehrheit. 

Ziffer 14! – Mehrheit. 

Ziffer 16! – Mehrheit. 

Ziffer 17! – Mehrheit. 

Ziffer 18! – Mehrheit. 

Ziffer 22! – Minderheit. 

Nun bitte das Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf ent-
sprechend Stellung genommen. 

Wir verlassen Tagesordnungspunkt 21. 

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 22: 
TOP 22 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung von Vorga-
ben der Richtlinie (EU) 2023/2413 für Zulassungs-
verfahren nach dem Wasserhaushaltsgesetz und 
zur Änderung des Bundeswasserstraßengesetzes 
(Drucksache 431/24) 

Wortmeldungen liegen uns hierzu nicht vor. 

Wir kommen daher direkt zur Abstimmung über die 
Ausschussempfehlungen. Ich rufe auf: 

Ziffer 3! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 4. 

Ziffer 5! – Mehrheit. 

Ziffer 6! – Mehrheit. 

Ziffer 8! – Mehrheit. 

Ziffer 12! – Mehrheit. 

Nun bitte das Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf ent-
sprechend Stellung genommen. 

Wir verlassen Tagesordnungspunkt 22. 

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 25: 
TOP 25 

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der EU-
Verordnung über europäische Daten-Governance 
(Daten-Governance-Gesetz – DGG) (Drucksa-
che 434/24) 

Wortmeldungen liegen uns hierzu nicht vor. 

Wir kommen daher direkt zur Abstimmung über die 
Ausschussempfehlungen. Daraus rufe ich auf: 

Ziffer 1! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 2. 
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Nun bitte das Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf Stel-
lung genommen. 

Wir verlassen Tagesordnungspunkt 25. 

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 26: 
TOP 26 

Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung der Ge-
nehmigungsverfahren von Geothermieanlagen, 
Wärmepumpen und Wärmespeichern sowie zur Än-
derung weiterer rechtlicher Rahmenbedingungen 
für den klimaneutralen Ausbau der Wärmever-
sorgung (Drucksache 435/24 (neu)) 

Hierzu liegt uns eine Wortmeldung von Herrn Minis-
ter Stengele aus Thüringen vor. – Bitte schön! 

Bernhard Stengele (Thüringen): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der vor-
liegende Gesetzentwurf rückt nach den vielen neuen 
Regelungen zu Windenergie und Photovoltaik endlich 
auch die Geothermie in den Mittelpunkt. Ich sage „end-
lich“, denn die Geothermie birgt ein enormes Potenzial 
für die Wärme- und Energieversorgung unserer Zukunft. 
Geothermie ist klimaneutral, nach menschlichen Maßstä-
ben unerschöpflich und zugleich eine zuverlässige und 
über das gesamte Jahr verfügbare Energiequelle, mit der 
auch hohe Wärmebedarfe gedeckt werden können. In 
großen Teilen der Republik dürfte jedoch eine nennens-
werte Erschließung von Geothermie ohne Rückgriff auf 
das Tiefengeothermiepotenzial nicht möglich sein. Tie-
fengeothermieprojekte bedürfen allerdings eines hohen 
Planungsaufwandes und sehr hoher Anfangsinvestitionen. 
Das ist so, weil sie ein erhebliches Bohr- und Fündig-
keitsrisiko bergen. Wir dürfen hier aber nicht vergessen, 
dass es sich um eine einmalige Investition handelt. 
Gleichzeitig schafft sie eine bisher noch nicht da gewese-
ne Unabhängigkeit von Rohstoffen und eine Unabhän-
gigkeit von Drittländern in der Wärmeversorgung. Es ist 
aus meiner Sicht als Thüringer Fachminister unabding-
bar, dass die Bundesregierung Pilotprojekte initiiert und 
unterstützt, die die Machbarkeit und Wirtschaftlichkeit 
der petrothermalen Tiefengeothermie demonstrieren. 

Die petrothermale Tiefengeothermie ist im Gegensatz 
zur hydrothermalen Geothermie nicht auf das Auffinden 
von heißem Wasser im Untergrund angewiesen. Man 
nutzt hier die mit der Tiefe zunehmende Wärme des 
Gesteins, indem man Wasser oder andere Träger von der 
Erdoberfläche aus zuführt. Auf etwa zwei Drittel des 
Bundesgebietes ist nur eine petrothermale Gewinnung 
möglich. Es ist nicht zielführend, wenn dieses enorme 
Potenzial im Bereich der finanziellen Förderung durch 
den Bund bisher vernachlässigt wird. Es kann und muss 
einen entscheidenden Beitrag zur Wärmewende leisten. 
Nur durch die gezielte Förderung beider Technologien, 
hydrothermal und petrothermal, können wir die Nutzung 

geothermischer Energie in vollem Umfang ausschöpfen 
und somit die Abhängigkeit von fossilen Energieträgern 
signifikant und nachhaltig reduzieren. Wo eine Abneh-
merstruktur vorhanden ist – dies betrifft vor allem urbane 
Räume mit vorhandenen Wärmenetzen – und die Geolo-
gie es zulässt, sollte der Bund finanziell unterstützen. So 
werden die Investitionsschwellen für Stadtwerke gesenkt 
und Projekte zur Nutzung geothermischer Energie er-
möglicht. 

In diesem Zusammenhang möchte ich darauf hinwei-
sen, dass es in Thüringen bereits eine fortgeschrittene 
Planung der Stadtwerke Erfurt für ein solches Vorhaben 
gibt. Bis zu 40 000 Haushalte sollen so durch Erdwärme 
aus bis zu 5 Kilometern Tiefe versorgt werden. Die Kos-
ten für die kilometertiefe Probebohrung, etwa 40 Milli-
onen Euro, bei einem Gesamtinvestitionsvolumen von bis 
zu 300 Millionen Euro, können und dürfen Stadt und 
Stadtwerke jedoch nicht alleine stemmen. 

Zum Schluss noch eine grundsätzliche Einlassung, 
auch aus aktuellem Anlass. In der kurzen Zeit als Mit-
glied des Bundesrates ist mir aufgefallen, dass viele, auch 
energiepolitische Gesetzgebungsprozesse ein eilbedürfti-
ges Verfahren durchlaufen. Es ist aus Länderperspektive 
bedenklich, an Gesetzentwürfen mitzuwirken, die mit 
teils sehr kurzen Fristen fachlich abgestimmt werden oder 
mit teils weitreichenden Änderungen den Bundesrat am 
Ende fristverkürzt erreichen. Oft ist es für uns Länder 
aufgrund der kurzen Fristen nicht möglich, die tatsächli-
che Belastung und die sich stellenden Vollzugsprobleme 
hinreichend abzuschätzen. Eine fundierte Prüfung der 
Gesetzentwürfe durch die Länder ist meiner Auffassung 
nach unerlässlich, wenn man das Bundesratsverfahren 
nicht entwerten und sich ständig Ärger und Verdruss 
einhandeln will. 

Gestatten Sie mir auch den Hinweis, dass die Begrün-
dungen zu den Gesetzentwürfen teilweise zu kurz gefasst 
sind, sodass ein effektiver Vollzug nicht gewährleistet 
werden kann. Es müssen umständlich und langwierig 
Handreichungen und Vollzugshilfen geschrieben werden, 
und zwar vorrangig von den Ländern, da die exekutive 
Seite im Gesetzgebungsprozess nicht ausreichend gehört 
wurde. Auch das erschwert die Erklärung und Umset-
zung. Das befeuert unser größtes Problem, nämlich die 
fehlende Akzeptanz in der Bevölkerung. Die Folgen 
sehen Sie leider an den Wahlergebnissen in Brandenburg, 
Sachsen und Thüringen. 

Ein aktuelles Beispiel: die Idee der Bundesregierung, 
jetzt eine Regelung zu Windkraftanlagen einzuführen. 
Soweit ich informiert bin, haben die Länder lange um 
eine solche bundeseinheitliche Regelung gebeten und 
dann zumindest in sieben Ländern selbst eigene Regelun-
gen eingeführt. Es ist unabdingbar, dass der Bund die 
bestehenden Ländergesetze bei seiner Regelung berück-
sichtigt. Denn ich weiß nicht, ob Sie sich ein Bild davon 
machen, wie schwierig es war, in Thüringen ein Wind-
kraftbeteiligungsgesetz zu verabschieden – mit all den 
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giftigen Mythen und Märchen von 24-Stunden-Krebs, 
den man durch eine Windkraftanlage kriegt, von der 
Zerstörung und Vernichtung von Umwelt und Vogelar-
ten. 

Zurück zur Geothermie. Hier ist es gelungen, die Län-
der auf reguläre Weise einzubeziehen und ihre Belange 
zu berücksichtigen. Vor diesem Hintergrund wird der 
Gesetzentwurf aus energiewirtschaftlicher Perspektive als 
sachgerecht und zielführend eingeschätzt, um die Wär-
mewende zu beschleunigen. Meine Damen und Herren, 
es bleibt aber dabei: Wir brauchen grundsätzlich ausrei-
chend Zeit, zu überlegen, ob, wann und vor allem wie wir 
ein Gesetz erlassen. Lassen Sie mich deshalb mit einem 
Zitat enden: Mach langsam, wir haben keine Zeit! 

Amtierende Präsidentin Wiebke Osigus: Herz-
lichen Dank, Herr Minister! 

Weitere Wortmeldungen liegen uns nicht vor. Ebenso 
liegen uns keine Erklärungen zu Protokoll vor. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuss-
empfehlungen. Daraus rufe ich auf: 

Ziffer 2! – Mehrheit. 

Ziffer 3! – Minderheit. 

Ziffer 4! – Mehrheit. 

Ziffer 5! – Minderheit. 

Ziffer 6! – Minderheit. 

Ziffer 7! – Minderheit. 

Dann frage ich, wer Ziffer 8 unterstützt. – Mehrheit. 

Ziffer 9! – Mehrheit. 

Ziffer 10 ist erledigt. 

Ziffer 11! – Minderheit. 

Ziffer 14! – Mehrheit. 

Ziffer 15! – Minderheit. 

Ziffer 16! – Mehrheit. 

Ziffer 17! – Minderheit. 

Ziffer 19! – Mehrheit. 

Ziffer 21! – Minderheit. 

Ziffer 22! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 25. 

Ziffer 23! – Minderheit. 

Dann bitte das Handzeichen für Ziffer 26! – Mehrheit. 

Ziffer 28! – Mehrheit. 

Ziffer 29 rufe ich nach Buchstaben getrennt auf. 

Ich beginne mit dem Buchstaben d. Wer stimmt zu? – 
Mehrheit. 

Buchstabe e! – Mehrheit. 

Dann bitte Ihr Votum für den Rest der Ziffer 29! – 
Mehrheit. 

Ziffer 30! – Mehrheit. 

Nun bitte das Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf ent-
sprechend Stellung genommen. 

Wir verlassen den Tagesordnungspunkt 26. 

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 27: 
TOP 27 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der integrier-
ten Stadtentwicklung (Drucksache 436/24) 

Hierzu haben wir diverse Wortmeldungen. Es beginnt 
Herr Staatsminister Schmidt für Sachsen. – Bitte! 

Thomas Schmidt (Sachsen): Frau Präsidentin! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Wir beraten heute über den Entwurf 
eines Gesetzes zur Stärkung der integrierten Stadtent-
wicklung. Die Ankündigung des Gesetzgebers einer 
umfassenden Baugesetznovelle weckte vor dem Hinter-
grund der Krise der Baukonjunktur seit nunmehr mehr als 
zwei Jahren sehr große Erwartungen. Der Anspruch war 
auch sehr groß: Schaffung von mehr bezahlbarem Wohn-
raum, Ausbau der Digitalisierung, spürbare Beschleuni-
gung der Planungsverfahren, besserer Klimaschutz und 
eine Anpassung an den Klimawandel im Städtebau. 

Ich betone zunächst, dass Sachsen das grundsätzliche 
Ansinnen dieser Reform begrüßt. Der vorliegende Ent-
wurf enthält Ansätze, um das Bauwesen in Deutschland 
zukunftsfähig zu gestalten, rechtliche Hürden abzubauen 
und damit Angebot und Nachfrage in angespannten 
Wohnlagen auszugleichen. Positiv sehen wir die geplan-
ten Erleichterungen im Bereich der Nachverdichtung. Die 
Möglichkeit, bestehende Gebäude einfacher aufzustocken 
oder Baulücken zu schließen, wird einen wichtigen Bei-
trag zur Schaffung von neuem Wohnraum in unseren 
Städten leisten. Auch die vorgesehenen Vereinfachungen 
bei der Befreiung von der Festsetzung der Bebauungsplä-
ne sind grundsätzlich zu begrüßen. 

Dennoch müssen wir feststellen, dass mit dem vorlie-
genden Gesetzentwurf der große Wurf leider nicht gelun-
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gen ist. Den Erfordernissen der gegenwärtigen Baukrise 
und den Versprechungen der Bundesregierung wird der 
Entwurf leider nicht gerecht. Die dringend benötigten 
Maßnahmen zur Beschleunigung von Planungs- und 
Genehmigungsverfahren gehen nicht weit genug. Gerade 
angesichts der aktuellen Baukrise wären mutigere Schrit-
te nötig gewesen, um den Wohnungsbau wirklich anzu-
kurbeln und die Bauwirtschaft spürbar zu entlasten. Die 
Tatsache, dass es 113 Änderungsanträge aus den Bundes-
ländern zu diesem Entwurf gibt, zeigt deutlich: Hier 
besteht noch erheblicher Nachbesserungsbedarf. Wir 
brauchen jetzt eine echte Beschleunigungsmaßnahme: 
erstens eine Straffung von Genehmigungsverfahren, 
zweitens die Privilegierung von Wohnungsbauvorhaben 
auch im Außenbereich mit dem Ziel der Nachverdichtung 
vor allem im ländlichen Raum, drittens generelle Erleich-
terungen bei der Bebauung von Baulücken und viertens 
eine generelle Entbürokratisierung und vermehrte Flexi-
bilisierung im Planungsrecht. 

An diesen Stellschrauben zu drehen, ist eine wichtige 
Voraussetzung, um dem Wohnungsmangel wirkungsvoll 
zu begegnen, Planungssicherheit für die Wohnungswirt-
schaft zu schaffen und auch die Baukosten zu senken. Es 
ist nicht im Sinne der Vereinfachung, wenn Abwägungen 
komplexer und schwieriger werden, weil die Anzahl der 
einfließenden Belange und Bedenken immer größer wird. 
Auch an dieser Stelle besteht dringender Nachbesse-
rungsbedarf. 

Zudem sollte die kommunale Ebene stärker entlastet 
werden, um im Zuge der Städtebauförderung spürbar 
vom Gesetzentwurf profitieren zu können. Der Bund 
sollte dazu beispielsweise die Aufstellung von integrier-
ten Stadt- und Gemeindeentwicklungskonzepten finanzi-
ell unterstützen. 

Leider kommt auch durch Brüssel Sand ins Getriebe. 
Ich verweise nur auf die Verordnung zur Wiederherstel-
lung der Natur, die im Juni 2024 vom Rat der EU mit 
knapper Mehrheit beschlossen wurde. Mit Unverständnis 
habe ich zur Kenntnis genommen, dass die Bundesregie-
rung dieser Verordnung zugestimmt hat. Starre EU-
Vorgaben werden zu einer Verschärfung von Flächen-
konflikten führen und damit das Ziel „Schaffung von 
dringend benötigtem Wohnraum“ konterkarieren. Ich 
erwarte sowohl als Minister als auch als Mitglied des 
Europäischen Ausschusses der Regionen ein klares Be-
kenntnis von der Bundesregierung, dass die Umsetzung 
der EU-Verordnung zur Wiederherstellung der Natur den 
Wohnungsbau nicht behindert oder verhindert. 

Es geht um den Fortbestand unserer Bauindustrie, die 
bereits jetzt mit der Abwanderung ihrer Fachkräfte zu 
kämpfen hat, und es geht um die Zukunft des Wohnens 
und damit auch um den sozialen Frieden in unserem 
Land. Es hilft leider nicht, Transferleistungen wie das 
Wohngeld immer weiter zu erhöhen und damit den Kreis 
der von Sozialleistungen abhängigen Bürgerinnen und 
Bürger zu vergrößern. Es muss mehr bezahlbarer Wohn-

raum geschaffen werden, selbst genutzt oder zur Vermie-
tung. Dafür brauchen wir echte Reformen, die Investitio-
nen erleichtern und Bauvorhaben beschleunigen. Lassen 
Sie uns daher die notwendigen Änderungen vornehmen, 
um dieses Gesetz noch zu einem Erfolg zu machen! – 
Herzlichen Dank! 

Amtierende Präsidentin Wiebke Osigus: Herz-
lichen Dank, Herr Staatsminister! – Als Nächstes hat sich 
zu Wort gemeldet: Frau Senatorin Dr. Leonhard für 
Hamburg. – Bitte! 

Dr. Melanie Leonhard (Hamburg): Sehr verehrte 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist eben 
schon angeklungen: Das Baurecht des Bundes wird mit 
den Zielen „mehr bezahlbarer Wohnraum“, „mehr Tempo 
und Innovation“, „mehr Klimaschutz und Klimaanpas-
sung“ novelliert. Die Bedeutung für urbane Räume, so 
auch für Hamburg, ist besonders hoch, denn dort wirkt 
sich die Krise der Bauwirtschaft besonders stark aus. Die 
Neubautätigkeit bei Wohnungen ist massiv zurückgegan-
gen, und mit dem Rückgang sind die Preise nochmals 
gestiegen. Das Bauplanungsrecht muss als wichtiges 
Instrument genutzt werden, um die Schaffung von Wohn-
raum, auch und gerade von bezahlbarem, zu unterstützen. 
Wir begrüßen grundsätzlich die guten und richtigen An-
sätze im Gesetzentwurf, sehen aber auch noch Ände-
rungsbedarf. Daher hat sich Hamburg mit mehreren An-
trägen in die Gesetzgebung eingebracht, in die auch die 
Expertise aus der Praxis eingeflossen ist. 

Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen, 
insbesondere Lärm, können nach dem Gesetzentwurf der 
Bundesregierung zukünftig bestimmte Werte für Geräu-
schimmissionen festgelegt werden. Mit dieser Änderung 
werden die bestehenden Möglichkeiten der planerischen 
Lärmkonfliktbewältigung vereinfacht und vor allem in 
urbanen Lagen die Nutzungsmischung von Wohnen und 
Arbeiten gefördert. Damit kann gerade in hochverdichte-
ten Räumen dringend benötigter Wohnraum im Rahmen 
der Wiedernutzbarmachung von Flächen, der Nachver-
dichtung und anderer Maßnahmen der Innenentwicklung 
befördert werden, um im Gegenzug Außenbereiche zu 
schonen. Gerade durch das Heranrücken von Wohnbe-
bauung an gewerbliche oder industrielle Nutzung bedarf 
es dieser klarstellenden Ermächtigung im Baugesetzbuch, 
spiegelbildlich zum Entwurf der TA Lärm und ihrer Ex-
perimentierklausel, die im Mai dieses Jahres ja schon 
verabschiedet worden ist. 

Die Befreiungsregelung in § 31 Baugesetzbuch wird 
zum Beispiel von dem Erfordernis entkoppelt, dass ver-
ordnungsrechtlich ein angespannter Wohnungsmarkt 
festgestellt bleiben muss, um sie zu nutzen. Allerdings ist 
die vorgesehene Abweichungsmöglichkeit vom Einzel-
fallerfordernis abhängig und muss angepasst werden, um 
Rechtsunsicherheiten bei der Planung vor Ort am besten 
gleich zu vermeiden. Dadurch könnten dann wie bei der 
Aufstellung von Bebauungsplänen auch bei Befreiungs-
entscheidungen Wohnungen entstehen, die den Gruppen 
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mit den meisten Schwierigkeiten beim Zugang zum 
Wohnungsmarkt zugutekommen oder zur Verbesserung 
der sozialen Durchmischung in bestimmten Quartieren 
beitragen können. 

Es ist gut, dass hier eine neue Abweichungsregelung 
zur Schaffung von Wohnraum implementiert wird, auf 
deren Grundlage es befristet bis 2027 möglich sein soll, 
Vorhabenzulassungen zugunsten des Wohnungsbaus 
unter deutlich erleichterten Voraussetzungen zu schaffen. 
Wir haben in Hamburg mit der Vorgängerregelung in den 
vergangenen Jahren gute Erfahrungen gemacht und fin-
den es ausdrücklich richtig, dass hier unter der Über-
schrift „Bauturbo“ wieder etwas vorgesehen ist. 

Die Ermöglichung von Wohnungsbau abweichend 
vom geltenden Planungsrecht muss zur Förderung des 
bezahlbaren Wohnungsbaus aus unserer Sicht ebenfalls 
mit der Bedingung zur Errichtung mietpreisgebundener 
Wohnungen verknüpft werden können. Darüber hinaus 
setzen wir uns als Land Hamburg dafür ein, die Aus-
übung von Vorkaufsrechten in Gebieten mit sozialen 
Erhaltungsverordnungen wieder zu ermöglichen und das 
gesamte Instrument des Vorkaufsrechts grundsätzlich zu 
überarbeiten, um mehr Handlungssicherheit für die 
Kommunen vor Ort zu ermöglichen. 

Mit der im Gesetzentwurf vorgesehenen Klarstellung, 
bei der Erstellung von Planunterlagen für Bauleitpläne 
den Standard XPlanung gemäß dem Beschluss des IT-
Planungsrates zu verwenden, wird die Digitalisierung der 
Bauleitplanung deutlich im Baugesetzbuch verankert. 
Eine von Hamburg vorgeschlagene Änderung soll dazu 
dienen, die Zugänglichkeit von Flächennutzungs- und 
Bebauungsplänen im Standard XPlanung zu verbessern 
und so datenverlustfrei den Transfer zu erleichtern. Zum 
anderen enthält die vorgeschlagene Änderung, dass be-
reits festgestellte Pläne zusätzlich zur Veröffentlichung 
im Internet nicht mehr traditionell ausgelegt, sondern nur 
noch zur Einsicht bereitgehalten werden müssen. Auch 
das wäre eine effektive Verfahrensvereinfachung. 

Meine Damen und Herren, das Bauen der Zukunft 
muss einfacher werden und den Anforderungen an den 
Klimaschutz trotzdem gerecht werden. Die Novelle des 
Baugesetzbuches ist hier aus unserer Sicht ein Schritt in 
die richtige Richtung. Gleichwohl gibt es gerade mit 
Blick auf die Metropolen an der einen oder anderen Stelle 
noch Potenzial, das wir heben können. – Vielen Dank! 

Amtierende Präsidentin Wiebke Osigus: Herz-
lichen Dank, Frau Senatorin! – Wir kommen nun zu Frau 
Ministerin Razavi, Baden-Württemberg. – Bitte! 

Nicole Razavi (Baden-Württemberg): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Für weite Teile Deutschlands bleibt die Wohnraum-
frage, das Schaffen von bezahlbarem Wohnraum, eine 
der drängendsten Fragen unserer Zeit, und wir müssen 
davon ausgehen, dass sich die Wohnraumfrage in den 

kommenden Jahren weiter zuspitzen wird. Hier muss 
etwas passieren. Wir müssen alle Hebel in Bewegung 
setzen, die wir haben, um den Wohnungsbau einfacher 
und schneller möglich zu machen. Ein ganz entscheiden-
der Hebel ist dabei das Bauplanungsrecht, und an diesem 
Hebel sitzt der Bund. Der Bund hat es in der Hand, die 
Spielräume für die kommunale Bauleitplanung entschei-
dend zu verbessern. Notwendig sind dabei natürlich vor 
allem solche Instrumente, die eine wirksame Innen-
entwicklung erleichtern. Denn der Vorrang der Innenent-
wicklung soll selbstverständlich auch weiterhin gelten. 

Aber daneben müssen wir auch eine maßvolle Außen-
entwicklung ermöglichen, denn ohne Neubau wird es 
nicht gehen, da die Innenentwicklung in zahlreichen 
Gemeinden und Städten allzu oft an ihre Grenzen stößt. 
Den Wohnraumbedarf allein im Bestand oder durch 
Nachverdichtung zu decken, wird uns kaum gelingen. 
Daher sind kluge und klare gesetzgeberische Impulse 
zum schnelleren Planen und Bauen unabdingbar, unver-
zichtbar. Auf Landesebene haben wir das in Baden-
Württemberg mit der Reform unserer Bauordnung ange-
stoßen, und auf Bundesebene liegt nun der Gesetzentwurf 
zur großen BauGB-Novelle vor, auf den wir ja so lange 
gewartet haben. Ja, er enthält in der Tat gute Ansätze, die 
den Bau von Wohnungen durchaus erleichtern und die 
Planungs- und Zulassungsverfahren beschleunigen kön-
nen. 

Ich begrüße zum Beispiel die Aufnahme der befriste-
ten Sonderregelung für den Wohnungsbau, also § 246e 
BauGB, der mit seinen weitreichenden Abweichungs-
möglichkeiten zur Wohnraumschaffung beitragen kann. 
Diese Regelung hat es dann ja immerhin im zweiten 
Anlauf in den Gesetzentwurf geschafft. 

Positiv zu sehen ist zudem auch die von der Bauminis-
terkonferenz geforderte Öffnung der erleichterten Befrei-
ungsmöglichkeiten zugunsten des Wohnungsbaus für 
Kommunen auch außerhalb der Gebietskulisse nach 
§ 201a BauGB. Dieser Vorschlag geht auf einen Antrag 
Baden-Württembergs an die Bauministerkonferenz im 
Jahr 2022 zurück, und wir freuen uns, dass der Bund hier 
Vorschläge der Länder aufgreift. 

Allerdings müssen wir leider feststellen: Insgesamt 
bleibt diese Novelle deutlich hinter dem zurück, was wir 
uns alle erhofft hatten und was zudem erforderlich wäre, 
um die aktuelle Baukrise meistern zu können, damit der 
Motor des Wohnungsbaus auch wirklich wieder an-
springt. So schöpfen einige der geplanten Neuregelungen 
zur Erleichterung der Innenentwicklung ihr Potenzial 
leider nicht aus, und auch die Bauleitplanverfahren wer-
den nicht wirklich beschleunigt. Statt zu entlasten, kom-
men sogar oftmals weitere bürokratische Anforderungen 
hinzu, die das Verfahren zusätzlich verzögern und unnö-
tig erschweren. 

Dies gilt zum Beispiel für die im beschleunigten Ver-
fahren eingeführte Planbegründung für die Auswirkungen 
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des Klimawandels. Sie führt ganz eindeutig zu einem 
unnötigen Aufwand bei den Kommunen, ohne im Gegen-
zug einen wirklichen Mehrwert zu bringen. Gleiches gilt 
für die nach § 31 Absatz 3 BauGB vorgesehene praxis-
ferne Pflicht zur Veröffentlichung der jeweils ersten 
Befreiungsentscheidung, sofern vom Einzelfallerforder-
nis abgesehen werden soll. Dabei ist doch klar: Jede 
weitere bürokratische Hürde verhindert, verzögert und 
verteuert den Wohnungsbau weiter. Damit haben wir eine 
wirklich große Chance vertan. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, diese 
BauGB-Novelle ist leider kein Bauturbo. Sie klebt dem 
Bauplanungsrecht höchstens einen Rallyestreifen auf. Die 
Optik wird dabei vielleicht etwas schnittiger, aber mehr 
PS kommen dadurch nicht in den Wohnungsbau. Damit 
die BauGB-Novelle wirklich zum Turbo für den Woh-
nungsbau werden kann, muss der Gesetzentwurf unter 
Einbeziehung der Länder überarbeitet werden. Hierzu hat 
die Bauministerkonferenz einen Antrag verabschiedet, 
der ganz grundlegende Schwachstellen des Gesetzent-
wurfs identifiziert und erste Lösungsvorschläge unter-
breitet. Wir haben auch Änderungsanträge in die Bera-
tungen im Bundesrat eingebracht, mit denen wir konkret 
bestehende Vollzugsprobleme einzelner Neuregelungen 
aufzeigen. Die zahlreichen Anträge der Länder alleine 
zeigen ja schon, dass es noch Beratungsbedarf zur Novel-
le gibt. 

Ich finde es sehr bedauerlich, dass die Novelle nicht 
mehr Instrumente für eine wirklich vereinfachte Planung 
enthält. Stattdessen findet sich die Beschleunigungswir-
kung oftmals in Programmsätzen wieder. Gerade in der 
Bauleitplanung ist der Blick über den Tellerrand ja ganz 
zentral. So gilt es, im Naturschutz- und Emissionsschutz-
recht Flexibilisierungen zu ermöglichen, die das Schutz-
niveau nicht infrage stellen, aber Handlungsspielräume 
eröffnen. Hier bräuchte es aus meiner Sicht deutlich mehr 
Mut für eine wirkliche Entschlackung der Bauleitplanver-
fahren von den zahlreichen an sie gestellten Anforderun-
gen. Dies können wir nur gemeinsam angehen. – Herzli-
chen Dank! 

Amtierende Präsidentin Wiebke Osigus: Herz-
lichen Dank, Frau Ministerin! – Uns liegen noch zwei 
weitere Wortmeldungen vor. Als Nächstes hat sich zu 
Wort gemeldet: Frau Senatorin Ünsal für Bremen. – 
Bitte! 

Özlem Ünsal (Bremen): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Heute beraten wir über einen Gesetzentwurf der Bundes-
regierung, der nicht nur von enormer Relevanz für die 
Zukunftsfähigkeit unserer Kommunen ist, sondern zu-
gleich auch die unmittelbaren Lebensverhältnisse der 
Bürgerinnen und Bürger in unserem Land berührt. Denn 
das Gesetz hat Auswirkungen auf die Wohnungsfrage, 
eine der zentralen sozialen Fragen. Es enthält zahlreiche 
wichtige Änderungen, die es ermöglichen, dem anhalten-
den Wohnraumdruck entgegenzuwirken und die Hand-

lungsfähigkeit der öffentlichen Hand konsequent zu stär-
ken. Als Zwei-Städte-Staat Bremen mit besonderer Nähe 
zu seinen Kommunen begrüßen wir ausdrücklich und mit 
Nachdruck den vorgelegten Entwurf der Bundesregie-
rung. Dieser leistet aus unserer Sicht einen bedeutenden 
Beitrag zum kostensparenden Bauen sowie zur Entbüro-
kratisierung von Bauleitplanverfahren, etwa durch die 
Aufnahme der stadtentwicklungspolitischen Ziele der 
Neuen Leipzig-Charta sowie die bundesgesetzliche Stär-
kung der Mehrfach-Innenentwicklung. Der Gesetzent-
wurf bildet damit eine zentrale Grundlage für eine zeit-
gemäße und aus unserer Sicht integrierte Stadtentwick-
lung. Die Verschlankung des Bauleitplanverfahrens 
durch die Flexibilisierung der Festsetzungsmöglichkeiten 
und die Erleichterungen im vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan sowie bei der Umweltprüfung sorgen für die 
dringend benötigte Verfahrensbeschleunigung und -ver-
einfachung. Die Digitalisierung der Verfahren ergänzt 
diese materiellen Regelungen. 

Lassen Sie mich bitte dennoch den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung in ein größeres Gesamtbild einordnen! 
Der Wohnungsmarkt in Deutschland steht unter enormem 
Druck. Die Miet- und Baukosten steigen kontinuierlich, 
während der Bedarf an bezahlbarem Wohnraum gerade in 
Ballungsgebieten stetig steigt. Hohe Wohnkosten verhin-
dern zudem die gewünschte Mobilität von Menschen zu 
Ausbildung, Studium oder Arbeit. Das belastet nicht nur 
unsere Bevölkerung mit geringem Geldbeutel, sondern 
inzwischen auch die mittleren Einkommen, die zuneh-
mend aus zentralen Wohnungslagen und gewachsenen 
Quartieren verdrängt werden. 

Vor diesem Hintergrund ist der heute vorliegende Ge-
setzentwurf ein bedeutsamer Schritt. Er adressiert die 
Notwendigkeit, die öffentliche Hand stärker steuernd zu 
befähigen. Städte und Gemeinden sind dabei oft die ers-
ten Adressaten, die den unmittelbaren Druck spüren und 
reagieren müssen. Daher benötigen sie nicht nur diese 
finanziellen Mittel, sondern auch rechtliche Instrumente, 
um die soziale Infrastruktur vor Ort abzusichern. Ein 
Beispiel, das vor allem das Land Bremen betrifft und von 
hoher Bedeutung für uns ist, betrifft die kommunalen 
Vorkaufsrechte. Im aktuellen Gesetzentwurf werden die 
bestehenden Vorkaufsrechte zwar gestärkt, aber aus unse-
rer Sicht nicht ausreichend und nicht abschließend. 

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, wir 
müssen unsere Kommunen stärker in die Lage versetzen, 
in strategisch wichtigen Lagen Grundstücke und Wohn-
anlagen zugunsten und im Sinne des Gemeinwohls zu 
erwerben. Insbesondere in Stadtstaaten wie Bremen ist es 
nicht trivial – sicherlich auch andernorts nicht –, als öf-
fentliche Hand gegen große Investoren anzutreten, die 
über enorme finanzielle Mittel verfügen und häufig durch 
sogenannte Share Deals an den kommunalen Vorkaufs-
rechten vorbeiziehen. 

Wir haben daher zwei Änderungsanträge eingebracht, 
die sicherstellen sollen, dass die kommunalen Vorkaufs-
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rechte in zwei elementaren Punkten ausgeweitet werden. 
Zum einen fordern wir die Einführung eines gemeindli-
chen Vorkaufsrechts für Großwohnanlagen ab 50 Wohn-
einheiten. Wohnanlagen dieser Größe und aufwärts haben 
erhebliche städtebauliche Auswirkungen, wenn sich hier 
bauliche Missstände entwickeln. Daher muss hier die 
öffentliche Hand bei Verkauf den Vorzug vor Privaten 
haben, um gemeinwohlorientiert handeln zu können. 
Zum anderen wollen wir das gemeindliche Vorkaufsrecht 
auch auf sogenannte Share Deals ausweiten. Damit 
schließt sich eine bestehende Regelungslücke, die es 
bisher ermöglicht, durch den Verkauf von Unterneh-
mensanteilen die gesetzlichen Bestimmungen zu den 
gemeindlichen Vorkaufsrechten zu umgehen. Ich möchte 
deshalb für die Unterstützung und für den gemeinsamen 
Schulterschluss bezüglich dieser Änderungsanträge wer-
ben. Sie sind notwendig, um das soziale Gleichgewicht in 
den Wohnquartieren auszubalancieren und die Spekulati-
on mit Wohnraum zu begrenzen. 

Die heutige große Baugesetzbuchnovelle ist ein politi-
scher Meilenstein. Sie muss konsequent weiterentwickelt 
werden, damit wir die Handlungsmöglichkeiten in vollem 
Umfang ausschöpfen können. Gleiches gilt für die Ver-
längerung der Mietpreisbremse, die wir so schnell wie 
möglich auf den Weg bringen müssen. Nur so können wir 
gemeinsam sicherstellen, dass auch in Zukunft ausrei-
chend bezahlbarer Wohnraum zur Verfügung steht und 
unsere Kommunen für alle lebenswert bleiben. – Vielen 
Dank! 

Amtierende Präsidentin Wiebke Osigus: Herz-
lichen Dank, Frau Senatorin! – Als Letztes hat sich zu 
Wort gemeldet: Herr Staatssekretär Dr. Bösinger für das 
Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und 
Bauwesen. – Bitte schön! 

Dr. Rolf Bösinger, Staatssekretär im Bundesminis-
terium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Das Bauen in Deutschland muss einfa-
cher und schneller werden. Hierfür braucht es weniger 
Bürokratie und schnellere Verfahren. Deshalb haben wir 
das Baugesetzbuch grundlegend überarbeitet. Der Ent-
wurf, den wir vorgelegt haben, hat drei Schwerpunkte. 

Erstens. Es geht um Vereinfachung und Beschleuni-
gung. Die Gemeinden sollen in einigen Fällen keine 
Bebauungspläne mehr aufstellen oder ändern müssen. So 
soll die Aufstockung von bestehenden Häusern künftig 
möglich sein, ohne dass ein Bebauungsplan geändert 
werden muss. Dies soll quartiersweise oder auch stadt-
weit möglich sein, nicht nur in Städten mit einem beson-
ders angespannten Wohnungsmarkt, sondern überall. 
Darüber hinaus ermöglichen wir eine stärker verdichtete 
Bebauung, zum Beispiel auf dem eigenen Grundstück. 
Wer also einen großen Garten hat, in dem noch viel Platz 
ist, kann dort künftig leichter noch ein weiteres Haus für 
seine Kinder oder zur Vermietung bauen. Dies ist für 
Familien in ländlichen Regionen oder für Vermieterinnen 

und Vermieter in Ballungsräumen eine deutliche Verbes-
serung. Mit dem sogenannten Bauturbo gemäß § 246e 
BauGB sorgen wir dafür, dass in Regionen mit einem 
besonders angespannten Wohnungsmarkt Wohnungsbau 
ohne einen gesonderten Bebauungsplan genehmigt wer-
den kann. Diese Regelung wird aktuell kontrovers disku-
tiert. Sie ist nicht neu, weil sie bereits zur Errichtung von 
Flüchtlingsunterkünften gilt. Wir erweitern die Anwen-
dung jetzt auf angespannte Wohnungsmärkte. Das ist aus 
Sicht der Bundesregierung gerechtfertigt, weil wir damit 
der Bauwirtschaft in der Krise einen zusätzlichen Impuls 
geben wollen. Das ist auch der Grund dafür, weshalb wir 
die Regelung bis zum 31. Dezember 2027 befristen wol-
len. Wir überlassen es zudem den Kommunen, selbst 
darüber zu entscheiden, diese Neuregelung anzuwenden. 
Und wir halten weiterhin das europäische Umweltrecht 
ein. Diese Neuregelung entlastet Kommunen in einer 
besonders angespannten Wohnungsmarktsituation. Sie 
können ihre Kapazitäten dort einsetzen, wo Planung nötig 
und sinnvoll ist, insbesondere bei großen Projekten. Mit 
dieser Regelung geben wir Kommunen mehr Flexibilität, 
um in Ballungsräumen mehr bezahlbaren Wohnraum zu 
schaffen. Auch die Bauleitplanverfahren werden verein-
facht. Hierzu wollen wir die Umweltprüfungen straffen. 
Umweltberichte sollen kürzer werden, und die öffentli-
chen Bekanntmachungen, zum Beispiel zu Flächennut-
zungs- und Bebauungsplänen sollen von nun an digital 
erfolgen. Zudem führen wir eine Innovationsklausel ein, 
damit veraltete Bebauungspläne schneller aktualisiert 
werden können. 

Zweitens. Wir wollen mit der BauGB-Novelle die 
Schaffung von Wohneigentum fördern und die Mieterin-
nen und Mieter besser schützen. Besonders in den Groß-
städten fürchten viele Menschen, dass ihre Mietwohnung 
durch Verkauf zu einer Eigentumswohnung umgewandelt 
wird und sie ausziehen müssen. Hier haben sich Enteig-
nungsgeschäftsmodelle entwickelt, die wir nicht hinneh-
men können. Deshalb haben wir den Umwandlungs-
schutz verlängert. Außerdem wollen wir die Umgehung 
von Vorkaufsrechten verhindern. So soll das Vorkaufs-
recht der Kommunen auch Fälle erfassen, in denen Ei-
gentumswohnungen inklusive Grundstück als Paket ver-
kauft werden. Dann kann künftig das kommunale Vor-
kaufsrecht angewandt werden. 

Drittens. Wir setzen mit dem BauGB ein Zeichen für 
die Klimaanpassung in Städten und in ländlichen Räu-
men. Starkregenereignisse, unter anderem im Ahrtal, im 
Saarland oder in Bayern, haben uns doch deutlich aufge-
zeigt, dass wir entsprechend reagieren müssen. Wir kön-
nen heute keine bauliche Maßnahme mehr angehen, ohne 
dabei mitzudenken, wie wir uns vor zunehmenden Hitze-
perioden und Starkregen schützen. Deshalb sollen die 
Kommunen bei der Schaffung von Baurecht die Klima-
anpassung stärker berücksichtigen können. Damit werden 
Starkregen-, Flut- und Hitzeprävention gestärkt und Be-
pflanzungen vereinfacht. Konkret schaffen wir damit die 
Möglichkeit, auch bei Vorhaben ohne Bebauungsplan 
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Fassadenbegrünung oder eine Versickerungsanlage auf 
dem Grundstück anordnen zu können. Bauherren sollen 
zukünftig außerdem innerhalb einer bestimmten Frist den 
zuständigen Behörden mitteilen, dass sie sogenannte 
Ausgleichsmaßnahmen umgesetzt haben, zum Beispiel, 
dass sie Bäume gepflanzt haben. Damit erleichtern wir es 
den Kommunen, sicherzustellen, dass Auflagen auch 
tatsächlich erfüllt werden. Und wir machen es leichter, 
Flächen multifunktional zu nutzen. Zum Beispiel können 
zukünftig Sportplätze auch als Retentionsflächen geplant 
werden, also auch Flächen geschaffen werden, auf denen 
Wasser bei Überflutungen gespeichert werden kann. 

Meine Damen und Herren, durch die Baugesetzbuch-
novelle sollen somit erstens die Leitplanken deutlich 
weiter gesetzt werden für ein einfaches, schnelleres Bau-
en und die zügige Schaffung von mehr bezahlbarem 
Wohnraum, zweitens Mieter besser vor Verdrängung 
geschützt werden und drittens Kommunen mehr Mög-
lichkeiten zur Begrünung und Klimaanpassung erhalten. 
Wie wichtig diese Themen und damit auch diese Novelle 
sind, lässt sich auch an der Vielzahl der Anträge des 
Bundesrates ablesen. Für die vielen Diskussionsanstöße 
aus den Ländern, auch schon in den vorangegangenen 
Expertengesprächen, danke ich im Namen meines Hauses 
ausdrücklich. Ich freue mich, wenn Sie diese wichtige 
Novelle auch im weiteren Verfahren konstruktiv beglei-
ten. – Herzlichen Dank! 

Amtierende Präsidentin Wiebke Osigus: Herz-
lichen Dank, Herr Staatssekretär! 

Weitere Wortmeldungen liegen uns nicht vor. Auch 
Erklärungen zu Protokoll sind nicht abgegeben worden. 

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussempfeh-
lungen vor. Daraus rufe ich auf: 

Ziffer 3! – Minderheit. 

Ziffer 7! – Minderheit. 

Ziffer 8! – Mehrheit. 

Ziffer 9! – Mehrheit. 

Ziffer 10! – Minderheit. 

Ziffer 12! – Minderheit. 

Ziffer 13! – Minderheit. 

Ziffer 14! – Minderheit. 

Ziffer 15! – Minderheit. 

Ziffer 16! – Mehrheit. 

Ziffer 18! – Mehrheit. 

Ziffer 21! – Minderheit. 

Ziffer 24! – Mehrheit. 

Ziffer 27! – Minderheit. 

Ziffer 31! – Minderheit. 

Ziffer 32! – Minderheit. 

Ziffer 33! – Minderheit. 

Ziffer 34! – Mehrheit. 

Ziffer 35! – Minderheit. 

Ziffer 37! – Mehrheit. 

Ziffer 38! – Minderheit. 

Ziffer 39! – Mehrheit. 

Ziffer 40! – Mehrheit. 

Ziffer 41! – Mehrheit. 

Ziffer 42! – Mehrheit. 

Ziffer 43! – Mehrheit. 

Ziffer 44! – Minderheit. 

Ziffer 45! – Minderheit. 

Ziffer 46! – Minderheit. 

Ziffer 47! – Minderheit. 

Ziffer 48! – Minderheit. 

Ziffer 49! – Minderheit. 

Ziffer 62 wird vorgezogen. Bitte Ihr Handzeichen für 
Ziffer 62! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 51. 

Ziffer 52! – Mehrheit. 

Ziffer 53! – Mehrheit. 

Ziffer 54! – Mehrheit. 

Ziffer 55! – Minderheit. 

Ziffer 56! – Mehrheit. 

Ziffer 57! – Mehrheit. 

Ziffer 58! – Minderheit. 

Ziffer 59! – Minderheit. 

Ziffer 60! – Minderheit. 
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Ziffer 61! – Mehrheit. 

Ziffer 63! – Mehrheit. 

Ziffer 64! – Minderheit. 

Ziffer 65! – Minderheit. 

Ziffer 66! – Mehrheit. 

Ziffer 67! – Minderheit. 

Ziffer 68! – Minderheit. 

Ziffer 69! – Minderheit. 

Ziffer 71! – Mehrheit. 

Ziffer 72! – Minderheit. 

Ziffer 73! – Mehrheit. 

Ziffer 75! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 77. 

Ziffer 76! – Mehrheit. 

Ziffer 78! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 79. 

Ziffer 81! – Minderheit. 

Herr Minister Liminski (Nordrhein-Westfalen) gibt 

eine Erklärung zu Protokoll1. 

Ziffer 82! – Minderheit. 

Ziffer 83! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 84. 

Ziffer 85! – Minderheit. 

Ziffer 86! – Mehrheit. 

Ziffer 87! – Minderheit. 

Ziffer 88! – Mehrheit. 

Ziffer 89! – Mehrheit. 

Bitte Ihr Handzeichen für die Ziffern 92 und 95 ge-
meinsam! – Minderheit. 

Ziffer 93! – Mehrheit. 

Ziffer 94! – Minderheit. 

Ziffer 96! – Minderheit. 

                                                           
1 Anlage 13 

Ziffer 97! – Minderheit. 

Ziffer 100! – Minderheit. 

Ziffer 101! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 102. 

Ziffer 104! – Minderheit. 

Ziffer 105! – Minderheit. 

Ziffer 106! – Mehrheit. 

Ziffer 109! – Minderheit. 

Ziffer 110! – Mehrheit. 

Ziffer 111! – Minderheit. 

Ziffer 112! – Minderheit. 

Ziffer 113! – Mehrheit. 

Nun bitte Ihr Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen. 

Wir verlassen den Tagesordnungspunkt 27. 

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 29: 
TOP 29 

Mitteilung der Kommission an das Europäische Par-
lament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: 
Bericht über die Rechtsstaatlichkeit 2024 – Die 
Lage der Rechtsstaatlichkeit in der Europäischen 
Union 
COM(2024) 800 final  
(Drucksache 405/24) 

Wortmeldungen liegen uns hierzu nicht vor. 

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussempfeh-
lungen vor. Daraus rufe ich auf: 

Ziffern 2, 3 und 17 gemeinsam! – Mehrheit. 

Jetzt Ihr Handzeichen für: 

Ziffer 7! – Mehrheit. 

Ziffer 19! – Mehrheit. 

Ziffer 20! – Mehrheit. 

Ziffer 21! – Mehrheit. 

Jetzt bitte Ihr Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit. 
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Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen. 

Wir verlassen den Tagesordnungspunkt 29. 

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 30: 
TOP 30 

Verordnung zur Änderung der Gefahrstoffverord-
nung und anderer Arbeitsschutzverordnungen 
(Drucksache 403/24, zu Drucksache 403/24) 

Wortmeldungen liegen uns hierzu nicht vor. 

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussempfeh-
lungen sowie ein Landesantrag vor. 

Aus den Ausschussempfehlungen rufe ich zur Einzel-
abstimmung auf: 

Ziffer 1! – Minderheit. 

Ziffer 2! – Minderheit. 

Ziffer 3! – Minderheit. 

Ziffer 4! – Minderheit. 

Ziffer 5! – Minderheit. 

Ziffer 6! – Minderheit. 

Ziffer 7! – Minderheit. 

Ziffer 8! – Minderheit. 

Ziffer 9! – Minderheit. 

Ziffer 10! – Mehrheit. 

Ziffer 11! – Minderheit. 

Ziffer 12! – Mehrheit. 

Ziffer 13! – Mehrheit. 

Ziffer 15! – Minderheit. 

Ziffer 17! – Minderheit. 

Ziffer 18! – Minderheit. 

Nun bitte das Handzeichen für den Landesantrag! – 
Mehrheit. 

Dann rufe ich nun die Ziffern 19, 20 und 21 gemein-
sam auf. Ihr Handzeichen bitte! – Mehrheit. 

Ziffer 22! – Minderheit. 

Ziffer 23! – Mehrheit. 

Ziffer 27! – Minderheit. 

Ziffer 28! – Mehrheit. 

Ziffer 31! – Mehrheit. 

Ziffer 32! – Minderheit. 

Ziffer 33! – Mehrheit. 

Ziffer 34! – Mehrheit. 

Ziffer 35! – Mehrheit. 

Ziffer 36! – Mehrheit. 

Nun bitte das Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat der Verordnung entspre-
chend zugestimmt und eine Entschließung gefasst. 

Wir verlassen Tagesordnungspunkt 30. 

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 31: 
TOP 31 

Verordnung zur Bestimmung der für die Fortschrei-
bung der Regelbedarfsstufen nach § 28a und für die 
Fortschreibung des Teilbetrags nach § 34 Absatz 3a 
Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch maß-
geblichen Prozentsätze sowie zur Ergänzung der An-
lage zu §§ 28 und 34 des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch für das Jahr 2025 (Regelbedarfsstufen-
Fortschreibungsverordnung 2025 – RBSFV 2025) 
(Drucksache 453/24) 

Hierzu liegt uns eine Wortmeldung von Frau Staats-
ministerin Hofmann aus Hessen vor. – Bitte schön! 

Heike Hofmann (Hessen): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Die Fortschreibung der Regelbedarfe 
wurde zum Gegenstand einer emotionalen Debatte, die 
den gesellschaftlichen Konsens zu einem menschenwür-
digen Leben berührt hat. Von daher bringe ich in Erinne-
rung, was in Artikel 1 Absatz 1 unseres Grundgesetzes 
verankert ist und was Handlungsanweisung für das staat-
liche Handeln, aber auch Maßgabe für unser aller Zu-
sammenleben ist: „Die Würde des Menschen ist unan-
tastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung 
aller staatlichen Gewalt.“ Dies muss angesichts der Sozial-
neiddebatte, die in die Debatte um das Bürgergeld einge-
zogen ist und in der Bürgergeldempfänger, also Mitbür-
gerinnen und Mitbürger, von Einzelnen als – ich darf 
zitieren und setze das in Anführungsstriche – „Schmarot-
zer“ beziehungsweise „Faulenzer“ betitelt werden, deut-
lich hier angesprochen werden. Deshalb mahne ich an 
dieser Stelle ausdrücklich zur Versachlichung einer sehr 
zentralen Debatte, meine Damen und Herren. 

Die Bürgergeldreform und die mit ihr verbundenen 
Berechnungsmechanismen für die Regelsätze haben 
Neuerungen erfahren. Neu ist: Bei der jährlichen Fort-
schreibung der Regelbedarfe wird neben der Preis- und 
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Lohnentwicklung zusätzlich die aktuelle Inflation stärker 
berücksichtigt. Hintergrund waren die gestiegenen Le-
benshaltungskosten, aber auch die Energiepreise. 2024 
hat diese Neuregelung erstmalig Anwendung gefunden. 

Nun soll eine erneute Steigerung aufgrund der Inflati-
on ausgesetzt werden. Ich möchte an dieser Stelle noch 
mal in Erinnerung rufen, über welche Zahlen wir eigent-
lich sprechen: Es sind 563 Euro für Alleinstehende pro 
Monat. Wichtig ist, dass wir bei all der kontroversen 
Diskussion und den Anpassungen einen konstruktiv-
kritischen Blick auf die Entwicklung werfen. Es ist von 
zentraler Bedeutung, dass das Existenzminimum zu si-
chern ist und dass wir hierbei auch nicht aus dem Blick 
verlieren, dass die Lebensmittelpreise gestiegen sind. 

Eines ist hier auch deutlich zu erwähnen: Die Diskus-
sion um die Höhe des Bürgergeldes hat auch mit niedri-
gen Einkommen zu tun. Deshalb ist zum Beispiel die 
Stärkung der Tarifbindung, aber auch des Mindestlohns 
mit in den Blick zu nehmen. Und: Viele Menschen in 
unserem Land gehen einer Erwerbstätigkeit nach, müssen 
aber aufstocken, weil ihr Lohn zu niedrig ist, um davon 
leben zu können. Das sind über 800 000 Menschen in 
unserem Land. Zudem: Viele Bürgergeldempfänger ste-
hen dem Arbeitsmarkt allein deshalb noch nicht zur Ver-
fügung, weil sie entweder krank sind, weil sie Kinder 
erziehen oder weil sie Angehörige pflegen. Allein aus 
diesen Gründen stehen sie dem Arbeitsmarkt eben – wir 
hoffen – noch nicht zur Verfügung. 

Ein weiterer wichtiger Zusammenhang ist hier auch zu 
erwähnen. Ich bin der festen Überzeugung: Arbeit lohnt. 
Es gibt nämlich einen spürbaren Lohnabstand, so wie das 
ifo-Institut belegt. Und wer arbeitet, erwirbt zudem auch 
Rentenansprüche. 

Ja, meine Damen und Herren, die Debatte um das 
Bürgergeld ist kontrovers, sie wird leider zum Teil auch 
verletzend geführt. Deshalb dürfen wir an dieser Stelle 
die Menschenwürde, die der Kern unseres Grundgeset-
zes, unseres staatlichen Handelns und Maßstab für uns 
alle ist, nicht vergessen, sondern müssen im Gegenteil 
den Blick darauf richten, um was es hier im Kern geht, 
nämlich um Menschen, die wir in Arbeit bringen und 
deren Existenz wir sichern wollen. – Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit! 

Amtierende Präsidentin Wiebke Osigus: Herz-
lichen Dank, Frau Staatsministerin! 

Weitere Wortmeldungen liegen uns ebenso wie Proto-
kollerklärungen nicht vor. 

Die beteiligten Ausschüsse empfehlen, der Verord-
nung zuzustimmen. Wer dafür ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Mehrheit. 

Dann ist das so beschlossen. 

Wir verlassen den Tagesordnungspunkt 31. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 34: 
TOP 34 

Dritte Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen (Drucksa-
che 342/24) 

Wortmeldungen liegen uns hierzu nicht vor. – Eine 

Erklärung zu Protokoll1 hat Herr Staatsminister Pentz 
(Hessen) für Herrn Staatsminister Mansoori abgegeben. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuss-
empfehlungen. Ich rufe auf: 

Ziffer 1! – Minderheit. 

Dann frage ich nun, wer entsprechend Ziffer 2 der un-
veränderten Verordnung zuzustimmen wünscht. – 
Mehrheit. 

Dann ist das so beschlossen. 

Wir verlassen den Tagesordnungspunkt 34. 

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 37: 
TOP 37 

Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch und des Entgeltfortzah-
lungsgesetzes – Antrag des Freistaates Bayern ge-
mäß § 36 Absatz 2 GO BR – (Drucksache 480/24) 

Wortmeldungen liegen uns hierzu nicht vor. 

Ich weise die Vorlage folgenden Ausschüssen zu: dem 
Ausschuss für Arbeit, Integration und Sozialpolitik – 
federführend – sowie – mitberatend – dem Gesundheits-
ausschuss und dem Wirtschaftsausschuss. 

Damit beenden wir den Tagesordnungspunkt 37. 

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 40: 
TOP 40 

Entschließung des Bundesrates: Biogaspotentiale 
systemdienlich nutzen und ausschöpfen – Antrag 
des Landes Niedersachsen gemäß § 36 Absatz 2 
GO BR – (Drucksache 507/24) 

Wortmeldungen liegen uns hierzu nicht vor. – Eine 

Erklärung zu Protokoll2 hat Frau Ministerin Osigus 
(Niedersachsen) abgegeben. 

Ausschussberatungen haben zu der Vorlage noch nicht 
stattgefunden. Es ist jedoch beantragt, bereits heute in der 
Sache zu entscheiden. 

                                                           
1 Anlage 14 
2 Anlage 15 
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Wer stimmt der sofortigen Sachentscheidung zu? – 
Mehrheit. 

Dann verfahren wir so. 

Wer dafür ist, die Entschließung zu fassen, den bitte 
ich nun um das Handzeichen. – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat die Entschließung gefasst. 

Wir verlassen den Tagesordnungspunkt 40. 

Meine Damen und Herren, damit ist die Tagesordnung 
des Bundesrates mit Ausnahme der Abstimmung über die 
verbundenen Punkte 41 bis 45 abgewickelt. Die Be-
schlüsse des Deutschen Bundestages zum Sicherheitspa-
ket liegen uns allerdings noch nicht vor, sodass wir die 
Sitzung unterbrechen müssen. Ich bitte Sie, sich auf eine 
Fortsetzung der Sitzung um 13.30 Uhr einzustellen. Soll-
te sich daran kurzfristig etwas ändern, würden Sie durch 
Lautsprecheransagen informiert werden. 

Die Sitzung ist damit unterbrochen. 

(Unterbrechung von 12.03 Uhr bis 13.31 Uhr) 

Präsidentin Manuela Schwesig: Meine Damen 
und Herren, wir setzen unsere Beratungen jetzt fort. 

Ich rufe die verbundenen Tagesordnungspunkte 41, 
42, 43, 44 und 45 auf. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich beginne mit Punkt 41 – Gesetz zur inneren Si-
cherheit und zum Asylsystem. 

Ausschussberatungen haben nicht stattgefunden. 

Es liegen ein Antrag auf Einberufung des Vermitt-
lungsausschusses und ein Entschließungsantrag vor. 

Ich rufe zunächst den Antrag auf Einberufung des 
Vermittlungsausschusses auf. Wer dafür ist, den Vermitt-
lungsausschuss mit dem Ziel der grundlegenden Überar-
beitung anzurufen, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Minderheit. 

Damit hat der Bundesrat den Vermittlungsausschuss 
nicht angerufen. 

Nun kommen wir zu dem Entschließungsantrag. Wer 
dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Minder-
heit. 

Die Entschließung ist damit n i c h t  gefasst. 

Ich fahre fort mit Punkt 42 – Gesetz zur Terrorismus-
bekämpfung. 

Ausschussberatungen haben ebenfalls nicht stattge-
funden. Es liegt jedoch ein Entschließungsantrag vor. 

Das Gesetz ist zustimmungsbedürftig. Ich frage daher, 
wer dem Gesetz zustimmen möchte. Ihr Handzeichen 
bitte! – Minderheit. 

Damit hat der Bundesrat dem Gesetz n i c h t  zuge-
stimmt. 

Nun zu dem Entschließungsantrag. Wer dafür ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Minderheit. 

Damit hat der Bundesrat die Entschließung n i c h t  
gefasst. 

Wir fahren fort mit Punkt 43 – Entschließung zur 
Migrationspolitik. 

Zwei Ausschüsse haben ihre Beratungen noch nicht 
abgeschlossen. Das Land Nordrhein-Westfalen hat seinen 
Antrag auf sofortige Sachentscheidung zurückgezogen. 

Die Ausschussberatungen werden fortgesetzt. 

Jetzt rufe ich auf: Punkt 44 – Entschließung zur Ter-
rorismusbekämpfung. 

Ein Ausschuss hat seine Beratungen noch nicht abge-
schlossen. Das Land Nordrhein-Westfalen hat seinen 
Antrag auf sofortige Sachentscheidung zurückgezogen. 

Auch diese Ausschussberatungen werden fortge-
setzt. 

Zuletzt rufe ich auf: Punkt 45 – Entschließung zur 
Migration. 

Ich weise die Vorlage dem Innenausschuss – feder-
führend – und dem Ausschuss für Arbeit, Integration 
und Sozialpolitik sowie dem Ausschuss für Fragen der 
Europäischen Union – mitberatend – zu. 

Meine Damen und Herren, damit haben wir die Ta-
gesordnung der heutigen Sitzung erledigt. 

Die nächste Sitzung des Bundesrates berufe ich ein 
auf Freitag, den 22. November 2024, 9.30 Uhr. 

Ich wünsche Ihnen allen ein schönes Wochenende. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluss: 13.34 Uhr) 
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Feststellung gemäß § 34 GO BR 
Einspruch gegen den Bericht über die 1047. Sitzung 
ist nicht eingelegt worden. Damit gilt der Bericht 
gemäß § 34 GO BR als genehmigt. 
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Anlage 1 

Erklärung 

von Staatssekretär Thorsten Bischoff 
(Saarland) 

zu Punkt 15 der Tagesordnung 

Für Frau Ministerpräsidentin Anke Rehlinger gebe ich 
folgende Erklärung zu Protokoll: 

Die zukünftige Entwicklung der Elektromobilität ist 
entscheidend für die Zukunft unserer Automobilindus-
trie und für deren Wettbewerbsfähigkeit auf den globalen 
Märkten. Es geht hier um weit mehr als nur um einen 
Beitrag zur Klimaneutralität in Deutschland. Es geht da-
rum, unsere Position als führendes Autoland zu behaup-
ten – oder sie zu verlieren. 

Die Welt bewegt sich derzeit schnell: Längst gibt es 
einen global skalierenden Markt für Elektromobilität. 
China dominiert diesen Markt und investiert weiterhin 
massiv. Auch die USA pushen mit milliardenschweren 
Programmen die Elektromobilität. Zölle und regulatori-
sche Maßnahmen als Reaktion zeugen aus meiner Wahr-
nehmung bestenfalls von einer gewissen Hilflosigkeit 
und bewirken in ihrer Folge für unsere Automobilindus-
trie schlimmstenfalls das Gegenteil von dem, was beab-
sichtigt ist. 

Es sind nicht nur diese großen Märkte, die uns vorma-
chen, wie es geht: Norwegen und die Niederlande zeigen 
eindrucksvoll, dass klare politische Rahmenbedingungen 
funktionieren. Fast zwei Drittel der Neuwagen in Norwe-
gen sind bereits Elektrofahrzeuge. Kaufanreize für Elek-
trofahrzeuge haben dort einen massiven Schub geben 
können. Diese Länder haben es geschafft, Elektromobili-
tät zur Norm zu machen. 

Und Deutschland? Wir verlieren an Boden. Während 
anderswo die Elektromobilität boomt, verzeichnen wir 
hier rückläufige Neuzulassungen. Wohlgemerkt: Wir 
reden hier nicht nur über klimaneutrale Mobilität, wir 
reden über die Zukunft von Hunderttausenden Arbeits-
plätzen – bei Autokonzernen und bei den Zulieferern. 
Das können wir uns nicht leisten, wenn wir als Autoland 
weiterhin eine führende Rolle spielen wollen. Es ist nicht 
die Zeit für parteipolitisches Klein-Klein. Wir müssen 
jetzt klare Signale setzen und den Wandel aktiv gestalten. 

Wir müssen gemeinsam die Verunsicherung der Kun-
dinnen und Kunden beenden. Und angesichts zu erwar-
tender Preisentwicklungen bei fossilen Antriebsstoffen in 
den nächsten zehn bis fünfzehn Jahren sind wir nicht nur 
wirtschafts- und klimapolitisch, sondern auch verbrau-
cherpolitisch gefordert, alternative Motorisierungen zu 
ermöglichen. 

Die deutsche Automobilindustrie hat zu lange gezö-
gert, auf Elektromobilität umzusteigen und unsere Mo-

delle zu smartphonisieren. Inzwischen sind jedoch um-
fangreiche Investitionen erfolgt und geplant, bei den 
OEM wie bei den Zulieferern. Doch es geht nicht nur 
darum, investiv und technologisch aufzuholen – es geht 
auch um soziale Verantwortung. Der Wandel muss ge-
recht gestaltet werden. Arbeitskräfte müssen gehalten und 
neue Arbeitsplätze geschaffen werden. 

Ein starker Heimatmarkt ist dabei unerlässlich, um die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Au-
tomobilindustrie zu sichern. Dass machen uns derzeit 
nicht nur andere Länder vor, sondern das war in der Ver-
gangenheit auch in Deutschland ein entscheidender Fak-
tor für unsere Erfolge auf den Weltmärkten – und das 
muss auch in Zukunft das Fundament bleiben. Moderne 
Mobilität ist elektrisch, und wenn wir unsere Spitzenposi-
tion halten wollen, müssen wir jetzt handeln. 

Ein erster wichtiger Schritt ist eine neue E-Auto-
Prämie. Aber sie muss diesmal zielgerichtet und sozial 
gerecht gestaltet werden, damit sie wirklich allen Men-
schen zugutekommt – nicht nur denjenigen mit höheren 
Einkommen. Elektromobilität darf kein Luxus bleiben. 

Doch es braucht mehr als nur Prämien. Die von mir 
benannten erfolgreichen Strategien anderer europäischer 
Länder zeigen dies. Ich begrüße es, dass die Bundesregie-
rung die Förderung vollelektrischer Dienstwagen neu 
aufsetzt, und ebenso, dass der Bundeskanzler am Mitt-
woch im Bundestag weitere Vorschläge auf den Tisch 
gelegt hat. Jetzt geht es darum, die richtigen, zielgerichte-
ten Anreize zu schaffen. 

Eine große Herausforderung bleibt der Ausbau der 
Ladeinfrastruktur. Der Frust über fehlende Ladesäulen ist 
für viele Menschen eine der größten Hürden, auf ein 
E-Auto umzusteigen. Der Bund hat bereits den Aufbau 
eines flächendeckenden Schnellladenetzes an Rastplätzen 
angestoßen. Das ist ein wichtiger Schritt, doch wir brau-
chen noch mehr Tempo. Vor allem im ländlichen Raum 
fehlt ein flächendeckendes Netz. Ohne diese Infrastruktur 
wird Elektromobilität nicht alltagstauglich. 

Länder wie China und Norwegen haben früh erkannt, 
dass eine funktionierende Ladeinfrastruktur der Schlüssel 
ist. Wir dürfen nicht länger hinterherhinken. Wir brau-
chen Ladesäulen überall – in Wohngebieten, auf Park-
plätzen und bei Unternehmen. Und: Der Strom an den 
Ladesäulen muss grün sein. Die Verknüpfung von Lade-
infrastruktur mit erneuerbaren Energien ist kein Bonus, 
sondern eine Notwendigkeit. Nur so erreichen wir unsere 
Klimaziele. 

Die Mobilitätswende ist nicht nur eine technologische 
Herausforderung, sie bietet enorme Chancen für den 
Klimaschutz, unsere Wirtschaft und zukünftige Arbeits-
plätze. 

Es geht an dieser Stelle nicht um kindische Kultur-
kämpfe über der Deutschen liebstes Kind. Die Elektro-
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mobilität ist vielmehr ein Lackmustest für unsere Trans-
formationsfähigkeit in Deutschland. Politisch, gesell-
schaftlich, ökonomisch. 

Unser gemeinsames Ziel muss klar sein: Das Auto der 
Zukunft soll „made in Germany“ bleiben. 

Das erreichen wir mit innovativen Unternehmen, mit 
einer klugen Kombination aus Prämien und steuerlichen 
Vorteilen, mit einem schnelleren Ausbau der Ladeinfra-
struktur, mit einer verlässlichen Orientierung für die 
Märkte und einer klaren Perspektive für die Zukunft 
unserer Automobilindustrie. 

Lassen Sie uns diese Chancen nutzen – im Interesse 
unseres Landes, unserer Menschen, unseres Klimas und 
unserer Wirtschaft. 

Anlage 2 

Erklärung 

von Staatsminister Michael Ebling 
(Rheinland-Pfalz) 

zu Punkt 15 der Tagesordnung 

Das Land Rheinland-Pfalz stimmt dem Entschlie-
ßungsantrag zu, da die Elektromobilität als zukunftswei-
sende Form der Mobilität einen bedeutsamen Wirt-
schaftsfaktor darstellt. Durch die enge Verzahnung von 
Elektrofahrzeugindustrie, den in der Entschließung ge-
nannten vertrauensbildenden Maßnahmen, etwa in Form 
von Ladesäuleninfrastrukturausbau, sowie dem weiteren 
Ausbau der erneuerbaren Energien besteht am Wirt-
schaftsstandort Deutschland ein hohes Wertschöpfungs- 
und Beschäftigungspotenzial. 

Im Rahmen der in der Entschließung geäußerten Prüf-
bitte auf Wiedereinführung der E-Auto-Prämie oder eines 
gleich gelagerten Förderinstruments ist insbesondere de-
ren Finanzierbarkeit mit einzubeziehen. 

Darüber hinaus ist im Rahmen der Prüfbitte zu beach-
ten, dass neben der Berücksichtigung von sozialen As-
pekten sowie Aspekten des Klimaschutzes vorrangig 
sparsame und energieeffiziente Fahrzeuge gefördert wer-
den. 

Außerdem kann die E-Auto-Prämie keine Dauerlö-
sung, sondern nur eine Übergangslösung sein, bis Elek-
trofahrzeuge durch Skaleneffekte im Produktionsprozess 
preisgünstiger und marktgerecht produziert werden kön-
nen. 

Weiterhin ist zu beachten, dass die Elektromobilität 
nur ein Teilsegment des bestehenden Automobilmarktes 
abdeckt. Gewinne müssen aber auch in anderen Markt-
segmenten erwirtschaftet werden, um in die äußerst kos-
tenintensive Transformation zur Elektromobilität reinves-

tiert zu werden. Vor diesem Hintergrund ist die Automo-
bilindustrie in ihrer Gänze in den Blick zu nehmen, um 
eine innovative, international wettbewerbs- und damit 
zukunftsfähige Produktion am Wirtschaftsstandort 
Deutschland zu ermöglichen. 

Anlage 3 

Erklärung 

von Ministerin Simone Oldenburg 
(Mecklenburg-Vorpommern) 

zu Punkt 42 der Tagesordnung 

Für die Länder Mecklenburg-Vorpommern und Bre-
men gebe ich folgende Erklärung zu Protokoll: 

Neben Bedenken hinsichtlich der Verschärfung von 
Eingriffsermächtigungen vor dem Hintergrund zu schüt-
zender Grundrechte sind doch vordergründig Maßnah-
men, die der Terrorbekämpfung dienen, umzusetzen. 
Vor diesem Hintergrund ist die Einführung des § 10b 
BKAG kritisch zu sehen. 

Anlage 4 

Erklärung 

von Ministerin Wiebke Osigus 
(Niedersachsen) 

zu Punkt 41 der Tagesordnung 

Das Land Niedersachsen stellt fest, dass das Gesetz 
zur Verbesserung der inneren Sicherheit und des 
Asylsystems der Bundesregierung neben der Verbesse-
rung der Finanzermittlungen durch die Änderung des 
Bundesverfassungsschutzgesetzes zahlreiche konkretisie-
rende, mitunter verschärfende Änderungen im Waffen-
recht enthält. Die Bekämpfung der Messerkriminalität ist 
ein zentraler Baustein für die innere Sicherheit in 
Deutschland. Dazu trägt die Beschränkung beziehungs-
weise das Verbot des Umgangs mit Waffen und Messern 
in der Öffentlichkeit sowie im ÖPNV erheblich bei. Die 
neuen Regelungen sind für die zuständigen Behörden 
gleichermaßen anwenderfreundlich wie für die Bürgerin-
nen und Bürger verständlich. 

Hinsichtlich der ebenfalls mit dem Gesetz zur Verbes-
serung der inneren Sicherheit und des Asylsystems vor-
gesehenen Änderungen des Asylbewerberleistungsgeset-
zes gilt dies bedauerlicherweise nicht. Hier wären – vor 
allem für die Praxis – klarere Regelungen zu den Leis-
tungsausschlüssen wünschenswert gewesen. Ausweislich 
der Gesetzesbegründung soll die Erweiterung der Leis-
tungsausschlüsse auf Dublin-Fälle, für deren Asylverfah-
ren ein anderer Mitgliedstaat zuständig ist (§ 1 Absatz 1 
Nummer 5 AsylbLG), die betreffenden Personen dazu 
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anhalten, in den für die Durchführung ihres Asylverfah-
rens zuständigen Mitgliedstaat zurückzukehren und dort 
die ihnen zustehenden Leistungen in Anspruch zu neh-
men. Durch die in Teilen unklaren gesetzlichen Vorgaben 
wird die Durchführung des ohnehin schon dysfunktiona-
len Systems der Dublin-III-Verordnung weiter erschwert. 

Das Land Niedersachsen bittet daher die Bundesregie-
rung, den Ausländerbehörden weitergehende Anwen-
dungshinweise zur ordnungsgemäßen Anwendung des 
Tatbestandes einer nach § 1 Absatz 4 Satz 1 AsylbLG 
rechtlich und tatsächlich möglichen Ausreise, die zu den 
Leistungsausschlüssen im Asylbewerberleistungsgesetz 
führen, zur Verfügung zu stellen. Das Land Niedersach-
sen geht davon aus, dass die Zweiwochenfrist für Leis-
tungsausschlüsse erst ab dem Zeitpunkt beginnt, zu dem 
alle Voraussetzungen für eine Ausreise rechtlich und 
praktisch gegeben sind, wie der konkrete Ausreisetermin, 
die Transportmöglichkeit sowie die Zusage des aufneh-
menden Landes, und zudem sichergestellt ist, dass der 
ausgestellte Laissez-passer vom aufnehmenden Land 
sowie den Transitländern akzeptiert wird und dies auch 
formal gegenüber der betroffenen Person mitgeteilt wird. 

Anlage 5 

Erklärung 

von Staatssekretär Bernd Krösser 
(BMI) 

zu den Punkten 41 und 42 der Tagesordnung 

Der islamistische Anschlag am 23. August 2024 auf 
einem Volksfest in Solingen hat gesetzgeberischen Hand-
lungsbedarf deutlich gemacht. Mit dem Sicherheitspaket 
nach Solingen zieht die Regierungskoalition die nötigen 
Folgerungen aus dem Anschlag. Das Sicherheitspaket ist 
ein Praxispaket. Wir setzen beim Waffenrecht und im 
Aufenthaltsrecht die maßgeblichen Punkte um und stär-
ken die Befugnisse unserer Sicherheitsbehörden. 

Wir verschärfen das Waffenrecht, damit Extremisten 
und Terroristen nicht in den Besitz von Waffen kommen 
und leichter entwaffnet werden können. Wir führen ein 
generelles Messerverbot auf Volksfesten und bei anderen 
öffentlichen Veranstaltungen sowie im öffentlichen Per-
sonenverkehr ein. Wir verbieten den Umgang mit 
Springmessern. Und all diese Verschärfungen können 
durch erweiterte Kontrollbefugnisse auch effektiv durch-
gesetzt werden. 

Wir verschärfen das Migrationsrecht. Wer in unserem 
Land schwere Straftaten begeht, insbesondere aus anti-
semitischen oder anderen menschenverachtenden Moti-
ven, der verwirkt sein Recht auf unseren Schutz. Es wird 
zukünftig auch einen Leistungssauschluss für Ausreise-
pflichtige geben, für deren Asylprüfung ein anderer Mit-
gliedstaat zuständig ist. 

Wir geben unseren Sicherheitsbehörden mehr Befug-
nisse, um Terrorismus und auch Schwerstkriminalität 
wirksam zu bekämpfen. Das Bundesamt für Verfassungs-
schutz erhält verbesserte Finanzermittlungsmöglichkeiten 
zur Aufklärung terroristischer Finanzströme. Wir ermög-
lichen, dass die Polizei im Internet beispielsweise nach 
untergetauchten Terroristen fahnden kann. Und wir 
schaffen die Rechtsgrundlage, dass die Polizei die bereits 
erhobenen und in ihren Beständen vorhandenen Daten 
besser automatisch analysieren und Zusammenhänge 
erkennen kann – dies wird helfen, beispielsweise krimi-
nelle Netzwerke besser und schneller aufzudecken als in 
der Vergangenheit. 

Bei all unseren Maßnahmen müssen wir sicherstellen, 
dass wir die Balance zwischen Sicherheit und Freiheit 
wahren. Unsere Bürgerinnen und Bürger müssen sich auf 
den Gesetzgeber verlassen können, darauf, dass wir treff-
genau und rechtssicher das Nötige tun, dabei aber nicht 
über das notwendige Maß hinausgehen. Die Regierungs-
fraktionen haben in einem den Anforderungen gebotenen, 
zügigen Verfahren Gesetzentwürfe eingebracht und dann 
im parlamentarischen Verfahren zusätzlich konturiert. 
Dieser ausgewogene und praxisorientierte Ansatz sollte 
bei einer sachorientierten Annäherung breite Unterstüt-
zung finden. Denn dieses Sicherheitspaket ist ein starkes 
Zeichen für die Sicherheit und den Zusammenhalt in 
unserer Gesellschaft. 

Anlage 6 

Umdruck 8/2024 

Zu den folgenden Punkten der Tagesordnung der 
1048. Sitzung des Bundesrates möge der Bundesrat 
gemäß den vorliegenden Empfehlungen und Vor-
schlägen beschließen: 

I. 

Zu den Gesetzen einen Antrag auf Anrufung des 
Vermittlungsausschusses nicht zu stellen:  

Punkt 5 

Gesetz zum Zweiten IT-Änderungsstaatsvertrag 
(Drucksache 470/24) 

Punkt 6 

Gesetz zur Korrektur schwebender Änderungen im 
Passgesetz, im Personalausweisgesetz und im eID-
Karte-Gesetz (Drucksache 471/24) 

Punkt 7 

Gesetz zur Einführung eines Leitentscheidungs-
verfahrens beim Bundesgerichtshof (Drucksa-
che 472/24) 
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Punkt 8 

Gesetz zur Bekämpfung missbräuchlicher Ersteige-
rungen von Schrottimmobilien und zur Änderung des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (Drucksa-
che 473/24) 

II. 

Die Entschließungen zu fassen:  

Punkt 12 

Entschließung des Bundesrates „Elterngeldanspruch 
auch für Pflegeeltern“ (Drucksache 443/24) 

Punkt 13 

Entschließung des Bundesrates zur zügigen Umset-
zung einer nachhaltigen und generationengerech-
ten Reform der Pflegeversicherung zur Sicherstel-
lung der pflegerischen Versorgung (Drucksa-
che 446/24) 

III. 

Gegen die Gesetzentwürfe keine Einwendungen zu 
erheben:  

Punkt 17 

Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung des 
Seearbeitsgesetzes und anderer Gesetze (Drucksa-
che 426/24) 

Punkt 23 

Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Stärkung der 
personellen Einsatzbereitschaft und zur Änderung 
von Vorschriften für die Bundeswehr (Drucksa-
che 432/24) 

Punkt 24 

Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung des Inter-
sputnik-Gesetzes (Drucksache 433/24) 

Punkt 28 

Entwurf eines Gesetzes zu der Entschließung vom 
23. Mai 2023 zur Änderung des Übereinkommens 
vom 29. November 1972 über die Errichtung des Af-
rikanischen Entwicklungsfonds (Drucksache 437/24) 

IV. 

Zu dem Gesetzentwurf die in der zitierten Empfeh-
lungsdrucksache wiedergegebene Stellungnahme ab-
zugeben:  

Punkt 20 

Entwurf eines Gesetzes zur Entwicklung und Erpro-
bung eines Online-Verfahrens in der Zivilgerichts-
barkeit (Drucksache 429/24, Drucksache 429/1/24) 

V. 

Den Verordnungen nach Maßgabe der in den je-
weiligen Empfehlungsdrucksachen wiedergegebenen 
Empfehlungen zuzustimmen:  

Punkt 32 

Verordnung zur Durchführung der unionsrechtlichen 
Regelungen für Vermarktungsnormen für Obst und 
Gemüse (Obst-Gemüse-Vermarktungsnormen-
Durchführungsverordnung – OGVermNormDV) 
(Drucksache 407/24, Drucksache 407/1/24) 

Punkt 33 

Verordnung zur Änderung der Approbationsordnung 
für Zahnärzte und Zahnärztinnen und weiterer 
Verordnungen im Bereich der Heilberufe (Drucksa-
che 438/24, Drucksache 438/1/24) 

VI. 

Zu den Verfahren, die in der zitierten Drucksache 
bezeichnet sind, von einer Äußerung und einem Bei-
tritt abzusehen: 

Punkt 35 

Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 
(Drucksache 466/24, zu Drucksache 466/24) 

VII. 

Entsprechend den Anregungen und Vorschlägen zu 
beschließen:  

Punkt 38 a) 

Benennung eines Mitglieds für den Beirat bei der 
Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Tele-
kommunikation, Post und Eisenbahnen (Drucksa-
che 479/24) 
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Punkt 38 b) 

Benennung eines stellvertretenden Mitglieds für den 
Beirat bei der Bundesnetzagentur für Elektrizität, 
Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen 
(Drucksache 504/24) 

Punkt 39 

Benennung eines Mitglieds und eines stellvertretenden 
Mitglieds des Kuratoriums der Stiftung „Haus der 
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland“ 
(Drucksache 505/24) 

Anlage 7 

Erklärung 

von Bürgermeister Björn Fecker 
(Bremen) 

zu Punkt 9 der Tagesordnung 

Für die Länder Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, 
Niedersachsen, Saarland und Thüringen gebe ich folgen-
de Erklärung zu Protokoll: 

Die Länder Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Nie-
dersachsen, Saarland und Thüringen unterstützen den 
Abbau von nicht erforderlicher Bürokratie für Unterneh-
men und Bürgerinnen und Bürger. Gleichzeitig nehmen 
die Länder Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Nieder-
sachsen, Saarland und Thüringen mit Sorge zur Kenntnis, 
dass mit dem Vierten Bürokratieentlastungsgesetz die 
Verjährungsfrist für besonders schwere Steuerhinterzie-
hung und die Aufbewahrungsfrist für Buchungsbelege für 
Unternehmen weiter auseinanderlaufen. Dies kann die 
Ermittlung von Steuerstraftaten erheblich beeinträchti-
gen. Die Länder Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, 
Niedersachsen, Saarland und Thüringen begrüßen, dass 
die Regierungskoalition im parlamentarischen Verfahren 
zumindest das Inkrafttreten der verkürzten Aufbewah-
rungsfristen für Finanzinstitutionen um ein Jahr verscho-
ben hat. 

Anlage 8 

Erklärung 

von Senatorin Dr. Felor Badenberg 
(Berlin) 

zu Punkt 9 der Tagesordnung 

Das Land Berlin begrüßt grundsätzlich die vorgesehe-
ne Verkürzung der Aufbewahrungsfristen für Buchungs-
belege und Rechnungen auf acht Jahre. Das bedeutet eine 
bürokratische Entlastung, insbesondere für viele kleine 
und mittlere Unternehmen. 

Allerdings bereitet der nunmehr fehlende Gleichlauf 
zwischen den allgemeinen Aufbewahrungs- und Verjäh-
rungsfristen Probleme bei den Bemühungen um eine 
effektive Steuerfestsetzung und Strafverfolgung. Er hat 
zur Folge, dass de facto Beweismittel für Anklagen und 
Steuerrückforderungsbescheide noch vor Ablauf der 
steuerstrafrechtlichen Verjährungsfrist vernichtet werden. 
Die Bundesregierung wird gebeten, eine Regelung zu 
schaffen, dass zumindest Unterlagen Steuerpflichtiger, 
die der Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht unterliegen, nicht nur für ein Jahr, sondern 
dauerhaft von der Verkürzung der Aufbewahrungsfristen 
ausgenommen werden. 

Anlage 9 

Erklärung 

von Ministerin Bettina Martin 
(Mecklenburg-Vorpommern) 
zu Punkt 9 der Tagesordnung 

Das Land Mecklenburg-Vorpommern erklärt, dass das 
Vierte Bürokratieentlastungsgesetz der Bundesregie-
rung unterstützt wird. Das Gesetz soll die Bürgerinnen 
und Bürger, die Wirtschaft und die Verwaltung von über-
flüssiger Bürokratie entlasten sowie Abläufe vereinfa-
chen und verschlanken, ohne dabei notwendige Schutz-
standards infrage zu stellen. Neben der Verkürzung von 
Aufbewahrungspflichten im Handelsgesetzbuch sowie 
dem Verzicht auf nicht notwendige Formerfordernisse im 
Zivilrecht zugunsten der Digitalisierung liegt unter ande-
rem ein Schwerpunkt des Gesetzes in der Abschaffung 
der Hotelmeldepflicht für deutsche Staatsangehörige. 
Schließlich soll durch das BEG IV eine Entlastung in 
Höhe von 682 Millionen Euro verzeichnet werden kön-
nen. 

Hinsichtlich der Abschaffung der Meldepflicht für 
deutsche Staatsangehörige liegt es jedoch so, dass mit 
dem Entfallen der Meldepflicht im Bundesmeldegesetz 
(BMG) auch der gesetzliche Nebenzweck, die Datener-
hebung für die Erhebung von Fremdenverkehrs- und 
Kurbeiträgen, nicht mehr erfüllt werden kann. Soweit 
hinsichtlich der Daten in den Kur- und Tourismusabga-
bensatzungen also auf das Bundesmeldegesetz abgestellt 
wird, sind die Kur- und Tourismusabgabensatzungen 
dahin gehend anzupassen, dass kein Verweis mehr auf 
die §§ 29 und 30 BMG enthalten ist. Soweit namentlich 
auf die Meldescheine (nach §§ 29 und 30 BMG) verwie-
sen wird, können stattdessen Begriffe wie „Gästebei-
tragsscheine“ oder Ähnliches verwendet werden. 

Wenn das Gesetz am 1. Januar 2025 in Kraft tritt, 
müssten alle Gemeinden bundesweit ihre Satzungen noch 
innerhalb der nächsten Wochen anpassen. Um den Daten-
fluss nicht zu unterbrechen und weiterhin rechtssicher zu 
handeln, hat das Land Mecklenburg-Vorpommern vorge-
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schlagen, den Gemeinden eine angemessene Übergangs-
frist einzuräumen, in der sie ihre Satzungen abändern 
können. 

Anlage 10 

Erklärung 

von Staatsminister Dr. Florian Herrmann 
(Bayern) 

zu Punkt 36 der Tagesordnung 

Der Freistaat Bayern begrüßt die Bemühungen zur 
Verbesserung der Situation in der Kindertagesbetreu-
ung in Deutschland. Der Freistaat Bayern legt dabei 
besonderen Wert auf qualitativ hochwertige Bildung, 
Betreuung und Erziehung. Ein Qualitätsentwicklungsge-
setz mit bundesweit gleichwertigen, fachlich anerkannten 
qualitativen Standards bedarf es dazu jedoch nicht. Die-
ses wird daher abgelehnt. 

Zum einen fehlt es bereits an der Gesetzgebungskom-
petenz des Bundes für solche bundeseinheitlichen Stan-
dards. Zum anderen ist zu befürchten, dass es zu einer 
Angleichung der Qualität auf Basis eines kleinsten ge-
meinsamen Nenners kommt. Hierdurch droht in vielen 
Fällen keine Verbesserung, sondern gerade eine Ver-
schlechterung der Qualität im Bereich der frühkindlichen 
Bildung, Betreuung und Erziehung von Kindern in der 
Kindertagesbetreuung. 

Ferner würden Einführung und Kontrolle solcher 
Standards einen enormen Aufwuchs an Bürokratie bedeu-
ten. Der Freistaat Bayern setzt hingegen auf Eigenver-
antwortung und größtmögliche Flexibilität der Träger 
und steuert das System der Kindertagesbetreuung über 
eine Anreizförderung. 

Daher spricht sich der Freistaat Bayern dafür aus, dass 
der von Bund und Ländern gemeinsam mit dem KiTa-
Qualitäts- und -Teilhabeverbesserungsgesetz – KiQuTG – 
eingeschlagene Weg, wonach der Bund die Länder im 
Rahmen der Verteilung der Umsatzsteuerpunkte dabei 
unterstützt, qualitative Anreize im Land zu setzen, auch 
in Zukunft fortgesetzt und ausgebaut wird. 

Die Feststellung der Bundesregierung, dem Ziel, für 
gleichwertige Lebensbedingungen in Deutschland zu 
sorgen, sei man mit dem KiQuTG nur teilweise näherge-
kommen, ist insbesondere darauf zurückzuführen, dass 
der Bund sein ursprüngliches Vorhaben, die Bundesmittel 
jährlich bis zu einem Umfang von 5 Milliarden Euro zu 
steigern, aufgegeben hat. Dies war und ist aber Voraus-
setzung, um eine sukzessive Angleichung der Verhältnis-
se in den Ländern zu ermöglichen. Wenn aktuell eine 
höhere Bundesbeteiligung nicht möglich ist, muss sich 
der Bund zumindest über das Jahr 2026 hinaus dauerhaft 
und dynamisiert an den Kosten der bereits eingeleiteten 

Verbesserungen zur Steigerung der Qualität und auch der 
Teilhabe beteiligen. 

Anlage 11 

Erklärung 

von Staatssekretär Bernd Krösser 
(BMI) 

zu Punkt 36 der Tagesordnung 

Die Bundesregierung wird zeitnah einen Gesetzent-
wurf vorlegen, um eine Änderung des Finanzausgleichs-
gesetzes (FAG) herbeizuführen. Dadurch soll für die 
Ausgleichsjahre 2022 und 2023 jeweils eine zusätzliche 
Zwischenabrechnung zum bundesstaatlichen Finanzaus-
gleich auf einer dann gesicherten Rechtsgrundlage er-
möglicht werden. Änderungen, die sich durch den Zensus 
2022 ergeben, können damit frühzeitiger berücksichtigt 
werden, als dies bisher durch das FAG vorgesehen ist. 
Die Bundesregierung strebt an, dass das Gesetzgebungs-
verfahren bis spätestens Mitte 2025 abgeschlossen wird. 

Anlage 12 

Erklärung 

von Staatsminister Conrad Clemens 
(Sachsen) 

zu Punkt 11 der Tagesordnung 

Die Länder Sachsen, Berlin, Nordrhein-Westfalen, 
Schleswig-Holstein begrüßen dieses Entbürokratisie-
rungsvorhaben grundsätzlich und sehen sehr wohl die 
Erleichterungen im Zusammenhang mit dem Vorschlag. 

Allerdings weisen die Länder Sachsen, Berlin, Nord-
rhein-Westfalen, Schleswig-Holstein darauf hin, dass der 
Aspekt der Verkehrssicherheit mit betroffen ist. 

Die Geeignetheit zum Führen eines Kraftfahrzeuges 
kann eine Person anhand der erforderlichen Fahrerlaub-
nis nachweisen. Der Umfang und der Inhalt der Ausbil-
dung sowie der anschließenden Prüfung zum Erwerb der 
Fahrerlaubnis richten sich hierbei insbesondere auch nach 
der von der jeweiligen Fahrzeugart ausgehenden Be-
triebsgefahr (Größe/Masse/Leistung/Fahreigenschaften et 
cetera). Auch dem Halter von Fahrzeugen sind verschie-
dene Pflichten auferlegt, um deren Betriebsgefahr nicht 
zum Tragen kommen zu lassen und die Verkehrssicher-
heit zu gewähren. Zu diesen Pflichten gehört auch die 
Pflicht, sicherzustellen, dass das Fahrzeug nur von Perso-
nen genutzt wird, die über die erforderliche Fahrerlaubnis 
verfügen. Eine Lockerung dieser Pflicht in Form einer 
Überprüfung nach dem ersten Mal nur noch auf Anlass 
entbindet den Halter im Ergebnis nicht von seiner Ver-
antwortlichkeit, ist aber mit der Gefahr verbunden, dass 
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etwaige Einschränkungen hinsichtlich der Fahreignung 
(Fahrverbote, Führerscheinentzug et cetera) häufiger 
unentdeckt bleiben. Einem solchen Risiko könnte gege-
benenfalls durch arbeitsvertragliche Maßnahmen entge-
gengewirkt werden. 

Anlage 13 

Erklärung 

von Minister Nathanael Liminski 
(Nordrhein-Westfalen) 

zu Punkt 27 der Tagesordnung 

Die Zustimmung des Landes Nordrhein-Westfalen zu 
Ziffer 82 der Empfehlungen der Ausschüsse basiert da-
rauf, dass der Antrag grundsätzlich dazu beiträgt, eine 
weitere Störung des Bundeskonzepts zur Windenergie-
ausbausteuerung abzuwenden. Daneben bleiben aller-
dings zahlreiche Probleme ungelöst, die die Wirksamkeit 
des Bundeskonzepts insgesamt in Zweifel stellen. Das 
Versprechen des Bundes, den Ländern einen wirksamen 
Steuerungsmechanismus für einen möglichst ambitionier-
ten Ausbau der Windenergie zur Verfügung zu stellen, 
steht damit zur Disposition. Hiermit wäre ein enormer 
Schaden für die Akzeptanz des Windkraftausbaus bei den 
Bürgerinnen und Bürgern verbunden. Es bedarf vor dem 
Hintergrund aktueller Rechtsprechung zusätzlich einer 
Eingrenzung der Anwendung des § 2 EEG insbesondere 
außerhalb der auszuweisenden Flächenkulisse, um Wer-
tungswidersprüche zur bundesrechtlichen Entprivilegie-
rung bei Flächenzielerreichung der WindBG-Ziele zu 
vermeiden. Auch bedarf es wirksamer Instrumente, den 
Zubau von Windenergieanlagen bereits in der Über-
gangszeit bis zur Feststellung der Flächenbeitragswerte in 
die Windenergiegebiete zu lenken. Ungelöst bleibt auch 
die Thematik der unzumutbaren Haftungsrisiken der 
Länder und Kommunen durch den Wechsel des Rechts-
regimes mit Feststellung der Flächenziele. Das Land 
weist ergänzend auf seinen angenommenen Antrag zum 
1047. Plenum des Bundesrats vom 27. September 2024 
(BR-Drucksache 396/4/24) in Sachen „Entwurf eines 
Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2413 
in den Bereichen Windenergie an Land und Solarenergie 
sowie für Energiespeicheranlagen am selben Standort“ 
hin und fordert den Bund dringend auf, Regelungsme-
chanismen für die vorgenannten offenen Fragen herbei-
zuführen. 

Anlage 14 

Erklärung 

von Staatsminister Manfred Pentz 
(Hessen) 

zu Punkt 34 der Tagesordnung 

Für Herrn Staatsminister Kaweh Mansoori gebe ich 
folgende Erklärung zu Protokoll: 

Ihnen liegt die Dritte Verordnung zur Änderung 
der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla-
gen vor. Hier gab es in beiden damit befassten Ausschüs-
sen wenig Diskussionsbedarf. Man darf also auch einmal 
konstatieren, dass die Zusammenarbeit zwischen Bund 
und Ländern gut lief. Die Verordnung kam ohne Gegen-
stimmen und nur mit einer einzigen Maßgabe durch, und 
um diese Maßgabe geht es mir heute. 

Es geht um die Erleichterung der Genehmigung für 
Anlagen zur Elektrolyse von Wasserstoff mit einer Kapa-
zität bis 10 Megawatt. 

Elektrolyse – für alle Kolleginnen und Kollegen, die 
damit nicht so oft zu tun haben – ist ein Verfahren, bei 
dem Wasser mithilfe von elektrischem Strom in seine 
Bestandteile aufgeteilt wird: Wasserstoff und Sauerstoff. 

Für Unternehmen ist die Wasserstoffgewinnung ein 
entscheidender Faktor beim Wandel der Energieerzeu-
gung. Erstens ist es ein Beitrag zur Reduzierung von 
CO2-Emissionen. Das ist gerade für Industrien wichtig, 
die noch auf fossile Brennstoffe angewiesen sind und 
einen hohen Energiebedarf haben. Das betrifft gleicher-
maßen die Stahl-, Chemie- und Zementindustrie – Bran-
chen also, die nicht bruchlos auf Elektrifizierung umstei-
gen können. So weit sind wir uns alle einig. Uneinig sind 
wir uns mit der Bundesregierung darin, wie hoch die 
Grenze anzusetzen ist, ab der Elektrolyseure nicht mehr 
dem vereinfachten Genehmigungsverfahren unterstellt 
werden. 

In dem Entwurf der Verordnung stehen 5 Megawatt. 
Auf diese Zahl haben sich Bund und Länder in einem 
langen Austausch geeinigt. Ich trete für 10 Megawatt ein. 
Warum? 

Ausgangspunkt aller Überlegungen zur Genehmi-
gungsbedürftigkeit ist die Gefahr. Wir alle wollen Gefah-
ren eindämmen. Und von großen Anlagen können größe-
re Gefahren ausgehen. Nun können sie einen Flüssiggas-
tank mit Wasserstoff mit einer Menge von 3 Tonnen 
Wasserstoff vor einer Baustelle hinstellen, ohne dass dies 
einer Genehmigung bedarf. Diese Menge korrespondiert 
in etwa mit einer Produktionskapazität von 10 Megawatt. 
Es ist ein lebensnaher, anwenderfreundlicher Wert, der 
jedem in den Branchen sofort einleuchtet. Die 
5 Megawatt sind dagegen ein gegriffener Wert. Die Wie-
dergabe eines Kompromisses. Mehr geht nicht, sagt die 
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Bundesregierung, vertreten durch das Bundesumweltmi-
nisterium. 

Ich habe mir das Schreiben der Staatssekretärin 
Dr. Rohleder durchgelesen, und auch sie verweist darin 
lediglich auf einen politischen Kompromiss und damit 
auf ein Verkündungshindernis, was bei Lichte besehen 
mehr politischer und weniger rechtlicher Natur sein dürf-
te. Europarechtlich sehe ich hier keinen Verstoß, und die 
Staatssekretärin konnte diesen leider auch nicht näher 
spezifizieren. Gibt es Abweichungen zum UVP-Gesetz? 
Der Ansicht könnte man sein, die gibt es aber jetzt auch 
schon an anderer Stelle im Gesetz. Man wird es so oder 
so bei nächster Gelegenheit anpassen müssen. 

Ich denke, wir können daher eine an der Praxis orien-
tierte Entscheidung treffen. Wer einen Tank in dieser 
Größe ohne Genehmigung aufstellen darf, der sollte auch 
eine Produktion mit dieser Kapazität im vereinfachten 
Genehmigungsverfahren durchführen können. Auch das 
gibt es nicht umsonst. Auch hier wird geprüft. 

Seien wir mutig! Lassen Sie uns für Unternehmen den 
Einstieg in die Wasserstofferzeugung leichter und le-
bensnaher machen! Wir brauchen in unserem Land Zei-
chen des Aufbruchs, um die gegenwärtige Stagnation zu 
lösen. Nicht um jeden Preis, und alles hat Grenzen. Die 
Limits sehe ich bei unserer Maßgabe nicht als erreicht an. 

Wir können hier und heute einen Beitrag zur Entbüro-
kratisierung leisten – wir reden nicht nur darüber, son-
dern wir setzen uns auch dafür ein, dass die in der Kraft-
werksstrategie angekündigten 10 Gigawatt auch umge-
setzt werden können. 

Deshalb bitte ich Sie um Ihre Zustimmung, verein-
fachte Verfahren für Elektrolyseure mit einer elektrischen 
Nennleistung von 10 Megawatt vorzusehen. 

Anlage 15 

Erklärung 

von Ministerin Wiebke Osigus 
(Niedersachsen) 

zu Punkt 40 der Tagesordnung 

Als wir mit dem Ausbau der erneuerbaren Energien 
begannen, waren wir dankbar, dass es neben Windkraft 
und Photovoltaik die Biomasse gab, die zur Stromerzeu-
gung beigetragen hat. Auch wenn die Anbaubiomasse 
stets von einigen aus unterschiedlichen Gründen kritisch 
betrachtet wurde, konnten wir den hohen Anteil Erneuer-
barer nur mit Biomasse erreichen. 

Zu dem Zeitpunkt, als der Anteil der fossilen Energie-
quellen am Strommix noch sehr hoch war, war es sinn-
voll, dass die Biomasseanlagen durchgelaufen sind. Zu 
dem Zeitpunkt musste keine Rücksicht darauf genommen 

werden, ob viel oder wenig Wind- und Solarstrom im 
Netz war. 

Aber die Zeiten haben sich geändert. Und das ist gut 
so. Wind und PV dominieren die Erzeugung aus erneuer-
baren Energien. Sie sind das Rückgrat unserer Stromver-
sorgung, und deren Zubau hat seinen Zenit noch längst 
nicht erreicht. 

Aber es ist auch klar: Wir können, wir dürfen und wir 
sollten nicht auf die Energieerzeugung aus nachhaltig 
erzeugten Molekülen verzichten. Sie sind das fehlende 
Puzzleteil für die Versorgungssicherheit bei der klimage-
rechten Energieversorgung. Sie sind der passende Spei-
cher und schaffen die nötige Flexibilität, die wir brau-
chen. 

Bei allen Überlegungen, Prognosen und Anstrengun-
gen in Sachen Wasserstoff: Wir brauchen auf absehbare 
Zeit auch noch die Stromerzeugung aus Biomasse. 
Aber das ist kein Selbstläufer: Die Biogasbranche muss 
in die modernen Systeme von heute passen und – soweit 
noch nicht erfolgt – sich anpassen. 

Jedoch wird das nicht von allein geschehen. Im Ge-
genteil: Die Anlagen, die nun in den kommenden Jahren 
aus der Förderung fallen, können unter dem aktuellen 
Regime oft nicht systemdienlich weiterbetrieben werden. 

Die Anlagen müssen entsprechend umgerüstet wer-
den – es ergibt sich ein enormer Investitionsbedarf. Nur 
mit neuen Anreizen und Regeln, nur mit auskömmlichen 
und stabilen Rahmenbedingungen werden die Biogasan-
lagen auch zukünftig systemdienlich betrieben werden 
können. 

Ziel ist es, dass die Bundesrepublik Deutschland 2045 
klimaneutral ist. Wenn wir dies erreichen wollen, brau-
chen wir Klimaneutralität in jedem Sektor. Um Treib-
hausgasneutralität in der Energieversorgung baldmög-
lichst zu erreichen, werden die erneuerbaren Energien 
ausgebaut. Wir schreiten beim Ausbau von Windkraft- 
und Photovoltaikanlagen voran und können zugleich auf 
Bestandsanlagen nicht verzichten. Biogasanlagen, die 
Strom flexibel erzeugen können, drohen vom Netz zu 
gehen, weil ihnen eine nachhaltige Perspektive fehlt. 

Aktuell sind bundesweit knapp 10 000 Biogasanlagen 
in Betrieb. Diese haben eine installierte elektrische Leis-
tung von rund 5,9 Gigawatt. Auf deren wichtigen Beitrag 
zur Energiewende können, sollten und wollen wir nicht 
verzichten. 

Ein Teil der Anlagen produziert dann Strom, wenn er 
benötigt wird, nämlich dann, wenn das Dargebot von 
Wind- und Solarstrom gering ist. Ein anderer Teil der 
Anlagen könnte das, wenn er entsprechend ertüchtigt 
würde, auch. Das sollten wir uns zunutze machen. Dabei 
sollten wir aber auch klar sein und sagen, dass Anlagen, 
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die nicht flexibel arbeiten und Wärme nicht sinnvoll 
nutzen, keine Zukunft haben werden. 

Biogasanlagen können flexibel eingesetzt werden, be-
sonders um das Stromnetz zu stabilisieren, wenn der 
Ertrag aus Wind- und Solarenergie schwankt. Sie können 
bei hohem Strombedarf schnell Strom einspeisen, was die 
Versorgungssicherheit erhöht. Dieser Aspekt sollte auch 
in der zukünftigen Kraftwerksstrategie berücksichtigt 
werden. 

Biogasanlagen können auch in der Wärmeversorgung 
eine wichtige Rolle einnehmen. Dazu brauchen wir stabi-
le und zukunftsfeste Rahmenbedingungen des Bundes. 

Damit Biogas eine Zukunft hat, ist es wichtig, den 
Einsatz von Anbaubiomasse wie beispielsweise Mais zu 
reduzieren und vermehrt alternative Biomasse, wie bio-
gene Rest- und Abfallstoffe, einzusetzen. 

Wir brauchen daher auch hier verbesserte Rahmenbe-
dingungen, um die technologischen Möglichkeiten der 
Nutzung von biogenen Rest- und Abfallstoffen vollstän-
dig auszuschöpfen. Pflanzen, die als Futter- und Nah-
rungsmittel nicht primär geeignet sind, können so nutzbar 
gemacht werden. Auch sollten vermehrt Gülle und Fest-
mist in Biogasanlagen vergärt werden und Energie erzeu-
gen, bevor sie als wertvoller Dünger eingesetzt werden. 

Wenn Biogasanlagen gerade dann einspeisen, wenn 
die Strompreise hoch sind, tragen sie effektiv zur Sen-
kung der Strompreise bei und sparen fossile Reserve-
kapazitäten. Wenn Biogasanlagen im Verbund gedacht 
auch einen Beitrag zur kommunalen Wärmeversorgung 

leisten, haben wir einen doppelten Nutzen, da sie dann 
auch helfen, den Wärmesektor zu dekarbonisieren. 

Um viele der Anlagen, die in den kommenden Jahren 
aus der Förderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
(EEG) fallen werden, nutzbringend für die Energiewende 
erhalten zu können, ist es wichtig, jetzt zügig zu handeln. 
Nur dann werden Anlagen, die eine Perspektive verdient 
haben, auch eine bekommen. 

Wir bitten mit dem Antrag den Bund, die Anreiz- und 
Vergütungssysteme anzupassen und Biogasanlagen auch 
bei der Reservekraftwerksstrategie der Bundesregierung 
als klimafreundliche Alternative zu berücksichtigen. 

Wenn wir die Rahmenbedingungen wie im Antrag ge-
fordert anpassen, verhelfen wir der Bioenergie zu einer 
Perspektive. Die technischen Herausforderungen für die 
notwendige Umstellung sind lösbar. Nur muss auch der 
Rahmen stimmen. Dazu gehört, dass die Einsparungen 
von Treibhausgasemissionen durch die Verwertung land-
wirtschaftlicher Reststoffe in zukünftige Ausschreibun-
gen zur Biogasproduktion einfließen sollten. Ein weiterer 
wichtiger Punkt ist, ausreichende Speicherkapazitäten für 
Rohgas und Wärme sowie eine ausreichende Aufnahme-
kapazität der jeweiligen Stromnetze für die im Bedarfs-
falle höhere Einspeiseleistung zu schaffen. So wie vorge-
schlagen kann Biogas als stabilisierender Faktor unser 
Energiesystem stärken und zur Versorgungssicherheit 
und zur Transformation beitragen. 

Daher bitten wir um Unterstützung des Antrags. 
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